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F sind auch Menschen, alle gleich, ich habe gehört es sind hier alle gleich, 

aber hier in der Schweiz sind nicht alle gleich, mit F bist du nicht gleich. 

(Interview 9) 

 

 

 

 

 

 

Vögel können über Grenzen fliegen, aber wir sind Menschen und anschei-

nend weniger wert als Vögel. (Interview 6) 

 

 

 

 

 

 

 

Ein Hund in der Schweiz er hat einen Pass, ich bin ein Mensch, warum hab 

ich keinen Pass? (Interview 7) 
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Abstract 

 

Nearly 7’000 beneficiaries of subsidiary protection (permit F) without refugee status live in the 

Canton of Zurich, Switzerland. Due to their transitory and insecure residence status they lead pre-

carious lives and are often dependent on the provision of welfare. In 2017 the majority of those 

who voted agreed to an alteration of the cantonal law governing social welfare benefits in the 

Canton of Zurich. Thus, from 2018 onwards, the beneficiaries of subsidiary protection without 

refugee status residing in the Canton of Zurich receive reduced welfare payments compared to 

Swiss citizens and foreigners with residence permits. The present qualitative study draws on nine 

interviews with beneficiaries of subsidiary protection and one expert interview and aims at ex-

amining the effects of the reduction of welfare payments to beneficiaries of subsidiary protection 

in the Canton of Zurich. The study provides insights into the precariousness of livelihoods of af-

fected persons. The reduction of welfare payments shows effects of increasing pressure on bene-

ficiaries of subsidiary protection to accept and work towards their integration into precarious 

work. In addition, there are signs of reduced opportunities for social inclusion and participation 

in society due to minimal financial resources.  
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1. Einleitung 

1.1 Problembeschreibung und Fragestellung 

Im September 2017 haben die Stimmenden des Kantons Zürich die Vorlage zur Änderung des So-

zialhilfegesetzes und die Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig aufgenommene Perso-

nen mit über 67% angenommen (Statistisches Amt Kanton Zürich o.J.). Mit der Umsetzung des 

geänderten Sozialhilfegesetzes im Sommer 2018 erhalten vorläufig aufgenommene Personen 

fortan Unterstützungsleistungen unter den Bestimmungen der Asylfürsorgeverordnung und wer-

den nicht mehr durch die Sozialhilfe unterstützt (Regierungsrat des Kantons Zürich 2017b). Als 

vorläufig aufgenommene Personen werden im Schweizer Asylwesen Schutzsuchende bezeichnet, 

deren Antrag auf Asyl abgewiesen wurde, «wobei sich aber der Vollzug der Wegweisung als un-

zulässig […], unzumutbar […] oder unmöglich […] erwiesen hat» (SEM o.J.a). Obschon die vorläu-

fige Aufnahme eine Ersatzmassnahme und keine eigentliche Aufenthaltserlaubnis darstellt, ver-

bleiben über 90% der vorläufig aufgenommenen Personen langfristig in der Schweiz (SECO & 

BFM 2012: 1). Aufgrund dessen besteht für vorläufig aufgenommene Personen ein Integrations-

auftrag, welcher die Teilhabe «am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben der Gesell-

schaft» (AIG §4 Abs. 2) ermöglichen soll. 

Das Bundesgesetz über die Ausländer und Ausländerinnen und über die Integration (AIG) 

schreibt in Artikel 86 Absatz 1 fest, dass der Ansatz der Unterstützungsleistungen für vorläufig 

aufgenommene Personen unter demjenigen der einheimischen Bevölkerung liegen muss. Zahlrei-

che Schweizer Kantone haben somit das kantonale Asylrecht an das Bundesgesetz angepasst und 

zahlen vorläufig aufgenommenen Personen eine reduzierte Sozialhilfe aus (Dienststelle Asyl- und 

Flüchtlingswesen Luzern o.J.; Kanton Aargau o.J.; Sozialhilfe Kanton Basel Stadt o.J.). Mit der An-

nahme der Vorlage zur Änderung des Sozialhilfegesetzes zieht der Kanton Zürich nach (Regie-

rungsrat des Kantons Zürich 2017a: 21) und unterstützt vorläufig aufgenommene Personen 

fortan unter den Bestimmungen der Asylfürsorgeverordnung. Die Unterstützung der vorläufig 

aufgenommenen Personen gemäss der Asylfürsorge umfasst gegenüber der Sozialhilfe primär 

eine Kürzung des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt (GBL). Die Sozialkonferenz Kanton Zü-

rich (Soko) schlägt hierbei eine Reduktion von 30% vor (Soko 2017: 5). Dabei handelt es sich je-

doch lediglich um eine Empfehlung, die Zuständigkeit für die Erbringung der Leistungen der Asyl-

fürsorge obliegt den Gemeinden. Somit bestimmen die Zürcher Gemeinden eigenhändig über die 

Höhe der Ansätze der Mietzinsrichtlinien und des GBL und über Art und Umfang von Integrati-

onsmassnahmen für vorläufig aufgenommene Personen (map-F 2018: 5). 

Zahlreiche Studien zeugen von den prekären Lebensumständen (Kalbermatter 2012; Kamm et al. 

2003; UNHCR 2013; UNHCR 2014) und der prekären Lage auf dem Arbeitsmarkt (Gnesa 2018; 

Lindenmeyer et al. 2008; Morlok & Liechti 2014; Spadarotto et al. 2014; VKM & VSAA 2014) der 

vorläufig aufgenommenen Personen. Die Auswirkungen der Aufhebung der Sozialhilfeleistungen 

für vorläufig aufgenommene Personen im Kanton Zürich wurden jedoch, nach meinem Wissen, 

noch nicht wissenschaftlich untersucht. Lediglich der unabhängige Verein map-F, der als «Moni-

toringstelle» (map-F 2020a) die Entwicklungen seit der Umsetzung des geänderten Sozialhilfege-

setzes dokumentiert, hält in mittlerweile drei Berichten fest, dass die Prekarität der Lebensum-

stände der vorläufig aufgenommenen Personen verstärkt wurde und zahlreiche zusätzliche Integ-

rationshürden und Missstände geschaffen wurden (map-F 2018; map-F 2019; map-F 2020b). 

Die vorliegende Arbeit knüpft an dieser Stelle an und hat zum Ziel die Situation der vorläufig auf-

genommenen Personen in verschiedenen Integrationsbereichen im Kanton Zürich und 
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insbesondere die Auswirkungen des geänderten Sozialhilfegesetzes zu eruieren. Folgende For-

schungsfragen wurden formuliert: 

Wie manifestiert sich die Prekarität der vorläufig aufgenommenen Personen im Kanton Zü-

rich in den Integrationsbereichen der Erwerbstätigkeit, Ausbildung, Bildung, Wohnen, Mobi-

lität, gesellschaftliche Teilhabe und Gesundheit? 

Welche Auswirkungen hat die Aufhebung der Sozialhilfeleistungen im Kanton Zürich auf vor-

läufig aufgenommene Personen in den Integrationsbereichen der Erwerbstätigkeit, Ausbil-

dung, Bildung, Wohnen, Mobilität, gesellschaftliche Teilhabe und Gesundheit? 

 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit umfasst neun Kapitel, die sich mit den folgenden Aspekten befassen. 

Kapitel 2 beleuchtet kurz den geschichtlichen Hintergrund und Werdegang der schweizerischen 

Integrationspolitik, in welchem der Forschungsgegenstand eingebettet ist. 

Kapitel 3 beleuchtet die gesetzlichen Rahmenbedingungen der vorläufigen Aufnahme, behandelt 

die Änderung des Sozialhilfegesetzes im Kanton Zürich und präsentiert einen Überblick über den 

Personenkreis der vorläufig aufgenommenen Personen. 

In Kapitel 4 werden die wissenschaftlichen Diskurse und Bestandesaufnahmen der Integration 

von Geflüchteten in der Schweiz und Europa aufgegriffen. Weiter wird auf die spezifische Situa-

tion der vorläufig aufgenommenen Personen eingegangen. 

Kapitel 5 beschreibt die theoretischen Grundlagen des Prekaritätsbegriffs und der Gouvernemen-

talität, welche die Analyseperspektive der vorliegenden Arbeit bilden. 

Kapitel 6 widmet sich den im Rahmen der vorliegenden Arbeit angewendeten Methoden. 

Kapitel 7 präsentiert die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit. 

In Kapitel 8 werden die zuvor präsentierten Ergebnisse mit Hilfe der Konzepte der Prekarität und 

Gouvernementalität und der bisherigen empirischen Erkenntnissen diskutiert. 

In Kapitel 9 werden die Forschungsfragen der vorliegenden Arbeit beantwortet und Limitationen 

des Vorgehens präsentiert.  

 

1.3 Begriffsklärung 

Auch anerkannte Flüchtlinge können, wenn sogenannte «Asylausschlussgründe» (AIG §83 Abs. 8) 

vorliegen, vorläufig aufgenommen werden. Diese Personengruppe, welche unter allen Personen 

mit einer vorläufigen Aufnahme zirka 20% ausmachen (SEM 2020: 8, Stand 31.12.2019), ist je-

doch von den Änderungen des Sozialhilfegesetztes ausgeschlossen und erhält weiterhin Unter-

stützungsleistungen unter den Bestimmungen der Sozialhilfe (AIG §86 Abs. 1bis). Infolgedessen 

sind vorläufig aufgenommene Flüchtlinge für die vorliegende Arbeit nicht relevant. 

Um die wertende Terminologie der Schweizer Gesetzgebung der «vorläufig aufgenommenen Aus-

länder» (SEM o.J.a) zu meiden, wird in der vorliegenden Arbeit der Begriff vorläufig aufgenom-

mene Personen verwendet, wobei die vorläufig aufgenommenen Flüchtlinge nicht mitgemeint 

sind. 
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2. Geschichtlicher Hintergrund 

Für die Untersuchung der Änderung des Sozialhilfegesetzes im Kanton Zürich als integrationspo-

litische Massnahme, ist der geschichtliche Hintergrund der schweizerischen Integrationspolitik 

relevant. Folglich werden in diesem Kapitel der Werdegang der schweizerischen Integrationspo-

litik und das Postulat des Fördern und Fordern aufgezeigt und kritisch beleuchtet. 

 

2.1 Der Werdegang der heutigen Integrationspolitik der Schweiz 

Auch wenn der Begriff der Integration in der Migrationspolitik heute fast nicht mehr weg zu den-

ken ist, dauerte es bis in die 1980er Jahre, bis dieser an Popularität gewann und allmählich die 

«Politik der Nicht-Integration» (Niederberger 2004: 41) und Assimilationsforderungen ersetzte 

(Wicker 2009: 23).  

Das temporäre Verständnis von Migration in der Schweiz gewährte bis in die 1960er Jahre (Menet 

2013: 5; Piñeiro 2015: 176). Ausländische Arbeitskräfte sollten sich lediglich kurzzeitig in der 

Schweiz aufhalten und dann wieder in das Herkunftsland zurückkehren. Mit dieser Auffassung 

von Migration, welche Schönenberger & D’Amato (2009: 6) als «Rückkehrillusion» bezeichnen, 

bestand folglich auch kein Interesse daran, Ausländer*innen die Eingliederung in die Schweizer 

Gesellschaft zu erleichtern. Als Mitte der 1960er Jahre «die über längere Zeit anwesende[n] Ar-

beitskräfte […] nun als ein wichtiger wirtschaftlicher Rohstoff wahrgenommen [wurden], den es 

zu erhalten galt» (Piñeiro 2015: 177), war die Migrationspolitik fortan an der rechtlichen und so-

zialen Besserstellung der Ausländer*innen interessiert. Gleichzeitig sollten die Ausländer*innen 

mittels Assimilation an die Schweizer Bevölkerung angepasst werden (Menet 2013: 5; Niederber-

ger 2004: 75; Piñeiro 2015: 178). Es war in dieser Zeit, als erste Massnahmen zur Sicherung und 

Verbesserung der Rechtsstellung von Ausländer*innen ergriffen wurden (Niederberger 2004: 

152; Piñeiro 2015: 218). So wurde der Familiennachzug erleichtert, der Berufswechsel gesichert 

und das Anwesenheitsrecht verbessert (Niederberger 2004: 152). Dies markierte den Beginn ei-

ner Migrationspolitik, die aktiv auf eine gesamtheitliche Eingliederung der Ausländer*innen hin-

arbeitete. Zudem wurde erstmals darauf aufmerksam gemacht, dass eine effektive Assimilation 

der Ausländer*innen auch die Mithilfe der einheimischen Bevölkerung und Politik voraussetzt 

(Piñeiro 2015: 211). Piñeiro (2015: 211) betrachtet diese Entwicklungen als eine Wende von 

Angst vor Überfremdung zu Wertschätzung der Ausländer*innen, als eine «neue Ausländerpoli-

tik», die von «humanitärem Verständnis» und «Grosszügigkeit» gekennzeichnet sei. Dabei darf 

jedoch nicht vergessen werden, dass Assimilation die «Preisgabe beziehungsweise Preisgabe aller 

Herkunftseigenschaften» (Piñeiro et. al. 2009: 10) bedeutet und es fraglich ist, inwiefern diese von 

Humanität und Grosszügigkeit geprägt ist. Weiter waren die Beweggründe für diese neuerlichen 

Eingliederungsforderungen von Ausländer*innen primär wirtschaftlicher Natur und lediglich das 

neuste Instrument der noch immer dominierenden Überfremdungsabwehr (Niederberger 2004: 

72; Piñeiro 2015). 

Die eigentliche Wende hin zur Integration erkennen Wicker (2009: 35) und Piñeiro (2015: 281) 

erst in den 1980er Jahren. Die Idee einer Überfremdungsgefahr rückte allmählich in den Hinter-

grund, Ziel war nun vielmehr das friedliche Zusammenleben der einheimischen und ausländi-

schen Bevölkerung (Piñeiro 2015: 281). Die klassische Überfremdungsabwehr wich der Idee der 

Integration von Ausländer*innen, um dieses Ziel zu erreichen (Piñeiro 2015: 281). Nicht mehr der 

Grad der Überfremdung war entscheidend für die Ausgestaltung der Schweizer Migrations- und 

Zulassungspolitik, sondern der Grad der Integration (Piñeiro 2015: 281). Der Mehrheit der in der 
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Schweiz verweilenden Ausländer*innen sollte nun die Partizipation am gesellschaftlichen Leben 

ermöglicht werden, die offizielle Haltung von Kampf und Abwehr richteten sich fortan in erster 

Linie gegen «fehlbare Ausländer» (Piñeiro 2015: 281). Blieben zu Zeiten des Assimilationspara-

digmas Integrationsbemühungen einzig Schulen, Gemeinden, Betrieben, Vereinen und dem priva-

ten Sektor überlassen (Niederberger 2004: 152 – 153), wurde der Staat nun aktiv und erklärte die 

Integration der ausländischen Bevölkerung schliesslich zur staatspolitischen Aufgabe (Piñeiro 

2015: 281). Die neue Integrationspolitik hatte enorme Strahlkraft und wirkte sich schliesslich 

nachhaltig auf «sämtliche Steuerungsmechanismen im Migrationsbereich» (Piñeiro 2015: 222) 

aus. Seit den 1990er Jahren ist die Integrationspolitik bestimmend für die Schweizer Zulassungs-

politik sowie für die Aufenthaltspolitik (Piñeiro 2015: 282; Wicker 2009: 34).  

Die Integrationsthematik ist seit 1999 und dem Integrationsartikel im Bundesgesetz über Aufent-

halt und Niederlassung der Ausländer in der Schweiz gesetzlich verankert (Wicker 2009: 36). Seit-

her hat die Integration einen festen Platz in der migrationspolitischen Gesetzgebung und ist heute 

im Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration (AIG) und in 

der Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern (VIntA) geregelt. Arti-

kel 4 Absatz 2 des AIG charakterisiert dabei Integration folgendermassen: Ziel soll das «Zusam-

menleben der einheimischen und ausländischen Wohnbevölkerung auf der Grundlage der Werte 

der Bundesverfassung und gegenseitiger Achtung und Toleranz» sein. Integration soll Auslän-

der*innen die Teilhabe «am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben der Gesellschaft» er-

möglichen, unter der Voraussetzung eines «entsprechenden Willen der Ausländerinnen und Aus-

länder als auch die Offenheit der schweizerischen Bevölkerung». Ausserdem sollen sich Auslän-

der*innen «mit den gesellschaftlichen Verhältnissen und Lebensbedingungen in der Schweiz aus-

einandersetzen» und sich eine Landessprache aneignen. Analog zum dualen Zulassungssystem 

der Schweiz wird auch bei den Integrationsanforderungen zwischen EU-/EFTA-Raum und Dritt-

staaten unterschieden (AIG §2 Abs. 2 – 3). Das AIG ist folglich bei Bürger*innen aus EU-/EFTA-

Staaten kaum noch anwendbar (Piñeiro 2015: 248). Während EU-/EFTA-Staatsangehörige «ohne 

Vorbehalte als integrationsfähig» (Wicker 2009: 35) angesehen werden, erfolgt bei Drittstaatsan-

gehörigen eine Zuschreibung von Defiziten, die es ihnen nicht erlauben, sich ohne Weiteres in die 

schweizerische Gesellschaft zu integrieren. 

Die Integration erfolgt in erster Linie «in den bestehenden Strukturen auf Ebene des Bundes, der 

Kantone und der Gemeinden» (AIG §54), den sogenannten Regelstrukturen. Ausländer*innen und 

Personen des Asylbereichs sollen demzufolge in bestehende Institutionen in den Bereichen Bil-

dung, Arbeit, Freizeit, Soziales und Gesundheit integriert werden (AIG §54). Ergänzend füllt die 

spezifische Integrationsförderung Lücken in den Regelstrukturen (AIG §55). Seit 2014 sind diese 

spezifischen Massnahmen unter den Kantonalen Integrationsprogrammen (KIP) gebündelt (KIP 

o.J.). Diese Integrationsprogramme werden häufig von nichtstaatlichen Akteuren, wie gemeinnüt-

zige Organisationen und privatwirtschaftliche Unternehmen durchgeführt (Fachstelle Integration 

Kanton Zürich 2018). Im Rahmen der spezifischen Integrationsförderung erhalten Kantone aus-

serdem pro anerkanntem Flüchtling und pro schutzbedürftiger Person mit Aufenthaltsbewilli-

gung eine einmalige Integrationspauschale von 18'000 Franken (VIntA §15 Abs. 1).  

Integration ist Aufgabe des Bundes, der Kantone und der Gemeinden (AIG §53 Abs. 4). Während 

der Bund und das Staatssekretariat für Migration (SEM) eher Koordinations- und Kontrollarbei-

ten verrichten, sind die Kantone und Gemeinden für «die Zusammenarbeit mit den Institutionen 

der Regelstrukturen» (VIntA §4 Abs. 1) zuständig (AIG §56 Abs. 1 – 5). 
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2.2 Fördern und Fordern 

Nachdem die Migrationspolitik der Schweiz folglich in den 1980er Jahren zur Einsicht gekommen 

war, dass Förderung für die Integration von Ausländer*innen nötig ist für das friedliche Zusam-

menleben der Bevölkerung, gesellt sich zu Beginn der 2000er Jahre (Präsidialdepartement des 

Kantons Basel-Stadt Kantons- und Stadtentwicklung 2012: 12) das Postulat des Forderns zum 

Verständnis von Integration dazu (Piñeiro et. al. 2009: 13). Das Integrationsparadigma «Fördern 

und Fordern» taucht erstmals im Integrationsleitbild des Kantons Basel-Stadt 1999 auf und ge-

winnt zunehmend an Popularität (Piñeiro et. al. 2009: 12). Neben den Massnahmen zur Förderung 

von Ausländer*innen werden nun vermehrt Forderungen gestellt (Menet 2013: 6; Piñeiro et. al. 

2009; Piñeiro 2015: 255 – 281). Klare Anforderungen an Zugezogene werden formuliert und die 

Verbindlichkeit zur Integration betont (Menet 2013: 6). Absatz 3 der VIntA (§10) und Artikel 58b 

des AIG zeigen auf, wie sich das das Postulat des Forderns in der heutigen Integrationspolitik aus-

gestaltet: 

Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Personen, die Sozialhilfe beziehen, können zur Teil-

nahme an Integrations- oder Beschäftigungsprogrammen verpflichtet werden; die Verpflich-

tung von vorläufig aufgenommenen Personen kann in Form einer Integrationsvereinbarung 

erfolgen. 

(VIntA §10) 

Weiter wird ausgeführt, dass bei Versäumnissen dieser Integrationsvereinbarung nachzukom-

men, Sozialhilfeleistungen gekürzt werden können (VIntA §10 Abs. 2). Artikel 58b Absatz 2 des 

AIG umschreibt eine solche Integrationsvereinbarung weiter:  

Sie kann insbesondere Zielsetzungen enthalten zum Erwerb von Sprachkompetenzen, zur 

schulischen oder beruflichen und wirtschaftlichen Integration sowie zum Erwerb von Kennt-

nissen über die Lebensbedingungen, das Wirtschaftssystem und die Rechtsordnung in der 

Schweiz. 

(AIG §58b Abs. 2) 

Ferner können Integrationsvereinbarungen an Aufenthaltsbewilligungen geknüpft werden. Die 

Erteilung oder Verlängerung von Aufenthaltsbewilligungen kann durch den Abschluss einer In-

tegrationsvereinbarung bedingt sein (AIG §58b Abs. 3). Aufenthaltsbewilligungen können auf-

grund einer nicht eingehaltenen Integrationsvereinbarung gar widerrufen werden (AIG §62 Abs. 

1g). 

Die Verpflichtung zur Integration wird bei tieferer Einsicht in das AIG weiter deutlich. Der «Integ-

rationsgrad» (Menet 2013: 7) einer Person ist bei einer Vielzahl von Gesetzesartikeln im AIG ent-

scheidend: Artikel 58a Absatz 1 definiert die Kriterien, anhand welcher die «Beurteilung der In-

tegration» erfolgen soll: 

a. die Beachtung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung; 

b. die Respektierung der Werte der Bundesverfassung; 

c. die Sprachkompetenzen; und 

d. die Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung. 

(AIG §58a Abs. 1) 

Diese Kriterien entscheiden schliesslich mitunter darüber, ob ein Familiennachzug möglich ist 

(AIG §42 Abs. 3), ob eine Integrationsvereinbarung verordnet wird (AIG §33 Abs. 5; AIG §43 Abs. 

4; AIG §83 Abs. 10), ob eine Niederlassungsbewilligung erteilt wird (AIG §43 Abs. 5) oder durch 
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eine Aufenthaltsbewilligung ersetzt wird (AIG §63 Abs. 2) und ob und auf welche Dauer eine Auf-

enthaltsbewilligung erteilt oder verlängert wird (AIG §33 Abs. 4; AIG §84 Abs. 5).  

Auch diese Verpflichtungen zur Integration sind nur auf Drittstaatsangehörige anwendbar. Die 

Aufenthaltsrechte von EU/EFTA-Staatsangehörigen sind nicht an den Grad der Integration gebun-

den und können nur in Ausnahmefällen mit Integrationsvereinbarungen verknüpft werden (Bach-

mann 2016: 32 – 33; Wicker 2009: 42). 

Wie Wicker (2009: 24 – 25) darlegt, hat die Formel Fördern und Fordern einiges zum politischen 

und gesellschaftlichen Erfolg des Integrationsbegriffes beigetragen: Fördern und Fordern vermag 

konservative und liberale Positionen in der Migrationspolitik zu vereinen. Während linke Politi-

ker*innen das Fördern in den Vordergrund stellen, forcieren rechte Kreise das Fordern und damit 

«den Zwang und den Ausbau von Zwangsmassnahmen» (Wicker 2009: 24). Somit wurde der In-

tegrationsbegriff mit dem Leitmotiv Fördern und Fordern zu einem konsensfähigen Konzept der 

Ausländer*innenpolitik, das bis heute in der Schweiz dominant ist. 

Die offizielle Haltung der gegenwärtigen Integrationspolitik der Schweiz erwartet von Drittstaats-

angehörigen «Eigenverantwortung» (AIG §53 Abs. 2) zur eigenen Integration, primär auf freiwil-

liger Basis (Piñeiro 2015: 289). Fördermassnahmen sollen dies erleichtern, indem «günstige Rah-

menbedingungen für die Chancengleichheit und die Teilhabe der ausländischen Bevölkerung am 

öffentlichen Leben» (AIG §53 Abs. 2) geschaffen werden. Piñeiro (2015: 290) hält jedoch fest, dass 

die enge Verknüpfung des Förderns und Forderns die postulierte Freiwilligkeit verschwinden 

lässt. Inhaltlich differiert der freiwillig geförderte Beitrag zur Integration kaum von der geforder-

ten Pflicht zur Integration (Piñeiro 2015: 290). Von freiem Willen zur Integration kann also in der 

Schweizer Integrationspolitik nicht die Rede sein. Der nötige «entsprechende[…] Wille[…] der 

Ausländer und Ausländerinnen» (AIG §4 Abs. 3) laut Integrationsdefinition des AIG, entpuppt sich 

vielmehr als Zwang unter Androhung von Sanktionen bei Nichtfolgeleistung. 

Eine Vielzahl an Autor*innen (Menet 2013: 10; Piñeiro 2019: 170 – 171; Wicker 2009: 26) hinter-

fragen den vermeintlichen Bruch der Integrationspolitik mit der Programmatik der Überfrem-

dungsabwehr und Assimilationsforderungen des 20. Jahrhunderts. Wicker (2009: 26) erkennt im 

heutigen Diskurs und der Ausgestaltung migrationspolitischer Politiken eine «erstaunliche Kon-

tinuität» zum letzten Jahrhundert. Die Angst vor einer Überfremdung sei demnach immer noch 

persistent. Wicker (2009: 26) zieht Parallelen von versuchten Zwangsassimilationen vor dem Ers-

ten Weltkrieg zu der heutigen, verpflichtenden Integration. Piñeiro (2019: 170 - 171) spricht von 

einer Verschleierung des Abwehrcharakters der Integrationspolitik der Schweiz und bezeichnet 

diese als «perfekte und umfassende Abwehrformation» (Piñeiro 2019: 170). Mit der Zuwande-

rungskontrolle werden Drittstaatsangehörige abgewehrt, welche scheinbar über kein «Integrati-

onspotential» (Piñeiro 2019: 170) verfügen. Die zugelassenen Drittstaatsangehörigen schliesslich 

werden dem disziplinierenden Integrationszwang unterworfen, der Teil dieser «Exklusionsappa-

ratur» (Piñeiro 2019: 170) ist. Im Gegensatz zu der in den 1960er und 70er Jahren offen bekun-

deten Überfremdungsabwehr, versteckt sich die heutige Abwehrformation hinter dem Integrati-

onsideal.  

Menet (2013: 5) argumentiert, dass Begriffe wie «Massenzuwanderung» und «Muslimisierung», 

welche heute in der Ausländer*innenpolitik benutzt werden, weiter das «Überfremdungspara-

digma» bedienen. Ein Blick in das Argumentarium der aktuellen Volksinitiative «Für eine mass-

volle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» (Komitee der Volksinitiative «für eine massvolle Zu-

wanderung (Begrenzungsinitiative)» 2020) bestätigt dies. Hierbei ist die Rede von einer «Masse 

an Ausländern» (Komitee der Volksinitiative «für eine massvolle Zuwanderung 
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(Begrenzungsinitiative)» 2020: 3) und einer «unkontrollierten Massenzuwanderung» (Komitee 

der Volksinitiative «für eine massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» 2020: 3). Weiter 

wird davor gewarnt, dass «die masslose Zuwanderung […] auch unsere schweizerische Identität» 

(Komitee der Volksinitiative «für eine massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» 2020: 

57) gefährdet, wodurch sich Schweizer*innen «fremd im eigenen Land» (Komitee der Volksiniti-

ative «für eine massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» 2020: 57) fühlen würden. Diese 

Argumentation entspricht den Warnungen vor einer «geistigen Überfremdung» (Studienkommis-

sion 1964: 132 zit. in Piñeiro 2015: 189) aus den 1960er und 70er Jahren. Natürlich repräsentiert 

das Komitee der Begrenzungsinitiative nicht die offizielle Haltung der Schweizer Migrationspoli-

tik, nichtsdestotrotz verdeutlicht dies, dass die Angst vor einer Überfremdung durch Auslän-

der*innen nie wirklich aus dem politischen Diskurs verschwunden ist. 

Auch wenn die Schweizer Migrationspolitik gegenüber Ausländer*innen gerne ihre wohlwollende 

Haltung (Bachmann 2016: 35) kundtut und von «Potenziale[n]» (AIG §53 Abs. 2) spricht, die es 

zu nutzen gilt, unterstreichen Autor*innen (Akhbari & Leite 2013: 3; Bachmann 2016; Menet 

2013: 5; Wicker 2009: 26) die defizitorientierte Haltung gegenüber Ausländer*innen in der 

Schweizer Migrations- und Integrationspolitik. Akhbari & Leite (2013: 3) legen dar, wie der Integ-

rationsbegriff «normativ und regulativ» gebraucht wird. Ausländer*innen werden demnach Defi-

zite zugeschrieben, die sie durch Integration in der Form von Anpassungsleistungen zu überwin-

den haben. Diese verorteten Defizite umfassen einen Grossteil des Lebensbereichs einer Person, 

von Kultur, Religion und Sprache bis hin zur fehlenden Akzeptanz von staatsbürgerlichen Pflich-

ten, Gesetzen und Grundrechten (Wicker 2009: 35). Wicker (2009: 35 – 36) argumentiert weiter, 

dass diese «Defizitdiskussion» zu keiner Zeit auf wissenschaftliche Weise geführt wurde, sondern 

vielmehr durch skandalisierende Medienberichte und politische Protagonist*innen befeuert 

wurde. Bachmann (2016) identifiziert solche defizitorientierten Diskurse sowohl in der Schwei-

zer Integrationspolitik als auch in einer Vielzahl nicht-staatlicher Integrationsprojekte. 

Ein Grundsatz der Integrationspolitik der Schweiz ist die Schaffung von «günstige[n] Rahmenbe-

dingungen für die Chancengleichheit» (AIG §53 Abs. 2). Kritische Autor*innen hingegen betonen 

die Ungleichbehandlung von Migrant*innen in verschiedenen Bereichen. Das duale Zulassungs-

system und die Unterscheidung zwischen EU/EFTA-Staatsangehörigen und Drittstaatsagehörigen 

schaffen zwei Klassen von Migrant*innen. Letztere werden als weniger integrationsfähig als 

EU/EFTA-Staatsangehörige stigmatisiert und zur Integration verpflichtet, beziehungsweise ge-

zwungen (Wicker 2009). Diese Vorstellung, dass sich die Integrationsfähigkeit von Migrant*innen 

anhand ihrer Herkunft beurteilen lässt, entzieht sich jedoch jeglicher wissenschaftlicher Grund-

lage, wie unter anderem eine Studie von Bartal (2003) zeigt. Die Tripartite Agglomerationskonfe-

renz (TAK 2009: 10) schreibt weiter, dass auch hochqualifizierte EU/EFTA-Staatsangehörige Ge-

fahr laufen, nicht-integriert zu bleiben und nicht lediglich niedrigqualifizierte Drittstaatsangehö-

rige, an welche sich die Integrationspolitik mehrheitlich richtet.  

Rechtliche Ungleichbehandlung von Migrant*innen ergibt sich durch die Legaldefinition von In-

tegration, wie von Büren und Wyttenbach (2009) und Achermann (2014) darlegen. Die Autor*in-

nen kritisieren den Integrationsbegriff in der Gesetzgebung als «uneinheitlich» (von Büren & Wyt-

tenbach 2009: 92) und «nicht konkret genug» (von Büren & Wyttenbach 2009: 92). Daraus ergibt 

sich eine uneinheitliche Bewilligungspraxis (von Büren & Wyttenbach 2009: 92) und kantonal 

stark unterschiedliche Migrationspolitiken (Wichmann et. al 2011). Die fehlende konkrete Defini-

tion von Integration in der Gesetzgebung wird besonders dann problematisch, wenn der «Integ-

rationsgrad» (Menet 2013: 7) an migrationsrechtliche Folgen geknüpft wird (Achermann 2014: 

61). Achermann (2014: 61) spricht hierbei von einer «latenten Gefahr der Diskriminierung». 
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Migrant*innen erleben folglich Ungleichbehandlung und Stigmatisierung entlang Herkunft und 

Aufenthaltsort in der Schweiz.  

Autor*innen (Menet 2013; Piñeiro 2015; Piñeiro 2019; Prodolliet 2010; Wicker 2009) begrüssen 

grundsätzlich die Entwicklung der Schweizer Migrationspolitik von der Überfremdungsabwehr 

hin zur heutigen Integrationspolitik mit dem Postulat des Förderns. Integrationsförderung soll 

Ausländer*innen die Teilhabe «am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben der Gesell-

schaft» (AIG §4 Abs. 2) ermöglichen und ersetzt Zeiten der Nicht-Integration und des Assimilati-

onsparadigmas. Kritisch beäugt wird jedoch die zunehmende Gewichtung des Forderns und der 

Ausbau von Zwangsmassnahmen im Integrationsverständnis (Menet 2013: 6). Piñeiro et. al. 

(2009: 7) argumentieren, dass eine solche Fokussierung der Integrationspolitik auf punitiven As-

pekte «die Frage nach integrationshemmenden gesellschaftspolitischen Strukturen in den Hinter-

grund treten lassen» und lösungsorientierte Ansätze verhindert. Das AIG (§53 Abs. 2) betont die 

«Eigenverantwortung» der ausländischen Bevölkerung bei der Integration. Dies deutet darauf 

hin, dass Integration in der Schweizer Migrationspolitik individualistisch verstanden wird (Bach-

mann 2016: 34; Menet 2013: 11; Wicker 2009: 41). Eser Davolio & Tov (2011: 12) sprechen dabei 

von einer Deklaration der Integration als «Bringschuld». Die Verantwortung für eine gelungene 

Integration liegt beim Individuum, «mangelnde» Integration wird dem fehlenden Willen des Indi-

viduums angelastet und rechtfertigt so Sanktionen und Zwangsmassnahmen, die unter dem Pos-

tulat des Forderns verhängt werden (Bachmann 2016: 34; Menet 2013: 11). Ein solches Verständ-

nis von Integration lässt strukturelle Benachteiligungen und Integrationsschranken aus dem Blick 

geraten und verhindert die Auffassung von Integration als gesamtgesellschaftliche Aufgabe (Bach-

mann 2016: 34; Menet 2013: 11). Der Fokus von Integration könnte stattdessen darauf liegen sol-

che strukturellen Benachteiligungen und Integrationshürden zu vermindern, wie beispielsweise 

die «Bekämpfung der Ausländerdiskriminierung im Arbeits- und Wohnungsmarkt, der Anerken-

nung von im Ausland erworbenen Diplomen, der rechtlichen Festschreibung von Bleiberechten 

und der Öffnung von Portalen für eine wirkliche politische Partizipation der ausländischen Wohn-

bevölkerung» (Wicker 2009: 41 – 42).  
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3. Die vorläufige Aufnahme in der Schweiz 

Um die Situation der vorläufig aufgenommenen Personen im Kanton Zürich und die Auswirkun-

gen des geänderten Sozialhilfegesetzes aufzeigen zu können, ist es entscheidend, in einem ersten 

Schritt die rechtlichen Grundlagen und Rahmenbedingungen der vorläufigen Aufnahme in der 

Schweiz zu erläutern. Weiter wird in diesem Kapitel die Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für 

vorläufig aufgenommene Personen im Kanton Zürich genauer betrachtet. Zum Schluss wird ein 

Überblick über den Personenkreis der vorläufig aufgenommenen Personen präsentiert.  

 

3.1. Rahmenbedingungen der vorläufigen Aufnahme 

Die vorläufige Aufnahme in der Schweiz stellt eine «Ersatzmassnahme für eine nicht durchführ-

bare Wegweisung» (Kamm et. al 2003: 7) von Drittstaatsangehörigen dar und ist rechtlich gese-

hen keine Aufenthaltsbewilligung (Migrationsamt Kanton Zürich 2020: 4). Vorläufig aufgenom-

men werden folglich Personen, deren Antrag auf Asyl abgelehnt wurde, «wobei sich aber der Voll-

zug der Wegweisung als unzulässig […], unzumutbar […] oder unmöglich […] erwiesen hat» (SEM 

o.J.a). Der Vollzug einer Wegweisung kann aus vielerlei Gründen nicht durchführbar sein, welche 

in drei Kategorien eingeteilt werden: 

Der Vollzug ist nicht möglich, wenn die Ausländerin oder der Ausländer weder in den Heimat- 

oder in den Herkunftsstaat noch in einen Drittstaat ausreisen oder dorthin gebracht werden 

kann. 

Der Vollzug ist nicht zulässig, wenn völkerrechtliche Verpflichtungen der Schweiz einer Wei-

terreise der Ausländerin oder des Ausländers in den Heimat-, Herkunfts- oder in einen Dritt-

staat entgegenstehen. 

Der Vollzug kann für Ausländerinnen oder Ausländer unzumutbar sein, wenn sie in Situatio-

nen wie Krieg, Bürgerkrieg, allgemeiner Gewalt und medizinischer Notlage im Heimat- oder 

Herkunftsstaat konkret gefährdet sind. 

(AIG Art. 83 Abs. 2-4) 

Auch anerkannte Flüchtlinge können in der Schweiz eine vorläufige Aufnahme erhalten, wenn de-

ren Asylantrag abgelehnt wurde. Vorläufig aufgenommene Flüchtlinge sind jedoch von der Ände-

rung des Sozialhilfegesetzes nicht betroffen, erhalten weiterhin Unterstützung im Rahmen der So-

zialhilfe (Kantonales Sozialamt Zürich 2020) und sind somit nicht Gegenstand dieser Forschungs-

arbeit.  

 

3.1.1 Ausgestaltung und Verlauf 

Die vorläufige Aufnahme wird ausschliesslich vom SEM angeordnet. Vorläufig aufgenommene 

Personen erhalten den Ausweis F, in der Regel befristet auf ein Jahr (Migrationsamt Kanton Zürich 

2020: 6). Nach Ablauf dieser zwölf Monate müssen vorläufig aufgenommene Personen den Aus-

weis F zur Verlängerung bei der zuständigen kantonalen Behörde einreichen (VVWAL §20 Abs. 

4bis). Der Verlängerung wird stattgegeben, wobei das SEM erneut prüft, ob «die Voraussetzungen 

für die vorläufige Aufnahme noch gegeben sind» (AIG §84 Abs. 1). Ergibt sich aus dieser Prüfung 

der Umstände, dass der Vollzug einer Wegweisung nicht mehr verhindert ist, hebt das SEM die 

vorläufige Aufnahme auf und ordnet die Wegweisung an (AIG §84 Abs. 2). 
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Da es sich bei der vorläufigen Aufnahme um eine Ersatzmassnahme und keine Aufenthaltserlaub-

nis handelt, existiert kein Automatismus zur Umwandlung des Status F in eine Aufenthaltsbewil-

ligung (Migrationsamt Kanton Zürich 2020: 12). Stattdessen können vorläufig aufgenommene 

Personen «grundsätzlich jederzeit ein Gesuch um Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung stellen» 

(Migrationsamt Kanton Zürich 2020: 12). Dabei handelt es sich um die sogenannte Härtefallbe-

willigung, wobei geprüft wird, ob vorläufig aufgenommene Personen eine Aufenthaltserlaubnis 

erteilt wird und ein «Statuswechsel F in B» vollführt wird (Migrationsamt Kanton Zürich 2020: 

12). Vertieft geprüft wird dies jedoch erst, wenn die betroffene Person sich seit mindestens fünf 

Jahren in der Schweiz aufhält (AIG §84 Abs. 5). Auch hier finden die Kriterien zur Beurteilung des 

‘Integrationsgrads’ (vgl. Kap. 2.2), Anwendung. Konkret werden folgende Anforderungen an vor-

läufig aufgenommene Personen gestellt: 

Aufenthalt in der Schweiz seit 5 Jahren 

Vorläufige Aufnahme seit 2 Jahren 

Seit 2 Jahren in einem festen Arbeitsverhältnis 

Aktuell keine Sozialhilfe / Fürsorge seit mindestens 1 Jahr 

Keine Verstösse gegen die Schweizer Rechtsordnung 

Anerkannter Sprachnachweis über das Deutschniveau A1 

Keine Schulden, keine Betreibungen, keine offenen Verlustscheine 

(Migrationsamt Kanton Zürich o.J.) 

Sind diese Erfordernisse erfüllt und «die Möglichkeiten für eine Wiedereingliederung im Her-

kunftsstaat» (VZAE §31 Abs. 1) nicht gegeben, besteht die Möglichkeit einer Stattgabe der Härte-

fallbewilligung und die betroffene Person erhält die Aufenthaltsbewilligung B und die vorläufige 

Aufnahme erlischt. 

 

3.1.2 Aufenthalt 

Asylsuchende sind bis zu einem Entscheid im Asylverfahren in einem Bundesasylzentrum mit 

Verfahrensfunktion untergebracht (Kantonales Sozialamt Zürich 2020). Nach einem Entscheid 

des SEM im Asylverfahren, in diesem Fall der Verhängung der vorläufigen Aufnahme, kommt die 

betroffene Person in Obhut des Zuweisungskantons und wird in der Regel für vier bis sechs Mo-

nate in einem kantonalen Durchgangszentrum untergebracht (Kantonales Sozialamt Zürich 

2020). Danach werden vorläufig aufgenommene Personen vom Kanton den einzelnen Gemeinden 

zugewiesen (AfV §6 Abs. 2). Damit einhergehend ist die Übertragung der Zuständigkeit der zu 

erbringenden Leistungen an vorläufig aufgenommene Personen, «Unterbringung, Betreuung, Un-

terstützung» (AfV 2 Abs. 1), an die Gemeinden (AfV §6 Abs. 2). Die Gemeinden wiederum können 

diese Leistungen an Externe vergeben, dies ist einerseits die private ORS Service AG (ORS) und 

andererseits die öffentlich-rechtliche Asylorganisation Zürich (AOZ).  

Vorläufig aufgenommene Personen, welche Asylfürsorgeleistungen beziehen, haben im Kanton 

Zürich keine freie Wohnsitzwahl (Kantonales Sozialamt Zürich 2020). Eine Wohnsitzverlegung ist 

nur möglich, wenn beide betroffenen Gemeinden und das Kantonale Sozialamt dieser einwilligen 

oder wenn die betroffene vorläufig aufgenommene Person keine Asylfürsorgeleistungen bezieht 

und auch am neuen Wohnort den Lebensunterhalt eigenhändig finanzieren kann (Kantonales So-

zialamt Zürich 2020). Ein Kantonswechsel wird unabhängig von Asylfürsorgeabhängigkeit nur 
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durch das SEM gewährt, wenn «der Grundsatz der Einheit der Familie» (AIG §85 Abs. 3 & 4) ver-

letzt wird. 

 

3.1.3 Familienzusammenführung 

Vorläufig aufgenommene Personen können Ehegatten und Kinder unter 18 Jahren frühestens drei 

Jahre nach Erteilung der vorläufigen Aufnahmen nachziehen, unter den Bedingungen, dass «sie 

mit diesen zusammenwohnen, eine bedarfsgerechte Wohnung vorhanden ist, […]die Familie nicht 

auf Sozialhilfe angewiesen ist, sie sich in der am Wohnort gesprochenen Landessprache verstän-

digen können, und die nachziehende Person keine jährlichen Ergänzungsleistungen […] bezieht 

oder wegen des Familiennachzugs beziehen könnte» (AIG §85 Abs. 7). Das SEM liefert keine Daten 

dazu, wie viele Familienzusammenführungen auf Anträge von vorläufig aufgenommenen Perso-

nen erfolgen.  

 

3.1.4 Erwerbstätigkeit 

Vorläufig aufgenommene Personen können schweizweit einer Erwerbstätigkeit nachgehen (Kan-

tonales Sozialamt Zürich 2020). Der Kanton muss jedoch vom Arbeitgeber über «die Aufnahme 

und die Beendigung der Erwerbstätigkeit sowie ein Stellenwechsel» (AsylG §61 Abs. 2) informiert 

werden. 
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3.1.5 Integration 

Für vorläufig aufgenommene Personen besteht ein Integrationsauftrag (Kantonales Sozialamt Zü-

rich 2020). Folglich ist auch bei vorläufig aufgenommenen Personen eine Integration nach dem 

Regelstrukturansatz vorgesehen (AIG §54). Die Integrationsförderung findet in den bestehenden 

Strukturen und Institutionen statt und wird durch die spezifische Integrationsförderung ergänzt, 

welche in den KIP vereint sind (KIP o.J.). Die KIP umfassen acht Förderbereiche (KIP o. J.): «Erst-

information und Integrationsförderung», «Beratung», «Schutz vor Diskriminierung», «Sprache 

und Bildung», «Frühe Kindheit», «Arbeitsmarktfähigkeit», «Interkulturelles Dolmetschen und 

Vermitteln» und «Zusammenleben». Der Bund und die Kantone haben sich in der Integrationsa-

genda auf fünf Wirkungsziele geeinigt (SEM 2018b):  

Alle FL/VA1 erreichen einen ihrem Potenzial entsprechenden Sprachstand. Drei Jahre nach 

Einreise verfügen alle mindestens über sprachliche Basiskenntnisse zur Bewältigung des All-

tags (mind. A1). 

80% der Kinder aus dem Asylbereich, die im Alter von 0-4 Jahren in die Schweiz kommen, 

können sich beim Start der obligatorischen Schulzeit in der am Wohnort gesprochenen Spra-

che verständigen. 

Zwei Drittel aller FL/VA im Alter von 16-25 Jahren befinden sich fünf Jahre nach der Einreise 

in einer post-obligatorischen Ausbildung. 

Die Hälfte aller erwachsenen FL/VA ist sieben Jahre nach der Einreise nachhaltig in den ers-

ten Arbeitsmarkt integriert. 

Alle FL/VA sind sieben Jahre nach der Einreise vertraut mit den schweizerischen Lebensge-

wohnheiten und haben Kontakte zur einheimischen Bevölkerung. 

Die in Kapitel 2.2 diskutierten Zwangsmassnahmen der Integrationsvereinbarungen können mit 

vorläufig aufgenommenen Personen abgeschlossen werden (Kantonales Sozialamt Zürich 2020).  

 

3.1.6 Asylfürsorgeleistungen 

Artikel 86 des AIG definiert den Rahmen der Asylfürsorgeleistungen für vorläufig aufgenommene 

Personen. Folglich muss der Ansatz der Unterstützungsleistungen unter demjenigen für die ein-

heimische Bevölkerung liegen. Die Zuständigkeit für die Festlegung des Ansatzes der Unterstüt-

zungsleistungen für vorläufig aufgenommene Personen liegt bei den Kantonen. Gemäss der 

Schweizerischen Flüchtlingshilfe (SFH) (2020) beläuft sich dieser Ansatz auf zirka 40% weniger 

als für Schweizer*innen und Personen aus dem Asylbereich mit Aufenthaltsbewilligung, mit Aus-

nahme des Kantons Basel-Stadt, welcher etwas mehr Unterstützung bietet. 

Im Kanton Zürich werden vorläufig aufgenommene Personen seit 2018 nach den Bestimmungen 

der Asylfürsorge unterstützt. Nach der Zuweisung der vorläufig aufgenommenen Personen auf die 

Gemeinden sind diese für die Erbringung der Leistungen zuständig (AfV §6 Abs. 2) und können 

den Ansatz der Unterstützungsleistungen eigenhändig festlegen (map-F 2018: 5) (vgl. Kap. 3.2).  

 

 
1 Mit FL/VA sind Flüchtlinge, vorläufig aufgenommene Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Personen 
gemeint. 
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3.1.8 Gesundheitsversorgung 

Alle in der Schweiz lebenden Personen, vorläufig aufgenommene Personen eingeschlossen, sind 

verpflichtet, eine Grundversicherung bei einer Krankenkasse abzuschliessen (SEM 2019a: 13). 

Franchisen, Selbstbehalte und weiter anfallende Kosten von ganz oder teilweise asylfürsorgeab-

hängigen vorläufig aufgenommenen Personen im Kanton Zürich werden von den Gemeinden 

übernommen (Kantonales Sozialamt Zürich 2020). 

 

3.1.9 Auslandsreisen 

Vorläufig aufgenommenen Personen werden Reisen ins Heimatland und auch in Drittstaaten nur 

in seltenen Ausnahmefällen genehmigt (SFH 2019). Unerlaubte Auslandsaufenthalte von mehr als 

zwei Monaten werden mit der Beendigung der vorläufigen Aufnahme sanktioniert (AIG §84 Abs. 

4).  

 

3.2 Die Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig aufgenom-

mene Personen im Kanton Zürich 

Zwischen 2006 und 2008 verbesserte sich die rechtliche Stellung von vorläufig aufgenommenen 

Personen und diese Personengruppe sollte nun nicht nur geduldet, sondern auch beruflich und 

sozial integriert werden (Regierungsrat des Kantons Zürich 2017a: 19). Damit einhergehend wa-

ren Bestrebungen, vorläufig aufgenommene Personen im Rahmen der Sozialhilfe zu unterstützen 

und nicht mehr zu den gleichen Ansätzen wie Asylsuchende (Regierungsrat des Kantons Zürich 

2017a: 19). 2011 stimmten dem die Stimmenden des Kanton Zürichs zu und vorläufig aufgenom-

mene Personen erhielten ab 2012 Unterstützungsleistungen im Rahmen der Sozialhilfe (Regie-

rungsrat des Kantons Zürich 2017a: 20). Fünf Jahre später hatte sich die Meinung gedreht. Der 

Zürcher Kantonsrat stimmte am 3. April 2017 der Änderung des Sozialhilfegesetzes und der Auf-

hebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig aufgenommene Personen zu. Daraufhin wurde ge-

gen diesen Beschluss das Gemeinde- und Volksreferendum ergriffen (Regierungsrat des Kantons 

Zürich 2017a: 20). Am 24.09.2017 schliesslich nahmen die Stimmenden des Kantons Zürich die 

Vorlage zur Änderung des Sozialhilfegesetzes mit über 67% an (Statistisches Amt Kanton Zürich 

o.J.). Mit der Inkraftsetzung des geänderten Gesetzestextes per 1. März 2018 und der Umsetzung 

in den Gemeinden bis spätestens 1. Juli 2018, erhalten vorläufig aufgenommene Personen nun 

Unterstützung unter den Bestimmungen der Asylfürsorgeverordnung und werden nicht mehr 

durch die Sozialhilfe unterstützt (Regierungsrat des Kantons Zürich 2017b).  

Während sich im Rahmen der Sozialhilfe die Art und Höhe der Unterstützungsleistungen nach 

kantonalen Bestimmungen der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) richten SKOS 

o.J.a), obliegt die Zuständigkeit für die Erbringung der Asylfürsorge den Gemeinden (sobald die 

zu unterstützende Person einer Gemeinde zugewiesen wurde) (AfV §6 Abs. 2). Die Zürcher Ge-

meinden bestimmen somit eigenhändig Mietzinsrichtlinien, GBL und Art und Umfang von Integ-

rationsmassnahmen der Asylfürsorge (map-F 2018: 5). Lediglich unverbindliche Empfehlungen 

der Soko bestehen, die eine Kürzung von 30% gegenüber den Leistungen der Sozialhilfe des GBL 

an vorläufig aufgenommene Personen vorsehen (Soko 2017).  

Von dieser Gesetzesänderung sind 6'841 Personen betroffen (Stand 31.10.2020), die Anzahl vor-

läufig aufgenommener Personen im Kanton Zürich (SEM o.J.b). Ausgenommen sind hierbei die 
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vorläufig aufgenommenen Flüchtlinge, welche weiterhin unter den Bedingungen der Sozialhilfe 

Unterstützung erhalten (Migrationsamt Kanton Zürich 2020: 7). 

Wissenschaftliche Untersuchungen zu den geänderten Umständen für vorläufig aufgenommene 

Personen im Kanton Zürich gibt es meines Wissens nicht. Lediglich der Verein map-F, «Monito-

ring- und Anlaufstelle für vorläufig aufgenommene Personen» (map-F 2020a), hat sich der The-

matik angenommen und beobachtet und berichtet seit der Inkraftsetzung des geänderten Geset-

zestextes über die Situation. In mittlerweile drei Berichten zeigt map-F die Auswirkungen der Auf-

hebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig aufgenommene Personen im Kanton Zürich auf. In 

einem ersten Bericht (map-F 2018), kurz nach der Inkraftsetzung der geänderten Asylfürsorge-

verordnung, untersuchte der Verein erste Tendenzen und befragte Gemeinden nach deren Um-

gang mit der Gesetzesänderung. Von den 44% der Zürcher Gemeinden, welche auf die Befragung 

von map-F reagiert hatten, richten sich knapp die Hälfte nach den Empfehlungen der Soko (Soko 

2017) und setzen den Ansatz des GBL auf 30% tiefer als die Sozialhilfe nach den Richtlinien der 

SKOS (map-F 2018: 6). Bei den restlichen Gemeinden «gibt es eine weite Bandbreite bei der Aus-

gestaltung des Grundbedarfs» (map-F 2018: 6). Zur Veranschaulichung der unterschiedlichen 

Ausgestaltung des GBL in den Zürcher Gemeinden übernehme ich eine Aufstellung von map-F 

(2020a: 12): 

Abbildung 1: Gegenüberstellung GBL in der Asylfürsorge und Sozialhilfe im Kanton Zürich (map-F 

2020b: 12) 

Abbildung 1 zeigt eine Gegenüberstellung des GBL in der Sozialhilfe (SKOS), des GBL in der Asyl-

fürsorge nach Empfehlungen der Soko und den tiefsten map-F bekannten GBL, welcher im Kanton 

Zürich in der Asylfürsorge ausbezahlt wird. Die Unterschiede der verschiedenen Ansätze ist sehr 

gross. So beträgt der tiefste, map-F bekannte GBL eines Einpersonenhaushaltes weniger als ein 

Drittel des Unterstützungsbudgets der gleichen Haushaltsgrösse in der Sozialhilfe. 
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Der GBL entspricht gemäss der SKOS «den alltäglichen Verbrauchsaufwendungen in einkom-

mensschwachen Haushaltungen und stellt somit das Mindestmass einer auf Dauer angelegten 

menschenwürdigen Existenz dar» (SKOS o. J.a). Dabei dienen die Lebensunterhaltskosten der ein-

kommensschwächsten zehn Prozent der schweizerischen Haushalte als Orientierung. Wohnungs-

miete, Wohnnebenkosten, Kosten für die Gesundheitsversorgung und situationsbedingte Leistun-

gen sind im GBL nicht inbegriffen. Der GBL setzt sich aus folgenden Ausgabenpositionen zusam-

men (SKOS o.J.b): 

- Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren 

- Bekleidung und Schuhe 

- Energieverbrauch (Elektrizität, Gas etc.) ohne Wohnnebenkosten 

- Laufende Haushaltsführung (Reinigung/Instandhaltung von Kleidern und Wohnung) inkl. 

Kehrichtgebühren 

- Kleine Haushaltsgegenstände 

- Gesundheitspflege ohne Selbstbehalte und Franchisen (z.B. selbst gekaufte Medikamente) 

- Verkehrsauslagen inkl. Halbtaxabo (öffentlicher Nahverkehr, Unterhalt Velo/Mofa) 

- Nachrichtenübermittlung (z.B. Telefon, Post) 

- Bildung und Unterhaltung (z.B. Radio/TV-Konzession und -Geräte, Computer, Drucker, 

Sport, Spielsachen, Zeitungen, Bücher, Schulkosten, Kino, Haustierhaltung) 

- Körperpflege (z.B. Coiffeur, Toilettenartikel) 

- Persönliche Ausstattung (z.B. Schreibmaterial) 

- Auswärts eingenommene Getränke 

- Übriges (z.B. Vereinsbeiträge, kleine Geschenke) 

Die Gemeinden sind nach Asylfürsorgeverordnung (AfV §2 Abs. 1) für die Unterbringung der vor-

läufig aufgenommenen Personen zuständig. Folglich übernehmen die Gemeinden neben der Aus-

richtung des GBL auch die Wohnkosten und Kosten für die gesundheitliche Versorgung von asyl-

fürsorgeabhängigen vorläufig aufgenommenen Personen. Auch im Bereich Wohnen und Unter-

bringung zeugen die von map-F erhobenen Daten von grosser Uneinheitlichkeit (map-F 2018: 7-

9). Während einige Zürcher Gemeinden keine Mietzinsrichtlinien festlegen und von Fall zu Fall 

entscheiden, halten andere an den zuvor geltenden Richtlinien der Sozialhilfe fest. Die SKOS weist 

darauf hin, dass «das Mietzinsniveau regional und kommunal unterschiedlich» (SKOS o.J.c) ist. 

Aufgrund dessen wird die Festlegung einer nach Haushaltsgrösse und Regionalität abgestimmte 

Oberstufe empfohlen (SKOS o.J.c). Daraus ergeben sich regional sehr unterschiedliche Mietzins-

richtlinien, wie es Abbildung 2 nach veränderter Darstellung von map-F (2018: 8) zeigt. 
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Abbildung 2: Gegenüberstellung Mietzinsansätze verschiedener Zürcher Gemeinden (map-F 2018: 8) 

Abbildung 2 zeigt folglich die unterschiedliche Ausgestaltung der festgelegten Mietzinsrichtlinien 

für vorläufig aufgenommene Personen in verschiedenen Zürcher Gemeinden. Als Vergleich dienen 

die Mietzinsrichtlinien der Stadt Zürich unter den Bestimmungen der Sozialhilfe. Die Stadt Zürich 

eignet sich aufgrund der sehr hohen Mietpreise nur bedingt als Bezugsrahmen. Nichtsdestotrotz 

fallen die sehr tiefen Mietzinsrichtlinien in gewissen Zürcher Gemeinden auf. Für die Miete einer 

Wohnung eines 2-Personen-Haushaltes in Dielsdorf sind beispielsweise maximal 600 Franken 

vorgesehen.   

Auch im Bereich der Ausrichtung der Integrationsleistungen der Gemeinden berichtet map-F von 

sehr unterschiedlichen Umsetzungen des geänderten Sozialhilfegesetzes (map-F 2018: 9-10). 

Demzufolge hält ein Viertel der Zürcher Gemeinden, welche auf die Befragung von map-F geant-

wortet haben, an der bisherigen Praxis der Integrationsmassnahmen fest. Die «überwiegende 

Mehrheit aller Gemeinden» (map-F 2018: 9) jedoch, stellt einen Teil der Integrationsleistungen 

ein oder führt diese seltener durch. 

Die Berichte von map-F (map-F 2018; map-F 2019; map-F 2020b) veranschaulichen die weitrei-

chenden Auswirkungen der Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig aufgenommene 

Personen im Kanton Zürich. Der Verein spricht folglich von der Asylfürsorge als «Integrationshin-

dernis» (map-F 2020b: 34). Der tiefe Unterstützungsansatz des GBL in der Asylfürsorge «reicht in 

vielen Gemeinden ausschliesslich zur Deckung der absolut notwendigen Auslagen des täglichen 

Bedarfs» (map-F 2020b: 34). Dies verunmöglicht die Teilhabe von vorläufig aufgenommenen Per-

sonen am öffentlichen Leben und erschwert den «Zugang zu Massnahmen der sprachlichen und 

beruflichen Integration» (map-F 2020b: 34). Solche Auswirkungen laufen klar entgegen dem In-

tegrationsziel der Schweiz, welches es vorläufig aufgenommenen Personen ermöglichen soll «am 

wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben der Gesellschaft teilzuhaben» (AIG §4 Abs. 2).  

Der Verein spricht weiter von einer «Gemeindelotterie» (map-F 2020b: 34), welche einen erheb-

lichen Einfluss auf die Lebensumstände und Integrationschancen von vorläufig aufgenommenen 

Personen hat. Asylfürsorgeabhängige vorläufig aufgenommene Personen verfügen über keine 

freie Wohnsitzwahl, werden also in der Regel den Gemeinden zugeteilt (Kantonales Sozialamt Zü-

rich 2020). Dies erschwert erstens die «Möglichkeit beruflichen und sozialen Anschluss zu finden» 

(map-F 2020b: 8) und erzeugt Ungleichbehandlung unter den vorläufig aufgenommenen 
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Personen. Die Ausgestaltung der Integrationsmöglichkeiten, Unterbringung und der verfügbaren 

Mittel für die Lebensführung einer asylfürsorgeabhängigen vorläufig aufgenommenen Person 

sind stark davon abhängig, welcher Gemeinde sie zugewiesen wird (map-F 2020b: 34).  

 

3.3 Merkmale des Personenkreises 

Ende 2019 befanden sich 47'965 Personen mit vorläufiger Aufnahme in der Schweiz, davon 

37’885 vorläufig aufgenommene Personen und 10'080 vorläufig aufgenommene Flüchtlinge (SEM 

2020: 8). Vorläufig aufgenommene Personen machen knapp 30% des Totals an Personen aus dem 

Asylbereich aus (SEM 2020: 8). 

Die Anzahl vorläufig aufgenommener Personen in der Schweiz ist zusammen mit dem Total von 

Personen aus dem Asylbereich in den letzten fünf Jahren konstant gestiegen (eigene Berechnun-

gen basierend auf SEM 2016; SEM 2018a; SEM 2020). 2014 waren dies 88'501 Personen aus dem 

Asylbereich, bei 22'362 vorläufig aufgenommenen Personen (SEM 2016). Bemerkenswert ist da-

bei, dass während die Anzahl vorläufig aufgenommener Personen mit einem Aufenthalt in der 

Schweiz von kürzer als sieben Jahren (VA < 7) stetig stark gestiegen ist, stieg die Anzahl vorläufig 

aufgenommener Personen, welche bereits länger als sieben Jahre in der Schweiz wohnen (VA > 7) 

im gleichen Zeitraum nur gering (eigene Berechnung basierend auf SEM 2016; SEM 2018a; SEM 

2020). Dies wird durch folgende Grafik visualisiert: 

Abbildung 3: Entwicklung Anzahl vorläufiger aufgenommener Personen nach Aufenthaltsdauer (ei-

gene Darstellung nach SEM 2016; SEM 2018a; SEM 2020) 
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Abbildung 4 zeigt die Verteilung der vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig aufgenom-

menen Flüchtlinge nach der Aufenthaltsdauer in der Schweiz. Die Daten des SEM unterscheiden 

hierbei nicht zwischen vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig aufgenommenen 

Flüchtlingen. Der grösste Teil der vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig aufgenom-

menen Flüchtlingen mit 29% wohnt demnach seit mehr als sieben Jahren in der Schweiz, weitere 

29% verweilen bereits seit vier bis fünf Jahren in der Schweiz (eigene Berechnungen nach SEM 

2020: 13). Aufenthalte von mehr als 4 Jahren überwiegen klar, weniger als ein Viertel der vorläu-

fig aufgenommenen Personen und vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen sind weniger als vier 

Jahre in der Schweiz.  

Abbildung 4: Vorläufig aufgenommene Personen und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge in der 

Schweiz nach Aufenthaltsdauer, Stand Ende 2019 (eigene Darstellung nach SEM 2020: 13) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufenthaltsdauer (Jahre) Anteil an Total vorläufig aufgenommenen Perso-

nen und vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen 

0 – 1 3% 

1 – 2 4% 

2 – 3 6% 

3 – 4 1% 

4 – 5 29% 

5 – 6 13% 

6 – 7 6% 

> 7 29% 
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Betrachtet man die vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig aufgenommenen Flücht-

linge in der Schweiz anhand ihrer Nationalität, ergibt sich ein heterogenes Bild, ersichtlich in Ab-

bildung 5: Fast ein Viertel der vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig aufgenommenen 

Flüchtlingen ist afghanischer Nationalität, ein Fünftel stammt aus Eritrea und 18% machen Sy-

rer*innen aus. Die restlichen knapp 40% setzen sich aus den Nationalitäten Somalia, Irak, China 

(VR), Sri Lanka, Serbien, Äthiopien, Kongo DR und weiteren zusammen. Auch bei diesem Daten-

satz differenziert das SEM nicht zwischen vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig auf-

genommenen Flüchtlingen. 

Abbildung 5: Vorläufig aufgenommene Personen und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge in der 

Schweiz nach Nationalität, Stand Ende 2019 (eigene Darstellung nach SEM 2020: 13) 

Von den 47'965 vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen 

waren Ende 2019 32'446 im erwerbsfähigen Alter (SEM o.J.d). Von diesen 32'446 Personen sind 

rund 44.3% erwerbstätig (SEM o.J.d), die Einbindung in den schweizerischen Arbeitsmarkt ist 

folglich eher schwach. Die gesamtschweizerische Erwerbsquote betrug zum gleichen Zeitpunkt 

97.5% (SECO 2020b). 

Im Jahr 2018 waren 68% der vorläufig aufgenommenen Personen fürsorgeabhängig (SEM 

2019b). Seit 2016 hat der Anteil von vorläufig aufgenommenen Personen zugenommen, die Für-

sorgeleistungen beziehen. 2016 waren dies noch 57%, 2017 bereits 65% (eigene Berechnungen 

basierend auf SEM 2019b, SEM 2020 & SEM 2018a).  

 

 

 

 

 

Nation Anteil an Total vorläufig aufgenommenen Perso-

nen und vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen 

Afghanistan 23% 

Eritrea 20% 

Syrien 18% 

Somalia 7% 

Irak 5% 

China (VR) 4% 

Sri Lanka 3% 

Serbien 2% 

Äthiopien 2% 

Kongo DR 2% 

Übrige 14% 
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Betrachtet man schliesslich Abbildung 6 und die Verteilung von Geschlecht und Altersklassen un-

ter den vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen in der 

Schweiz, fällt auf, dass Männer und junge Personen überwiegen. Die zahlenmässig klar stärkste 

Kategorie sind folglich Männer im Alter von 20 bis 24 Jahren. 

Abbildung 6: Vorläufig aufgenommene Personen und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge nach Ge-

schlecht und Altersklasse (SEM 2020: 13) 

Im Jahr 2019 wurde 2’542 Gesuchen auf Härtefallbewilligungen von vorläufig aufgenommenen 

Personen stattgegeben, wobei deren sieben abgelehnt wurden (SEM o.J.f: 1). In der gleichen Peri-

ode wurden 4’162 vorläufige Aufnahmen beendet (SEM 2020: 19). Efionayi-Mäder & Ruedin 

(2014: 31), die die Aufenthaltsverläufe von vorläufig aufgenommenen Personen und vorläufig 

aufgenommenen Flüchtlingen untersucht haben, weisen darauf hin, dass sich die Beendigungen 

der vorläufigen Aufnahme aus Härtefallbewilligungen, fremdenpolizeilichen Regelungen (Heirat 

oder «aus familiären Gründen»), Ausreisen mit oder ohne behördlicher Begleitung, Todesfällen, 

Einbürgerungen und Deportationen bestehen. Die Härtefallbewilligungen überwiegen dabei klar, 

Fachpersonen schätzen den Anteil der Aufhebungen der vorläufigen Aufnahmen, welche «in ei-

nem Vollzug der Wegweisung münden» (Efionayi-Mäder & Ruedin 2014: 31) auf unter fünf Pro-

zent.  
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4. Forschungsstand 

Für die vorliegende Arbeit sind zwei wissenschaftliche Diskurse von Bedeutung. Einerseits sind 

empirische Erkenntnisse zur Integration von Geflüchteten relevant. Andererseits ist der wissen-

schaftliche Diskurs zur vorläufigen Aufnahme, die Lebensumstände von vorläufig aufgenomme-

nen Personen und wie sich die Integration dieser Personengruppe von den restlichen Geflüchte-

ten unterscheidet, bedeutend. In diesem Kapitel werden diese zwei wissenschaftlichen Diskurse, 

mehrheitlich im schweizerischen Kontext, aber auch mit Blick nach Europa, aufgegriffen. 

 

4.1 Empirische Erkenntnisse zur Integration Geflüchteter 
Das Verständnis von Integration differiert stark und eine klare, allgemeingültige Definition von 

Integration fehlt (Ager & Strang 2008; Heckmann 2015). Heckmann (2015: 72 - 73) unterscheidet 

bei der Eingliederung von Geflüchteten in vier relevante Dimensionen: «strukturelle Integration», 

«kulturelle Integration», «soziale Integration» und «identifikative Integration». Die strukturelle 

Integration beschreibt die Zugehörigkeit zu «den Kerninstitutionen der Aufnahmegesellschaft» 

(Heckmann 2015: 72), also in den Bereichen Bildung, Arbeitsmarkt, soziale Sicherheit, Woh-

nungsmarkt und Politik. Die kulturelle Integration umfasst den Erwerb von Werten, Normen und 

kommunikativen Kompetenzen der Aufnahmegesellschaft. Hierzu gehört auch der Spracherwerb. 

Die soziale Integration betrifft die Erlangung der Zugehörigkeit zur Aufnahmegesellschaft, folglich 

soziale Beziehungen, Freundschaften oder die Mitgliedschaft in einem Verein. Die identifikative 

Integration schliesslich beschreibt die Veränderung von «Identifizierungsbereitschaften der Mig-

ranten mit nationalen, ethnischen, regionalen und lokalen Kollektivstrukturen» (Heckmann 2015: 

73). Dabei weist Heckmann (2015: 73) darauf hin, dass all diese Dimensionen von Integration 

Offenheit der Aufnahmegesellschaft gegenüber Geflüchteten voraussetzen und dass es sich dabei 

um wechselseitige Prozesse handelt. Untersuchungen von Ager & Strang (2008) im Kontext des 

Vereinigten Königreichs kommen zu ähnlichen Erkenntnissen. Die Kernbereiche der Integration 

sind folglich der Zugang und Erfolg in den Bereichen Arbeit, Wohnen, Bildung und Gesundheit, die 

Ausübung von Grundrechten, soziale Netzwerke und strukturelle Hindernisse, wie Sprache, Kul-

tur und die unmittelbare Umgebung, welche den Aufbau sozialer Netzwerke erschweren. Zu be-

rücksichtigen sei jedoch immer auch der nationale und lokale Kontext, in welchem sich Integrati-

onsprozesse abspielen (Ager & Strang 2008: 185).  

Folgend werden nun empirische Erkenntnisse zu den Kernbereichen der Integration im schwei-

zerischen und europäischen Kontext gemäss Ager & Strang (2008), Heckmann (2015) und den 

Zielen der schweizerischen Integrationsagenda (vgl. Kap. 3.1.5) präsentiert. 

Ein Grossteil der empirischen Untersuchungen zur Integration von Geflüchteten bezieht sich auf 

den Zugang zum Arbeitsmarkt. Die für den schweizerischen Kontext verfassten Studien sind meist 

quantitativer Natur (Gnesa 2018; Lindenmeyer et al. 2008; Morlok & Liechti 2014; Spadarotto et 

al. 2014; VKM & VSAA 2014), qualitative Studien sind weniger häufig (Gnesa 2018; UNHCR 2014). 

Die UNHCR Studie (2014: 76) über die Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen und vorläufig 

aufgenommenen Personen beschreibt die Personengruppe als stark erwerbsorientiert, die arbei-

ten und unabhängig sein will, jedoch mit einer Reihe von Hindernissen konfrontiert ist, die eine 

nachhaltige Arbeitsmarktintegration erschweren. Dies wird bestätigt mit Blick auf die «Erwerbs-

quote» (Spadarotto et al. 2014) der erwerbsfähigen Flüchtlingen und vorläufig aufgenommenen 

Personen. Diese ist im Vergleich zur Erwerbsquote von Schweizer*innen sehr tief (Spadarotto et 

al. 2014: 9) und steigt mit der Dauer des Aufenthaltes in der Schweiz (Hainmueller et al. 2016; 
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Lindenmeyer et al. 2008: ii). Ende August 2020 waren 44% der erwerbsfähigen Personen mit vor-

läufiger Aufnahme erwerbstätig (SEM o.J.e). Schweizweit betrug die Arbeitslosenquote im August 

2020 3.3 % (SECO 2020a: 4). 

Die Arbeitsmarktintegration von Personen mit vorläufiger Aufnahme und Flüchtlingen wird als 

Herausforderung betrachtet (VKM & VSAA 2014: 9). Untersuchte Arbeitsmarktintegrationspro-

jekten erreichen Vermittlungsquoten zwischen 40% und 50%, wobei ein Teil davon auf befristete 

Arbeitsverhältnisse fällt (Gutmann et al. 2007; Gutmann et al. 2008). Mehrere Studien zeigen, dass 

Flüchtlinge und Personen mit vorläufiger Aufnahme im Vergleich zu Schweizer*innen signifikant 

tiefere Löhne erwirtschaften (Morlok & Liechti 2014), vermehrt in prekären Arbeitsverhältnissen 

angestellt sind (Gutmann et al. 2007; Lindenmeyer et al. 2008; Morlok & Liechti 2014; Spadarotto 

et al. 2014) und eine geringere Wahrscheinlichkeit aufweisen, zu einem Vorstellungsgespräch ein-

geladen zu werden (Morlok & Liechti 2014). Dies deckt sich mit Erkenntnissen aus zahlreichen 

Staaten des Globalen Nordens, wo Geflüchtete gegenüber Staatsangehörigen stärker Arbeitslosig-

keit, prekären Anstellungsverhältnissen und Überqualifizierung ausgesetzt sind (UNHCR 2013: 

122; OECD & EU 2019: 218; Bloch 2010; Capps et al. 2003). Die Prekarität der Anstellungsverhält-

nisse äussert sich in einem Einkommen unter dem Medianlohn und in mit der Arbeit verbundenen 

Unsicherheiten, wie zeitlich begrenzte Arbeitsverhältnisse, schwankendes Arbeitsvolumen, Un-

terbeschäftigung und unsichere Versicherungsverhältnisse (Morlok & Liechti 2014: 12). Dies kon-

statiert gemäss Kamm et al. (2003: 116) keinen dauerhaften Eingliederung in den Arbeitsmarkt, 

sondern begünstigt vielmehr Unsicherheit über den Lebenserhalt und das «Abgleiten in struktu-

relle Armut». Diese unsicheren finanziellen Verhältnisse führen weiter vor allem bei Familien 

dazu, dass Jugendliche dazu gedrängt werden, Ausbildungsprogramme abzubrechen und bezahl-

ter Arbeit nachzugehen, um die Familie finanziell unterstützen zu können (Kamm et al. 2003: 

122).  

Zahlreiche Autor*innen (Burnett & Whyte 2010; Dwyer et. al 2011; McLaughlin & Hennebry 2010; 

Waite et. al 2015) weisen darauf hin, dass die Abhängigkeit der Tieflohnsegmente der Arbeits-

märkte des globalen Nordens von migrantischen Arbeitskräften in den vergangenen Jahren dras-

tisch gestiegen ist. Auch in der Schweiz ist der Niedriglohnsektor gemäss Wimmer & Piguet 

(1998) stark vom Zufluss migrantischer Arbeitskräfte abhängig. Anderson (2010) und Fudge 

(2011) zeigen auf, wie durch die Produktion von verschiedenen Aufenthaltsstatus, die in ihrer 

Prekarität variieren, ein diversifiziertes Angebot von prekarisierten Arbeiter*innen erzeugt wird. 

Der Staat und dessen Migrationspolitik kreiert folglich prekäre Rechtsstellungen, die sich dadurch 

definieren, dass gewisse Rechte und Ansprüche, welche eine Staatsbürger*innenschaft umfassen, 

nicht gegeben sind. Dies kann unter anderem das Fehlen einer Aufenthaltserlaubnis, fehlende Ar-

beitserlaubnis, ein eingeschränkter oder kein Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen und sozia-

len Versicherungen und bestehende Risiken einer Abschiebung bedeuten (Goldring & Landolt 

2011: 328). Die ungleichen Rechtsstellungen bilden demnach neben «race, gender and class» 

(Goldring & Landolt 2011: 328) eine der Dimensionen, entlang welcher Arbeitsmärkte segmen-

tiert sind. Die Überrepräsentation von Geflüchteten in prekären Arbeitsverhältnissen wird folg-

lich primär auf die migrationspolitische Konstruktion von prekären Rechtsstellungen zurückge-

führt.  

Die vorläufige Aufnahme in der Schweiz konstatiert nach Goldring & Landolt (2011) eine prekäre 

Rechtsstellung. Es besteht keine Aufenthaltserlaubnis und das Risiko einer Abschiebung und der 

Zugang zu gewissen öffentlichen Dienstleistungen und Fürsorgeleistungen ist eingeschränkt bzw. 

verwehrt. So erstaunt es nicht, dass die Studie von Lindenmeyer et al. (2008) eine klare Häufung 

von vorläufig aufgenommenen Personen in der Schweiz zeigt, die in Branchen beschäftigt sind, 
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welche von prekären Arbeitsverhältnissen geprägt sind; allen voran das Gastgewerbe und die Rei-

nigung, Gebäudewartung und Kleiderpflege, welche die Hälfte aller erfassten Personen ausmacht: 

 

 

Abbildung 7: Vorläufig aufgenommene erwerbsfähige Personen nach Tätigkeitsbereich (Linden-

meyer et al. 2008: 20) 

Weiter werden bei vorläufig aufgenommenen Personen und Flüchtlingen eine hohe Anzahl Wech-

sel zwischen Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit festgestellt (Benelli et al. 2014: 3; Spadarotto 

et al. 2014: 12). Dies deckt sich mit den Erkenntnissen von Kalbermatter (2012), dass vorläufig 

aufgenommene Personen häufig lange Phasen von wechselnder Fürsorgeabhängigkeit und pre-

kären Arbeitsverhältnissen durchmachen. 

Spadarotto et al. (2014: 10) formulieren die Determinanten der Erwerbstätigkeit, namentlich 

«Herkunftsland, Status und Alter (bei Einreise)», welche «einen sehr hohen Einfluss auf die Er-

werbstätigkeit ausüben». Weiter nennt die Studie die Schlüsselfaktoren für die Arbeitsmarktin-

tegration von vorläufig aufgenommenen Personen und unterscheidet dabei zwischen fördernden 

und hindernden Faktoren (Spadarotto et al. 2014: 15): Die beiden fördernden Schlüsselfaktoren 

«Kenntnisse Landessprache: B1 / B2» mit der grössten Relevanz und «Bereitschaft, eine statusär-

mere Arbeit anzunehmen». Für die Arbeitsmarktintegration hinderlichen Schlüsselfaktoren sind 

«Status: Geringe Sicherheit / ungewisse Perspektive des Aufenthalts», «Status: Akzeptanz bei Ar-

beitgebern» und «Psycho-physische Beeinträchtigung / Vulnerabilität (z.B. Traumata etc.)». 

Die genannten quantitativen Studien zur Arbeitsmarktintegration lokalisieren die Probleme der 

tiefen Erwerbsquote von Geflüchteten vordergründig im Aufenthaltsstatus selbst, sei dies die da-

mit verbundene Unsicherheit und Ungewissheit für Betroffene (Benelli et al. 2014; Spadarotto et 

al. 2014: 15) oder das Unwissen von Arbeitgeber*innen, welche sie davon abhält, Geflüchtete an-

zustellen (Gnesa 2018; Gutmann et al. 2008; Lindenmeyer et al. 2008; Morlok & Liechti 2014; VKM 

& VSAA 2014). Ein weiteres Problem ist, je nach Perspektive, dass im Herkunftsland erworbene 

Fähigkeiten und Diplome in der Schweiz nicht anerkannt werden (Gnesa 2018; Morlok & Liechti 

2014; UNHCR 2014) oder die fehlende Bereitschaft von vorläufig aufgenommenen Personen eine 

statusärmere Arbeit aufzunehmen (Spadarotto et al. 2014; VKM & VSAA 2014). 

Neben der Integration in den Arbeitsmarkt bemisst die Integrationsagenda der Schweiz dem 

Spracherwerb einen grossen Stellenwert zu (SEM 2018b) (vgl. Kap. 3.1.5). Die starke Fokussie-

rung auf den Spracherwerb in der Integration, welcher in der EU und der Schweiz zu beobachten 

ist, ist wissenschaftlich umstritten (Menet 2013; UNHCR 2014). Während Menet (2013: 11) kriti-

siert, dass dadurch «ökonomische und strukturelle Probleme» ausgeblendet werden, argumen-

tiert Bloch (2002), dass mangelnde Sprachkenntnisse eine Anstellung in niederschwelligen Bran-

chen nicht hindern. Andere Studien (Auer 2018; Lindenmeyer et al. 2008; Spadarotto et al. 2014; 

UNHCR 2013) und Geflüchtete selbst (UNHCR 2014) hingegen betrachten den Erwerb einer Lan-

dessprache als äusserst wichtig für die Integration in die Aufnahmegesellschaft und den 
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Arbeitsmarkt. Spadarotto et al. (2014: 11) zeigen dies anhand Geflüchteter aus französischspra-

chigen Herkunftsländern, welche in der Romandie eine weitaus höhere Erwerbsquote aufweisen 

als in der Deutschschweiz. Auer (2018) bestätigt diese Erkenntnis und leitet daraus eine Kritik 

der zufälligen Zuteilung von Geflüchteten auf die Kantone in der Schweiz ab. Würde sich die Zu-

teilung von Geflüchteten anhand der jeweiligen Sprachkenntnisse orientieren, wäre eine Verbes-

serung der sozialen Integration und Arbeitsmarktintegration möglich.  

Aufgrund der erhofften Integration in die Aufnahmegesellschaft und in den Arbeitsmarkt sind Ge-

flüchtete «äusserst motiviert» (UNHCR 2014: 31), die lokale Sprache zu erlernen. Die Studien des 

der UNHCR (2013; 2014) offenbaren aber auch hier beträchtliche Integrationshürden. So berich-

ten Geflüchtete und befragte Akteure aus dem Asylwesen in der Schweiz und in der EU über feh-

lende, qualitativ unzureichende und zu niederschwellige Angebote, was zu verschiedenen Miss-

ständen führt. Demzufolge wird Geflüchteten in der Schweiz und der EU meist nur zu einem ge-

ringem Sprachniveau in der Landessprache verholfen, weiterführende Kurse auf einem höheren 

Niveau existieren oftmals nicht oder werden nicht finanziert (Stutz et al. 2016; UNHCR 2013: 89; 

UNHCR 2014: 31). Dies führt einerseits dazu, dass Geflüchtete oftmals nur in Tieflohnbranchen 

Berufsaussichten haben und andererseits, dass weiterführende höhere Ausbildungen aufgrund 

der geforderten sprachlichen Anforderungen beinahe unmöglich werden (UNHCR 2014: 40). Dies 

ist auch in Europa zu beobachten. Die UNHCR (2013: 124) berichtet über Schwierigkeiten bei Ge-

flüchteten höhere Bildungsabschlüsse zu absolvieren aufgrund zurückgelassener oder nicht an-

erkannter Diplome und aufgrund der geforderten Sprachkenntnisse. Weiter steht der Erwerb ver-

tiefter Sprachkenntnisse auch immer im Konflikt mit der Aufnahme einer Lohnarbeit (UNHCR 

2013: 79; UNHCR 2014: 33). Häufig sind Geflüchtete durch ihre finanziell prekäre Lage gezwun-

gen den Erwerb vertiefter Sprachkenntnisse für die Stellensuche aufzugeben, oder sie werden gar 

von offizieller Seite dazu gedrängt (UNHCR 2014: 33 – 34).  

Als weiteres Hindernis für den Spracherwerb nennen Geflüchtete auch fehlende Kontakte zu der 

Lokalbevölkerung, was Übung und Anwendung der Sprachkenntnisse erschwert (UNHCR 2013: 

125; UNHCR 2014: 32). Mangelnde Kontakte zu Nachbar*innen und das Fehlen von Schweizer 

Freund*innen steht im Kontrast zu den Zielen, welche Geflüchtete über das zukünftige Leben in 

der Schweiz äussern (UNHCR 2014: 44). Geflüchtete in der Schweiz möchten demzufolge Teil der 

Aufnahmegesellschaft sein, Freundschaften schliessen und mit der Lokalbevölkerung in Kontakt 

sein (UNHCR 2014: 23). Auch die schweizerische Integrationsagenda zählt die soziale Integration 

von Geflüchteten zu den gesteckten Zielen. Demzufolge sollen alle Flüchtlinge und vorläufig auf-

genommenen Personen «sieben Jahre nach der Einreise vertraut mit den schweizerischen Lebens-

gewohnheiten und […] Kontakte zur einheimischen Bevölkerung» (SEM 2018b: 2) haben. Dies ge-

lingt jedoch in der Schweiz (UNHCR 2014), wie auch in der EU (UNHCR 2013), schlecht. Daraus 

können soziale Isolation und fehlende Zugehörigkeitsgefühle resultieren, welche sich wiederum 

negativ auf die psychische Gesundheit der Geflüchteten auswirken können (UNHCR 2014: 44). 

Weiter bedeuten mangelnde Kontakte zur Lokalbevölkerung auch fehlendes soziales Kapital, wel-

ches für die Verbesserung der eigenen Lebensumstände, wie beispielsweise bei der Arbeits- und 

Wohnungssuche, hilfreich sein könnte (UNHCR 2014: 44). Als Gründe für die mangelnde soziale 

Integration von Geflüchteten in der Schweiz nennt die UNHCR (2014: 45) erstens, dass für den 

Aufbau eines sozialen Netzwerks eine Menge Energie und Zeit aufgebracht werden muss, die 

durch zusätzliche Belastungen möglicherweise nicht vorhanden ist. Zweitens verbinden Geflüch-

tete fehlende soziale Beziehungen in der Aufnahmegesellschaft mit Verständigungsschwierigkei-

ten. Schliesslich wirkt auch Diskriminierung als hinderlich für die soziale Integration, wird von 

Geflüchteten in der Schweiz jedoch eher selten genannt (UNHCR 2014: 45). Studien in Europa 

haben gezeigt, dass Diskriminierung gegenüber Geflüchteten nicht nur im Arbeits- und 
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Wohnungsmarkt negativen Einfluss auf die Integration haben, sondern auch bei der sozialen In-

tegration in die Aufnahmegesellschaft (UNHCR 2014: 125 – 126).  Förderlich für die soziale In-

tegration von Geflüchteten hingegen ist die Familie (Ager & Strang 2008; UNHCR 2014). Vor dem 

Hintergrund des oftmals fehlenden sozialen Netzwerks in der Aufnahmegesellschaft spielt die Fa-

milie als «Ort von Zugehörigkeit und emotionalem Halt» (UNHCR 2014: 80) eine dienliche Rolle 

in der Integration von Geflüchteten.  

Ein weiterer Fokus der Integrationsagenda der Schweiz gilt der Bildung von Geflüchteten (SEM 

2018b) (vgl. Kap. 3.1.5.). So sollen sich zwei Drittel der Flüchtlinge und vorläufig aufgenommenen 

Personen im Alter von 16 bis 25 Jahren fünf Jahre nach der Einreise in einer postobligatorischen 

Ausbildung befinden, bei Jugendlichen mit «Ausbildungspotenzial» (SEM 2018b: 2) gar 95%. Eine 

Studie von Stutz et al. (2016), welche die «Bildungsbeteiligung von spät eingereisten Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen» untersucht, lokalisiert jedoch eine Reihe struktureller Hindernisse, 

welche den Bildungszugang dieser Personengruppe erschwert. Einige davon decken sich mit den 

Erkenntnissen über Hindernisse bei der Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten, wie etwa die 

fehlende Anerkennung von Bildungsabschlüssen oder unzureichende Vermittlung von Sprach-

kenntnissen. Weiter werden für viele obligatorische und post-obligatorische Ausbildungen das 

Erlernen einer zweiten Landessprache und Englisch verlangt, Geflüchtete müssen demnach gege-

benenfalls gleich drei Sprachen auf relativ hohem Niveau erlernen, was gemäss Fachpersonen als 

«starker Ausschlussmechanismus» (Stutz et al. 2016: 128) wirkt. Weiter stellen auch prekäre fi-

nanzielle Lagen von Geflüchteten ein Hindernis für die Teilnahme an post-obligatorischen Ausbil-

dungen dar. Der Zugang zu regulären Stipendien für Geflüchtete ist nicht sichergestellt, oftmals 

bieten Kantone und Gemeinden oder regionale Arbeitsvermittlungszentren und die Sozialhilfe fle-

xible Lösungen. Für Geflüchtete, die mit solchen Institutionen nicht in Berührung kommen, er-

scheinen post-obligatorische Ausbildungen jedoch aus finanziellen Gründen oftmals als keine re-

alistische Option (Stutz et al. 2016: 129).  

Die Wohnsituation von Geflüchteten und die Integration in den Wohnungsmarkt ist wissenschaft-

lich wenig untersucht. Verschiedene Autor*innen halten jedoch fest, dass das Wohnen eine wich-

tige Rolle in der Integration von Geflüchteten spielt (Ager & Strang 2008; Allen & Goetz 2010; 

Andersen et al. 2013; Fonseca et al. 2010; Murdie 2008). Die Wohnsituation von Geflüchteten hat 

einen direkten Einfluss auf deren Lebensumstände, Gesundheit, soziale Integration und Zugang 

zu Bildung und Arbeitsmarkt (Fonseca et al. 2010: 6). Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen 

aber, dass Geflüchtete einen erschwerten Zugang zum Wohnungsmarkt aufweisen (Adam et al. 

2019; Bolzoni et al. 2015; Fonseca et al. 2010; OECD & EU 2019; UNHCR 2013). Die Benachteili-

gung von Geflüchteten in der EU besteht dabei sowohl beim privaten Wohnungsmarkt als auch 

beim Zugang zum sozialen Wohnungsbau (Fonseca et al. 2010; OECD & EU 2019). Die Integrati-

onsstudie der OECD & EU (2018: 238) zeigt, dass im EU-Durchschnitt Drittstaatsangehörige ei-

nerseits bedeutend seltener Eigentumsrechte des Wohnraums aufweisen als Staatsangehörige 

und andererseits auch weniger häufig von mietvergünstigten Wohnungen profitieren können. 

Fonseca et al. (2010: 7) weisen weiter darauf hin, dass die Wohnsituation von Geflüchteten häufig 

durch Überbelegung und schlechte Zustände des Wohnraums gekennzeichnet sind. In Frankreich, 

Irland, Österreich und Irland berichtet die UNHCR (2013) über Geflüchtete, welche stets gegen 

die Obdachlosigkeit ankämpfen müssen. Eine Studie von Bolzoni et al. (2015) zeigt auf, wie Ge-

flüchtete in Turin durch fehlende systematische Programme zur Förderung des Zugangs von 

Flüchtlingen zu Wohnraum zu Hausbesetzungen als letzte Möglichkeit gezwungen werden. Als 

Gründe für den erschwerten Zugang zum Wohnungsmarkt und der prekären Wohnsituation nen-

nen wissenschaftliche Studien ähnliche Zusammenhänge wie in anderen Bereichen der Integra-

tion. Fonseca et al. (2010: 6) beschreiben die Ursache als zirkulären Prozess: Die Benachteiligung 
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von Geflüchteten beim Wohnen wurzelt demnach primär in der sozio-ökonomischen Lage, in wel-

cher sich Geflüchtete befinden. Diese wird durch den erschwerten Zugang zum Wohnungsmarkt 

und der prekären Wohnsituation weiter verschlechtert und reproduziert. Vor allem im privaten 

Wohnungsmarkt haben die mangelnde Verfügbarkeit von Wohnraum und Diskriminierung ge-

genüber Geflüchteten bei der Wohnungssuche einen adversen Effekt bei der Integration von Ge-

flüchteten (Fonseca et al. 2010; UNHCR 2013). In der Schweiz besteht wenig wissenschaftliche 

Literatur zur Unterbringung von Geflüchteten. Gemäss der UNHCR (2014: 63) sind ein Grossteil 

der befragten Geflüchteten mit den eigenen Wohnverhältnissen zufrieden. Dabei ist die jetzige 

Zufriedenheit jedoch häufig durch die Unzufriedenheit einer vergangenen prekären Wohnsitua-

tion in Durchgangszentren oder Asylheimen begründet. Kamm et al. (2003: 118) weisen darauf 

hin, dass die kantonal stark divergierenden Praktiken bei der Unterbringung von Geflüchteten 

einen Überblick über die Qualität der Wohnverhältnisse erschweren. Eine quantitative Studie zur 

Wohnsituation von Geflüchteten in der Schweiz im Auftrag des Bundesamtes für Wohnungswesen 

stützt die Erkenntnisse aus der EU (raumdaten & sotomo 2017). Geflüchtete in der Schweiz leben 

demnach «in eher prekären Wohnverhältnissen « (raumdaten & sotomo 2017: 2). Im Vergleich 

zur schweizerischen Bevölkerung verfügen Geflüchtete über halb so viel Wohnraum, sind in älte-

ren Mietshäusern mit vielen Bewohnenden konzentriert und über 20% der Geflüchteten wohnen 

an Lagen mit starker Lärmbelastung (raumdaten & sotomo 2017: 44). Die Geflüchteten sind ge-

mäss der Studie (raumdaten & sotomo 2017) mit Ausnahme des Tessins gleichmässig über die 

Grossregionen der Schweiz verteilt, konzentrieren sich jedoch in den Kernstädten. Geflüchtete 

sind zudem stärker segregiert als Ausländer*innen (raumdaten & sotomo 2017: 44). Trotzdem 

spricht die Studie nicht von einer «räumlichen Abkapselung» (raumdaten & sotomo 2017: 44), 

denn die meisten Geflüchteten leben in einem durchmischten Umfeld. Die Effekte von der Segre-

gation oder der möglichst gleichmässigen räumlichen Verteilung von Geflüchteten sind in der wis-

senschaftlichen Literatur umstritten. Während die Segregation von Geflüchteten lange Zeit als in-

tegrationshemmend betrachtet wurde, halten Fonseca et al. (2010: 8) fest, dass die Auswirkungen 

ambivalent sind. So besteht eine klare Verbindung zwischen der Wohnsegregation von Geflüchte-

ten und benachteiligten Wohngebieten, schlechten Wohnverhältnissen und Marginalisierung auf 

dem Arbeitsmarkt. Gleichzeitig hat sich gezeigt, dass die räumliche Konzentration von Geflüchte-

ten deren soziale Integration durch das verstärkte Bilden von sozialen Netzwerken und Beziehun-

gen verstärken kann (Fonseca et al. 2010: 8). Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Unter-

bringung von Geflüchteten in Aufnahmestellen und Kollektivunterkünften zur Isolation und Aus-

schluss der Geflüchteten von der Gesellschaft beitragen und zu psychischen und physischen Er-

krankungen führt (Scherschel 2008: 80). 

Die Gesundheit von Geflüchteten zeigt sich als Querschnittsbereich der Integration, welche von 

anderen Kernbereichen der Integration interdependent ist (UNHCR 2013). So kann die Gesund-

heit von Geflüchteten gleichzeitig als integrationsfördernder Effekt und als Integrationshindernis 

wirken (UNHCR 2013: 130). Gesundheitliche Beeinträchtigungen von Geflüchteten können einer-

seits auf Umstände vor, während und nach der Flucht zurückgeführt werden. Viele gesundheitli-

che Probleme schreiben Geflüchtete der Situation in der Schweiz zu (UNHCR 2014: 52). Dies wird 

durch quantitative Erhebungen von Müller et al. (2008) bestätigt. Demnach waren zum Zeitpunkt 

des positiven Asylentscheides 27% der über tausend befragten Flüchtlinge in der Schweiz krank 

oder behindert. Fünf Jahre nach der Einreise in die Schweiz betrug dieser Anteil bereits 38% (Mül-

ler et al. 2008: 29). Die Hälfte der von der UNHCR (2014) befragten Geflüchteten in der Schweiz 

fühlten sich krank oder «in physischer oder psychischer Hinsicht beeinträchtigt» (UNHCR 2014: 

51). Ausbleibende Erfolge bei der Integration in den schweizerischen Arbeitsmarkt haben für Ge-

flüchtete negative Auswirkungen auf die psychische Gesundheit (UNHCR 2014: 53). Gleichzeitig 



33 
 

erschweren gesundheitliche Probleme den Geflüchteten die Integration in den Arbeitsmarkt, bei-

spielsweise durch Schwierigkeiten, sich auf die Stellensuche oder den Spracherwerb zu konzent-

rieren. Erwerbsintegration und Gesundheit bestehen somit gemäss UNHCR (2014: 54) in einer 

starken Wechselbeziehung. Besonders Arbeitslosigkeit, die damit verbundene Untätigkeit und die 

Nichtanerkennung von Diplomen und Qualifikationen lösen bei Geflüchteten Gefühle von Entwer-

tung aus (UNHCR 2014: 53). Weiter werden Auswirkungen gesundheitlicher Probleme auch mit 

Schwierigkeiten in den Integrationsbereichen Bildung, Wohnen und soziale Integration in Verbin-

dung gebracht (UNHCR 2013). Gesundheitliche Einschränkungen erschweren es demnach Ge-

flüchteten, sich auf integrationsfördernde Tätigkeiten zu konzentrieren (UNHCR 2013).  

 

4.2 Empirische Erkenntnisse zur Lebenslage vorläufig aufgenommener 
Personen 
Kapitel 4.1 zeigt die Schwierigkeiten und Hindernisse bei der Integration von Geflüchteten in der 

Schweiz und in Europa. Davon sind vorläufig aufgenommene Personen in der Schweiz und sub-

sidiär Schutzberechtigte in der EU nicht ausgeschlossen. Vielmehr weisen zahlreiche Studien 

(Achermann & Chimienti 2006; Kalbermatter 2012; Kamm et al. 2003; Spadarotto et al. 2014; UN-

HCR 2014; UNHCR 2015) darauf hin, dass der Status der vorläufigen Aufnahme oder des subsidi-

ären Schutzes spezifische Auswirkungen auf die Integration von Betroffenen hat.  

Wissenschaftliche Untersuchungen, welche sich explizit auf vorläufig aufgenommenen Personen 

in der Schweiz beziehen, sind rar; zwei davon sind die sozialwissenschaftlichen Studien von 

Kalbermatter (2012) und von Kamm et al. (2003). In den meisten Fällen jedoch, beziehen sich 

Untersuchungen neben den vorläufig aufgenommenen Personen auch auf weitere Personengrup-

pen aus dem Asylbereich.  

Die Studie von Kamm et. al. (2003) ist zwar schon etwas älter und zwischenzeitlich hat sich die 

Integrationspolitik auch auf vorläufig aufgenommene Personen ausgeweitet, nichtsdestotrotz lie-

fert sie wertvolle Einblicke in die prekären Lebensumstände dieser Personengruppe. Die Studie 

kommt unter anderem zum Schluss, dass vorläufig aufgenommene Personen einem «Integrations-

paradox» (Kamm et. al. 2003: 134) unterworfen sind. Die staatliche Integrationspolitik strebte zu 

dieser Zeit noch keine Eingliederung von vorläufig aufgenommenen Personen an, integrative Mas-

snahmen und Angebote waren nicht für diesen Personenkreis bestimmt und dennoch wurde von 

vorläufig aufgenommenen Personen «eine möglichst gute gesellschaftliche Eingliederung – finan-

zielle Unabhängigkeit, tadelloses Verhalten, guter Leumund, schulische Leistungen usw..» (Kamm 

et. al. 2003: 134) für die Erlangung einer Aufenthaltserlaubnis erwartet. Dies hat sich mittlerweile 

mit der Ausweitung der Integrationsförderung auf vorläufig aufgenommene Personen zwischen 

2006 und 2008 geändert (Efionayi-Mäder & Ruedin 2014: 7). Die heutige Integrationspolitik rich-

tet sich explizit auch an vorläufig aufgenommene Personen (SEM 2018b). 

Kamm et. al. (2003) berichten über weitere prekäre Lebensumstände, denen Personen durch den 

Status der vorläufigen Aufnahme ausgesetzt sind. Die Autor*innen unterstreichen die negative 

Konnotation der vorläufigen Aufnahme (Kamm et. al. 2003: 107):  

In diesem Sinn ist die vorläufige Aufnahme insofern negativ besetzt, als die betreffende Per-

son eben kein Asyl erhalten hat und sich nun vermeintlich unberechtigterweise, bestenfalls 

aber vorübergehend, in der Schweiz aufhält. 

Dies hat für Betroffene weitreichende Folgen. So kann es bei diesem Verständnis der vorläufigen 

Aufnahme durch Dritte für vorläufig aufgenommene Personen äusserst schwierig werden, 
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beispielsweise «eine Wohnung zu finden, eine Weiterbildung zu absolvieren, eine Subvention ein-

zufordern oder einfach ein Bankkonto zu eröffnen» (Kamm et. al. 2003: 107). Kamm et. al (2003: 

132) schlussfolgern, dass die vorläufige Aufnahme «kaum eine adäquate Aufenthaltsregelung» 

darstellt. Mittlerweile konstatiert auch der Bundesrat, dass die vorläufige Aufnahme als «unbe-

friedigend empfunden wird, unter anderem weil die grosse Mehrheit der vorläufig aufgenomme-

nen Ausländerinnen und Ausländer nicht nur vorübergehend, sondern dauerhaft in der Schweiz 

verbleibt» (Der Bundesrat 2016: 4). Im gleichen Bericht schlägt der Bundesrat vor die vorläufige 

Aufnahme neu zu gestalten und präsentiert dabei drei Varianten (Der Bundesrat 2016: 5): Die 

erste Variante sieht vor statt der Vergabe einer vorläufigen Aufnahme sofort eine Aufenthaltser-

laubnis B zu erteilen. Variante 2 beschreibt die Schaffung eines neuen «Status der Schutzgewäh-

rung» (Der Bundesrat 2016: 5), der wie anhin bei der Möglichkeit einer Rückkehr erlischt. Vari-

ante 3 schliesslich sieht vor, den Status der vorläufigen Aufnahme beizubehalten und diesen punk-

tuell zu verbessern, namentlich mit der Änderung der Bezeichnung, der Erleichterung des Kan-

tonswechsels oder mit Änderungen der Kriterien für den Familiennachzug. Am 26.08.2020 hat 

der Bundesrat nun die Botschaft zu entsprechenden Gesetzesänderungen im Ausländer- und In-

tegrationsgesetz verabschiedet (Der Bundesrat 2020). So entschied sich der Bundesrat für Vari-

ante 3, den Status der vorläufigen Aufnahme punktuell zu verbessern. Die Verbesserungen sind 

jedoch gering, wie verschiedene NGOs in der Vernehmlassung der Gesetzesänderungen festhalten 

und kritisieren (Der Bundesrat o.J.). Der Kantonswechsel von erwerbstätigen vorläufig aufgenom-

menen Personen wird folglich erleichtert, jedoch unter der Bedingung der Asylfürsorgeunabhän-

gigkeit und einem Bestehen des Arbeitsverhältnisses seit mindestens zwölf Monaten (Der Bun-

desrat 2020: 11). Auf eine Änderung der Bezeichnung der vorläufigen Aufnahme wird verzichtet, 

unter der Begründung, dass kein passender Begriff gefunden werden konnte und dass die Be-

zeichnung der vorläufigen Aufnahme bereits etabliert sei (Der Bundesrat 2020: 10). Zugleich sol-

len die Reisebeschränkungen von vorläufig aufgenommenen Personen weiter verschärft werden. 

Auslandsreisen sollen grundsätzlich verboten und nur noch erlaubt werden, «wenn dies für die 

Durchführung des Asyl- oder Wegweisungsverfahrens notwendig ist» (Der Bundesrat 2020: 11). 

Zahlreiche zur Stellungnahme gebetenen NGOs wie Asylex, Amnesty International, Caritas, die 

Schweizerische Flüchtlingshilfe, Solinetz und das Schweizerische Rote Kreuz kritisieren diese vor-

gesehenen Gesetzesänderungen scharf (Der Bundesrat o.J.). Die Schweizerische Flüchtlingshilfe 

betont die verpasste Chance, die Bezeichnung der vorläufigen Aufnahme zu ändern und so Integ-

rationshürden zu mindern (SFH 2019). Weiter wird die Ausweitung der Reisebeschränkungen als 

«unverhältnismässig und unhaltbar» (SFH 2019: 6) bezeichnet, die UNHCR weist auf die Verlet-

zung des Grundrechts auf Bewegungsfreiheit hin (UNHCR 2019: 8). Die zuständige Nationalrats-

kommission hat die Vorlage des Bundesrates am 19.11.2020 abgelehnt (Das Schweizer Parlament 

2020). 

Weiter beschreiben Kamm et. al. (2003: 116 – 117) die prekäre Situation für vorläufig aufgenom-

mene Personen auf dem Arbeitsmarkt. Im Jahr 2001, zur Zeit der Studie, betrug die Erwerbsquote 

der erwerbsfähigen Personen mit vorläufiger Aufnahme (vorläufig aufgenommene Flüchtlinge 

eingeschlossen) fast 50% (SEM o.J.c), mittlerweile ist dieser Wert leicht gesunken und betrug im 

August 2020 44% (SEM o.J.e). Abgesehen von der tiefen Erwerbsquote von Personen mit vorläu-

figer Aufnahme bemerken Kamm et. al. (2003: 116) weiter Tendenzen zur Beschäftigung vorran-

gig in Tieflohnbranchen und mittels Kurzeinsätzen. Wie Kamm et. al. (2003: 116) es beschreiben: 

«Vorläufig aufgenommene Personen ersetzen frühere Saisonniers und werden ad hoc in den offe-

nen Branchen wie Gastgewerbe, Landwirtschaft, Industrie oder Reinigungsgewerbe (saisonal) 

eingestellt». Dies hat für vorläufig aufgenommene Personen prekäre Auswirkungen: Die niedrigen 

Löhne und Kurzeinsätze erschweren es den Betroffenen erheblich, finanzielle Unabhängigkeit zu 
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erlangen, ein wichtiges Kriterium bei Härtefallbewilligung (Kamm et. al. 2003: 121). Weiter wird 

keine wirkliche Eingliederung in den Arbeitsmarkt erreicht, vielmehr wird ein Abgleiten in struk-

turelle Armut und unsichere Beschäftigungsverhältnisse begünstigt (Kamm et. al. 2003: 117). 

Diese unsicheren finanziellen Verhältnisse führen weiter vor allem bei Familien dazu, dass Ju-

gendliche dazu gedrängt werden Ausbildungsprogramme abzubrechen und bezahlter Arbeit 

nachzugehen, um die Familie finanziell unterstützen zu können (Kamm et. al. 2003:). 

Die Studie von Kamm et. al. (2003) berichtet schliesslich aus der Perspektive von vorläufig aufge-

nommenen Personen und deren Umgang mit der vorläufigen Aufnahme anhand qualitativer In-

terviews mit Expert*innen und Betroffenen (Kamm et. al. 2003: 122). Die befragten vorläufig auf-

genommenen Personen beschreiben die vorläufige Aufnahme als «Gefängnis» und «Isolation» 

(Kamm et. al. 2003: 122). Dies bezieht sich einerseits auf die eingeschränkte Mobilität und die 

Unmöglichkeit zu reisen, um Bekannte und Familie im Ausland besuchen zu können. Andererseits 

sehen Kamm et. al. (2003: 122) auch einen Ausdruck der «inneren Isolation, die sich aus den feh-

lenden Integrationsmöglichkeiten in die Aufnahmegesellschaft ergibt». Die dauerhaften Restrik-

tionen und fehlende Perspektive der vorläufigen Aufnahme erweckt bei den Betroffenen den Ein-

druck der Unerwünschtheit und eines gesellschaftlichen Ausschlusses (Kamm et. al. 2003: 122). 

Ausserdem werden die eingeschränkten Grundrechte von vorläufig aufgenommenen Personen als 

Ungerechtigkeit empfunden, sind sie doch als Schutzbedürftige in die Schweiz geflüchtet (Kamm 

et. al. 2003: 123).  

Weiter berichten Kamm et. al. (2003) über die psychischen Auswirkungen der diversen Belastun-

gen, welche mit einer vorläufigen Aufnahme einhergehen. Sie argumentieren folglich, dass «je län-

ger das Aufenthaltsprovisorium dauert, desto deutlicher manifestieren sich negative Auswirkun-

gen von Dauerbelastungen, welche sich aus der Angst vor einer Wegweisung sowie gesellschaftli-

chen Ausschlussmechanismen ergeben» (Kamm et. al. 2003: 125). Daraus treten bei vorläufig auf-

genommenen Personen gehäuft «reaktive Depressionen» (Kamm et. al. 2003: 125) auf. Die isolie-

rende Wirkung der Mobilitätseinschränkungen, erschwerte Integration in die Gesellschaft und 

unmögliche Besuche von sich im Ausland befindenden Verwandten, kombiniert mit einer dauer-

haften Perspektivlosigkeit, verleitet Betroffene häufig zu gesellschaftlichem Rückzug, welcher De-

pressionen fördert (Kamm et. al. 2003: 125). Weitere mögliche auftretende Verhaltensmuster 

sind aggressives Verhalten, Verschlechterung des Gesundheitszustandes oder versteckter Alko-

hol- und Tablettenkonsum (Kamm et. al. 2003: 126). Bei Jugendlichen berichten Kamm et. al. 

(2003: 127) neben resignativem Rückzug auch über Auflehnung und «abweichende Verhaltens-

formen». Eine bedeutende Rolle komme dabei dem Umstand zu, dass vorläufig aufgenommene 

Jugendliche finanziell nicht mit anderen Gleichaltrigen mithalten können (Kamm et. al. 2003: 

127). Die Studie von Achermann & Chimienti (2006), welche gesundheitliche Ressourcen und Ri-

siken von vorläufigen aufgenommenen Personen und Sans-Papiers untersucht hat, stützen die Er-

kenntnisse von Kamm et. al. (2003). Sie halten fest, dass vorläufig aufgenommene Personen zwar 

gut in das Gesundheitssystem eingebunden sind (Achermann & Chimienti 2006: 197), jedoch «die 

unsicheren Aufenthaltssituationen und die damit verbundenen Ängste […] eine Vielzahl von Prob-

lemen und Risiken verursachen» (Achermann & Chimienti 2006: 195). 

Die neuere Studie von Kalbermatter (2012) untersucht anhand zwölf qualitativer Interviews mit 

vorläufig aufgenommenen Personen im Kanton Zürich die Lebenslage, in welcher sich diese Per-

sonen befinden und welche Handlungs- und Verhaltensmuster sich daraus ergeben. Alle in der 

Studie befragten vorläufig aufgenommenen Personen befinden sich nach Kalbermatter (2012: 99) 

in prekären Lebenslagen. Die Erkenntnisse von Kamm et. al. (2003) werden von Kalbermatter 

(2012: 99 – 100) gestützt: Die befragten vorläufig aufgenommenen Personen beziehen entweder 
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Sozialhilfe oder befinden sich in prekären Beschäftigungsverhältnissen. Bei längerem Bestehen 

der vorläufigen Aufnahme lässt sich zudem eine Verfestigung der Prekarität feststellen. 

Aus der durch die vorläufige Aufnahme hervorgerufene Prekarität stellt Kalbermatter (2012) 

schliesslich drei resultierende Verhaltensmuster fest: «Die Wartenden, die Widerständigen und 

die Ohnmächtigen» (Kalbermatter 2012: 68). Die Wartenden sehen die prekäre Lebenslage, in der 

sie sich befinden, als Resultat des Aufenthaltsstatus (Kalbermatter 2012: 69). Folglich besteht ihr 

Fokus darin, der vorläufigen Aufnahme und der damit verbundenen Prekarität durch den Erhalt 

einer Aufenthaltserlaubnis zu entkommen. Sie gestalten ihre Lebensführung danach, den Krite-

rien zum Erhalt einer Aufenthaltserlaubnis gerecht zu werden, halten folglich auch an prekären 

Beschäftigungsverhältnissen fest oder sind intensiv auf Arbeitssuche (Kalbermatter 2012: 69). 

Die vorläufige Aufnahme wird dabei als vorübergehendes Übel und Wartezeit empfunden, die 

Aufenthaltsbewilligung als einziges Mittel zum beruflichen und sozialen Aufstieg. Die Widerstän-

digen zeichnen sich durch ihren Kampf gegen die mit der vorläufigen Aufnahme verbundene kol-

lektive und individuelle Prekarität aus (Kalbermatter 2012: 85). Sie befinden sich seit längerer 

Zeit in der Schweiz und haben lange Phasen von Fürsorgeabhängigkeit und prekären Arbeitsver-

hältnissen hinter sich. Wie die Wartenden schreiben die Widerständigen dem Aufenthaltsstatus die 

erlebte Prekarität zu und streben einen sozialen und beruflichen Aufstieg an (Kalbermatter 2012: 

78). Sie widersetzen sich dieser Prekarität und eingeschränkten Gestaltungsmöglichkeiten aber 

durch Freiwilligenarbeit, «Aneignung von Bildung, Schwarzarbeit, die Weigerung an Beschäfti-

gungsprogrammen teilzunehmen oder eine Arbeitsstelle zu besetzen, welche nicht mit der sub-

jektiven Erwartungshaltung vereinbar ist» (Kalbermatter 2012: 78). Mit diesen Strategien versu-

chen die Widerständigen der eigenen gefühlten Prekarität und den institutionellen Rahmenbedin-

gungen zu trotzen (Kalbermatter 2012: 85). Die Ohnmächtigen schliesslich sind gekennzeichnet 

durch eine Ohnmacht angesichts der eigenen unsicheren Zukunftsverhältnisse (Kalbermatter 

2012: 86). Folglich fokussieren sie ihre Handlungen auf kurzfristige Ziele und die Stabilisierung 

ihrer Lebenslage (Kalbermatter 2012: 86). Auf dem Arbeitsmarkt sehen die Ohnmächtigen kein 

Verbesserungspotential für ihr prekäres Beschäftigungsverhältnis und akzeptieren dieses somit 

(Kalbermatter 2012: 86). Die Zukunftsaussichten sind aus der Perspektive der Ohnmächtigen 

«nicht von ihren Handlungsstrategien, sondern vom Willen ihres Arbeitgebers bzw. von der An-

erkennung der im Herkunftsland erworbenen Qualifikationen im Schweizer Arbeitsmarkt abhän-

gig» (Kalbermatter 2012: 92). 

Kalbermatters (2012) Studie zeigt damit die Prekarität, welcher vorläufig aufgenommene Perso-

nen ausgesetzt sind und die daraus resultierenden Handlungsmuster sehr deutlich auf. Besonders 

wertvoll sind diese Erkenntnisse für die vorliegende Arbeit, da sich die Untersuchungen von 

Kalbermatter (2012) auf die gleiche Personengruppe, sprich vorläufig aufgenommene Personen 

im Kanton Zürich, bezieht, zu einem Zeitpunkt, zu welchem die Fürsorgeleistungen im Rahmen 

der Asylfürsorgeverordnung ausgerichtet wurden. 

Schliesslich ist auch die Studie von Kehl (2011) von besonderem Interesse, da diese zwischen 

2008 und 2010 ein Integrationsmonitoring von vorläufig aufgenommenen Personen in den Kan-

tonen Basel-Stadt und Luzern durchgeführt hat. Zu diesem Zeitpunkt hatten Basel und Luzern als 

erste Kantone vorläufig aufgenommene Personen in die Sozialhilfe aufgenommen und diese un-

terstützungsrechtlich mit Flüchtlingen, Ausländer*innen und Schweizer*innen gleichgestellt. So 

befragte Kehl (2011) in eineinhalb Jahren je 50 sozialhilfeabhängige vorläufig aufgenommene 

Personen aus den Kantonen Basel-Stadt und Luzern drei Mal, um die Auswirkungen der Aufnahme 

in die Sozialhilfe auf die Integration der Betroffenen zu eruieren. Die Studie kommt zum Schluss, 

dass sich der Integrationsstand der vorläufig aufgenommenen Personen in diesem Zeitraum 
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deutlich verbessert hat und «wahrnehmbare Verbesserungen der Rahmenbedingungen für die 

Integration von [vorläufig aufgenommenen Personen] und positive Entwicklungen in den meisten 

Bereichen» (Kehl 2011: 11) festgestellt werden konnten. Die Befragten konnten ihre Sprach-

kenntnisse deutlich verbessern. Weiter konnten auch in der Ausbildungssituation der vorläufig 

aufgenommenen Personen deutliche Verbesserungen erzielt werden. Zudem hat sich der Anteil 

der erwerbstätigen vorläufig aufgenommenen Personen «von anfänglich 5-10% auf über 15% er-

höht und liegt seither konstant zwischen 15% und 20%» (Kehl 2011: 7). Schliesslich gaben die 

befragten vorläufig aufgenommenen Personen auch an, dass sie eine Verbesserung ihres Gesund-

heitszustandes und des subjektiven Wohlbefindens feststellen konnten. Kehl (2011: 10) bezeich-

net die unterstützungsrechtliche Gleichstellung der vorläufig aufgenommenen Personen mit den 

restlichen Sozialhilfebeziehenden schlussendlich als «erfolgreich und sinnvoll» und empfiehlt 

dessen Beibehaltung. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass gewisse Integrationshürden und -hindernisse 

für Geflüchtete aus Kapitel 4.1 bei vorläufig aufgenommene Personen verstärkt auftreten. Ver-

schiedene Autor*innen (Kalbermatter 2012; Kamm et al. 2003; Spadarotto et al. 2014; UNHCR 

2014) weisen darauf hin, dass der Status der vorläufigen Aufnahme und die damit verbundene 

unsichere Aufenthaltssituation die Integration von vorläufig aufgenommenen Personen zusätz-

lich verschlechtern. Unsicherheit und Ungewissheit haben einen adversen Effekt auf die Integra-

tionschancen von vorläufig aufgenommenen Personen in den Bereichen soziale Integration, Ar-

beit, Bildung, Wohnen und Gesundheit. Grundrechtliche Einschränkungen, welche mit dem 

«(Nicht-)Status» (UNCHR 2014: 63) einhergehen, wie Mobilitätseinschränkungen, Verbot von 

Auslandsreisen und die Angewiesenheit auf Dritte beim Abschluss von Verträgen belasten die 

vorläufig aufgenommenen Personen weiter. Die Studie von Kehl (2011) zeigt schliesslich, dass die 

Unterstützung von vorläufig aufgenommenen Personen unter den Bestimmungen der Sozialhilfe 

positive Auswirkungen auf den Integrationsstand von vorläufig aufgenommenen Personen hat 

und deren Gesundheitszustand und subjektives Wohlbefinden verbessert. 

 

4.2.1 Die vorläufige Aufnahme im europäischen Kontext 

Die Migrations- und Integrationspolitik der Schweiz kann nicht isoliert betrachtet werden. Die 

Ausgestaltung des schweizerischen Asylsystems orientiert sich stets an den europäischen Nach-

barn (SFH 2009: 27). Während die EU darauf bedacht ist die verschiedenen Asylsysteme ihrer 

Mitgliedstaaten zu vereinheitlichen (Richtlinie 2011/95/EU), befürchtet die Schweiz vermehrt 

zum Ziel von abgewiesenen Asylsuchenden aus EU-Staaten zu werden (SFH 2009: 27). Folglich 

sind Änderungen und Verschärfungen des schweizerischen Asylrechts oftmals darauf ausgerich-

tet das eigene Asylsystem nicht attraktiver als jenes der europäischen Nachbarn zu gestalten (SFH 

2009: 27). Dementsprechend beleuchtet dieses Kapitel Schutzgewährung bei abgelehntem Asyl-

antrag in der EU. 

Das europäische Pendant zur vorläufigen Aufnahme in der Schweiz ist der «subsidiäre Schutz» 

(Richtlinie 2011/95/EU). Eine «Person mit Anspruch auf subsidiären Schutz» (Richtlinie 

2011/95/EU §2) erfüllt die Flüchtlingseigenschaften nicht, läuft aber bei einer Rückkehr in das 

Herkunftsland oder in das Land des vorherigen Aufenthaltes Gefahr «einen ernsthaften Schaden 

zu erleiden» (Richtlinie 2011/95/EU §15). Der subsidiäre Schutz erlischt, wenn sich die Umstände 

für die Gewährung des Schutzstatus geändert haben. Subsidiär Schutzberechtigte erhalten einen 

mindestens einjährigen, verlängerbaren Aufenthaltstitel (Richtlinie 2011/95/EU §24 Abs. 2). Im 

Gegensatz zur vorläufigen Aufnahme in der Schweiz stellt der subsidiäre Schutz in der EU somit 
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eine Aufenthaltserlaubnis und keine Ersatzmassnahme dar. Die Rechte und Pflichten von sub-

sidiär Schutzberechtigten in der EU und vorläufigen aufgenommenen Personen in der Schweiz 

decken sich mehrheitlich. Während der Zugang zu Bildung, Arbeitsmarkt, Integrationsmassnah-

men und medizinischer Versorgung gewährleistet wird, können Sozialhilfeleistungen auf «Kern-

leistungen» (Richtlinie 2011/95/EU §29 Abs. 2) reduziert werden (Richtlinie 2011/95/EU §26 – 

§30). Im Gegensatz zu vorläufig aufgenommenen Personen in der Schweiz sind subsidiär Schutz-

berechtigten in der EU jedoch Reisen aus dem Hoheitsgebiet des jeweiligen Mitgliedstaates er-

laubt (Richtlinie 2011/95/EU §25). 

Die tatsächliche Ausgestaltung der Asylsysteme in den EU-Staaten ist trotz der Vorgaben der 

Richtlinie 2011/95/EU divers. Obschon Sozialleistungen gemäss Artikel 24 (Richtlinie 

2011/95/EU) für subsidiär Schutzberechtigte auf Kernleistungen reduziert werden können, ist 

dies nur in einer Minderheit der EU-Staaten der Fall (WD Deutscher Bundestag 2016). In Estland, 

Finnland, Griechenland, Irland, Italien, Rumänien, Spanien, Tschechien, Ungarn und im Vereinig-

ten Königreich erhalten subsidiär Schutzberechtigte Sozialhilfeleistungen zu den gleichen Kondi-

tionen wie Staatsbürger*innen (WD Deutscher Bundestag 2016). Auch in anderen Bereichen wei-

sen gewisse EU-Staaten eine klare rechtliche Besserstellung von subsidiär Schutzberechtigten auf 

als die Schweiz, beispielsweise die uneingeschränkte, freie Wohnsitzwahl in Belgien, Bulgarien, 

Tschechien, Estland, Litauen und Malta (EMN 2018: 10). 

Ein Bericht der UNHCR aus dem Jahr 2015 macht auf die Situation von subsidiär Schutzberechtig-

ten in Österreich aufmerksam. Darin unterstreicht die UNHCR (2015) die Behinderung von Integ-

rationsprozessen durch rechtliche Ungleichstellung im Vergleich zu anerkannten Flüchtlingen 

und Staatsbürger*innen. Subsidiär Schutzberechtigte in Österreich haben folglich einen er-

schwerten Zugang zu vollumfänglichen Sozialhilfeleistungen, Familiennachzug und Wohnungen. 

Weiter besteht in Österreich, wie in der Schweiz auch, das Problem des Wissensmangels der Ge-

sellschaft über den Status des subsidiären Schutzes und den damit verbundenen Rechten und 

Pflichten, was Wohnungs- und Arbeitssuche erschwert. All diese Tatsachen wirken sich negativ 

auf den Integrationserfolg von subsidiär Schutzberechtigten aus, welche sich ohnehin schon oft in 

prekären Lebenslagen befinden (UNHCR 2015: 42). 
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5. Konzeptioneller Rahmen 

Dieses Kapitel widmet sich den theoretischen Grundlagen. Der Forschungsgegenstand wird folg-

lich in die Konzepte der Prekarität und der Gouvernementalität eingebettet. Diese beiden Kon-

zepte werden im Folgenden präsentiert. 

 

5.1 Prekarität 

«Prekär» entstammt dem Lateinischen und bedeutet «unsicher» (Candeias 2008: 121), laut Duden 

«schwierig, heikel, misslich» (Duden online o.J.). In der Soziologie bezeichnet das Konzept der Pre-

karität «unsichere, instabile Beschäftigungs- und Lebensverhältnisse» (Dörre 2014: 1) und be-

zieht sich dabei auf Gesellschaften des globalen Nordens (Dörre 2014: 2). Grundlegend für die 

Prekarisierungsdiskussion war die Erkenntnis des Niedergangs des existenzsichernden Beschäf-

tigungsverhältnisses, welches durch «stabile Vollzeitarbeit, dazu Garantien im Hinblick auf Lohn, 

Arbeitsrecht und soziale Absicherung» (Castel 2009: 34) gekennzeichnet ist. Dies bewirkte eine 

Wiederkehr der sozialen Unsicherheit bis in die Mitte der Gesellschaft (Castel 2009: 34). Grossen 

Einfluss auf den deutschsprachigen Diskurs der Prekarität hatte die Hypothese von Castel (2000: 

360 – 361 zit. in Dörre 2014: 2), welche die Arbeitsgesellschaften des globalen Nordens in drei 

Zonen unterteilt: Die Mehrheit der Beschäftigten befinden sich demnach in der «Zone der Integra-

tion» gekennzeichnet durch Normalarbeitsverhältnisse und «halbwegs intakten sozialen Netzen». 

Darunter befindet sich die expandierende «Zone der Prekarität», also Arbeiter*innen mit unsiche-

rer Beschäftigung und Einkommen und erodierenden sozialen Netzen. In der hierarchischen Ord-

nung zuunterst befindet sich schliesslich die «Zone der Entkoppelung», gekennzeichnet durch 

eine Gruppe ohne Anschlussmöglichkeiten in den ersten Arbeitsmarkt und sozialer Isolation.  

Primär bezieht sich der Begriff der Prekarität auf Beschäftigungsverhältnisse und die Relation 

zum Normalarbeitsverhältnis. Bosch (2001 zit. in Ecoplan 2017: 21) definiert das Normalarbeits-

verhältnis als «stabile, sozial abgesicherte, abhängige Vollzeitbeschäftigung, deren Rahmenbedin-

gungen (Arbeitszeit, Löhne, Transferleistungen) kollektivvertraglich oder arbeits- und sozial-

rechtlich auf einem Mindestniveau geregelt sind». Prekäre Beschäftigungsverhältnisse unter-

scheiden sich folglich vom Normalarbeitsverhältnis durch fehlende oder eingeschränkte «soziale 

Sicherheitsgarantien» (Kraemer 2008: 140), wodurch Beschäftigung und Einkommen für Be-

troffene auf längere Sicht unsicher sind. Brinkmann et al. (2006: 17 zit. in Castel & Dörre 2009: 

17) definieren prekäre Arbeit wie folgt:  

Als prekär kann ein Erwerbsverhältnis bezeichnet werden, wenn die Beschäftigten aufgrund 

ihrer Tätigkeit deutlich unter ein Einkommens-, Schutz- und soziales Integrationsniveau sin-

ken, das in der Gegenwartsgesellschaft als Standard definiert und mehrheitlich anerkannt 

wird. Und prekär ist Erwerbsarbeit auch, sofern sie subjektiv mit Sinnverlusten, Anerken-

nungsdefiziten und Planungsunsicherheit in einem Ausmass verbunden ist, das gesellschaft-

liche Standards deutlich zuungunsten der Beschäftigten korrigiert. 

Neben strukturellen Kriterien, welche prekäre Arbeit ausmachen, werden demnach auch die Sub-

jektivität der Beschäftigten in die Definition von prekärer Arbeit miteinbezogen. Da es sich beim 

Prekaritätsbegriff um eine «relationale Kategorie» (Brinkmann et al. 2006: 17 zit. in Castel & 

Dörre 2009: 17) in Bezug auf einen gesellschaftlich definierten Normalzustand handelt, ist die 

subjektive Einschätzung der Beschäftigten bezüglich Beschäftigungs- und Einkommenssicherheit 

relevant.  
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Klaus Kraemer (2008: 139 – 150) weitet die Definition von Prekarität auf vier Dimensionen aus: 

Zentral für die Konstitution von Prekarität sind demnach Erwerbsstelle, Erwerbslage, Lebenslage 

und gefühlte Prekarisierung. Damit wird der Vielfältigkeit von Prekarisierungsprozessen Rech-

nung getragen, welche «je nach Klassenzugehörigkeit, geschlechtlichen, ethno-nationalen oder 

anderen Zuschreibungen ganz unterschiedlich ausfallen» (Candeais 2008: 122). Kraemer (2008) 

erweitert somit das Verständnis von Prekarität als blosse Betrachtung von Beschäftigungsverhält-

nissen. Neben der Erwerbsstelle, welche als prekär angesehen werden muss, wenn gewisse sozi-

ale und rechtliche Standards des Normalarbeitsverhältnisses unterschritten werden (Mayer-A-

huja 2003: 14), ist weiter die Erwerbslage der Beschäftigten für den Prekaritätsbegriff nach Kra-

emer (2008) von Bedeutung. Kraemer (2008: 140) argumentiert, dass eine gegenwärtige Er-

werbsstelle nicht zwangsläufig Rückschlüsse auf die Erwerbslage einer Person erlaubt. Vielmehr 

bedarf es einer Expansion und Dynamisierung der Analyse von Prekarität, welche auch den Er-

werbsverlauf einer Person in Betracht zieht. Dadurch wird in der Analyse von Prekarität die Auf-

merksamkeit darauf gelenkt, «ob eine prekäre Erwerbsstelle eine kurze, nicht wiederkehrende 

Episode im Verlauf der Berufsbiografie darstellt bzw. eine Passage in eine stabile Erwerbslage ist» 

(Kraemer 2008: 140). Die Beurteilung eines stabilen oder instabilen Erwerbsverlaufes beruht da-

bei gemäss Kraemer (2008: 141) auf der Dauer von Beschäftigungszeiten und Bezug von Lohner-

satzleistungen und der «Nähe oder Ferne der einzelnen Erwerbsstellen zum dauerhaft gesicher-

ten ‘Normalarbeitsverhältnis’». Entscheidend sind weiter, welche Erwerbssequenzen überwiegen 

und wie sich die Übergänge zwischen den Sequenzen äussern, um die Prekarität eines Erwerb-

verlaufs zu analysieren. Zu möglichen Erwerbssequenzen zählt auch die Arbeitslosigkeit (Krae-

mer 2008: 141). Prekäre Erwerbslagen lassen sich nicht auf atypische und befristete Beschäfti-

gungsverhältnisse reduzieren. Auch reguläre und unbefristete Arbeitsverhältnisse können pre-

käre Merkmale aufweisen und gleichzeitig können auch befristet Beschäftigte nicht von einer pre-

kären Erwerbslage betroffen sein (Kraemer 2008: 140 – 141). Unter der Berücksichtigung von 

Erwerbsverläufen kann schliesslich auch darauf geschlossen werden, ob die Prekarität eines*r 

Beschäftigten dauerhaft ist oder vorübergehend. Doch auch mit der Untersuchung von Erwerbs-

stelle und Erwerbslage mit dem Einbezug von Erwerbsverläufen würde die Analyse von Prekari-

tät gemäss Kraemer (2008: 142) «auf halbem Wege stehen bleiben». Zur weiteren Differenzierung 

wird hierbei der «Haushaltskontext» beigezogen, um Beurteilungen über die Prekarität von Le-

benslagen zu erlauben. Kraemer (2008: 142) weist darauf hin, dass prekäre Erwerbslagen im 

Haushalt abgefedert werden können, wenn beispielsweise zusätzliche Einkommensquellen beste-

hen. Gleichzeitig kann auch bei gesicherter Erwerbslage und stabiler Erwerbsverlauf durch den 

Kontext des Haushalts eine prekäre Lebenslage bestehen. Von einer «Kumulation der Prekarität» 

(Kraemer 2008: 142) spricht Kraemer, wenn die derzeitige Erwerbsstelle und der bisherige Er-

werbsverlauf als prekär betrachtet werden können und der Kontext des Haushalts diese Prekari-

tät zusätzlich verstärkt. Prekarität kann demzufolge verstärkt werden, wenn «infolge von Arbeits-

losigkeit des Lebenspartners ein zusätzliches Arbeitseinkommen im Privathaushalt weggefallen 

ist oder mehrere nicht-erwerbsfähige Personen (z. B. minderjährige Kinder) versorgt werden 

müssen» (Kraemer 2008: 143 – 144). Marchart (2013: 11 – 12) weist darauf hin, dass die Preka-

risierung sich auf die meisten Lebensbereiche auswirkt, wodurch neben Arbeit und Bildung auch 

die Bereiche Wohnen, Freizeit, Sozialnetz und Gesundheit in die Analyse von prekären Lebensla-

gen eingebunden werden können (Farago et al. 2004).  

Als vierte und letzte Dimension von Prekarität nennt Kraemer (2008: 144) die «gefühlte Prekari-

sierung», also die subjektive Einschätzung der eigenen Prekarität der Betroffenen. Kraemer 

(2008: 144) weist darauf hin, dass sich Prekarität durch die Relation zu einem Normalzustand 

konstituiert. Somit kann von gefühlter Prekarität gesprochen werden, wenn «die mit regulärer 
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Beschäftigung verbundenen normativen Sicherheitserwartungen enttäuscht werden und das 

Schutzversprechen des Normalarbeitsverhältnisses erodiert» (Kraemer 2008: 145). Dies ist un-

abhängig davon, ob die objektivierbaren Kriterien der Prekarität gegeben sind oder nicht. Ent-

scheidend für die gefühlte Prekarität ist die Wahrnehmung der Beschäftigten bezüglich der eige-

nen beruflichen und sozialen Sicherheiten (Kraemer 2008: 146). So betrifft Prekarität auch «man-

gelnde Anerkennung der Arbeit und der Person, um betriebliche und soziale Isolierung, die Zer-

störung von Sozialkontakten, mangelnden Sozialversicherungsschutz und fehlende Qualifizie-

rungsmöglichkeiten» (Candeias 2008: 121). Candeias (2008: 127) weist weiter darauf hin, dass 

Prekarisierungsprozesse mit «tendenziell geringeren (arbeits- und staatsbürgerschaftlichen) 

rechtlichen Status verbunden sind», welche reduzierten oder keinen Zugang zu Sozialhilfeleistun-

gen hervorrufen. Prekarisierte sind in der Folge von einer längerfristigen Planungsunsicherheit 

der eigenen Lebensführung betroffen und sind in der kollektiven und individuellen Handlungsfä-

higkeit eingeschränkt (Candeias 2008: 128). Castel (2009: 32) spricht dabei von einer «Prekarität 

der alltäglichen Existenz», einer steten Ungewissheit über die Zukunft und einer permanenten 

sozialen Verunsicherung. Die Prekarisierten befinden sich «in einer Art Schwebezustand» (Cand-

eias 2008: 129), der Anschluss an die Zone der Integration nach Castel (2000 zit. in Dörre 2014) 

und die Aussicht auf gesicherte Lebensverhältnisse stets vor Augen, was mit der Mobilisierung 

aller Energien erreichbar scheint. Dadurch bleibt den Betroffenen weder Reserven noch «Ruhe-

kissen» (Dörre 2005: 254), in Krisenzeiten droht ihnen als Ersten die Entlassung. Dies schränkt 

die Handlungsfähigkeit der Prekarisierten ein und wirkt «disziplinierend […], macht sie gefügig» 

(Candeias 2008: 130). So lassen sich bei Prekarisierten Tendenzen feststellen, dass sie sich mit 

der eigenen Situation einrichten und diese «passiv-resignativ» (Candeias 2008: 131) akzeptieren.  

Nach dieser Auffassung von Prekarität kann diese sowohl in wohlstandsnahen als auch armuts-

betroffenen Schichten auftreten (Castel 2009: 31; Kraemer 2008: 146). Dabei weisen Autor*innen 

jedoch darauf hin, dass während bei den am stärksten benachteiligten Schichten Prekarität oft-

mals zu einer «permanenten Bedingung des Lebens» (Castel 2009: 31) vollkommt, ist die Preka-

rität in wohlstandsnahen Schichten meist temporärer, transitorischer Natur (Kraemer 2008: 

148). Besonders Geflüchtete sind somit meist stark ausgeprägter Prekarität ausgesetzt (Scher-

schel 2008; Wollrad 2008: 43). Geflüchtete sind in allen Bereichen des Lebens Einschränkungen 

unterworfen, «ihr Zugang zu Arbeit, Bildung, gesundheitlicher Versorgung, Wohnraum und Er-

nährung restringiert» (Scherschel 2008: 77). Die Prekarität der Geflüchteten äussert sich durch 

Erwerbslosigkeit, ungeschützte Beschäftigungsverhältnisse, schlechte Bildungschancen und Auf-

stiegsmöglichkeiten (Wollrad 2008: 43) und stratifiziertem Zugang zu Sozialhilfeleistungen durch 

die Hierarchisierung von aufenthaltsrechtlichen Status (Scherschel 2008: 82). Hoch qualifizierte 

und zukunftsfähige Arbeit bleibt Geflüchteten auch bei bestehenden Qualifikationen vorwiegend 

verwehrt (Scherschel 2008: 86). Folglich sind Geflüchtete «überwiegend prekär beschäftigt» 

(Scherschel 2008: 86). Candeias (2008: 130) weist darauf hin, dass die Prekarisierung der Be-

schäftigungsverhältnisse und das verstärkte Aufkommen von, oftmals prekären, Teilzeit-Arbeits-

verhältnisse für Geflüchtete die Teilhabe an der Lohnarbeit überhaupt erst ermöglicht hat. Ge-

mäss Scherschel (2008: 85) wird Prekarisierung nach dem Modell von Castel als «Kontrollinstru-

ment» ausgelegt, welches «restrukturierende und disziplinierende Wirkungen auf gesellschaftli-

che Verhältnisse hat und sich […] auf die psychischen Dispositionen der Individuen auswirkt». Die 

Aufnahmesituation von Geflüchteten und deren prekären Lebenslagen im globalen Norden kön-

nen somit nach dem Konzept der Prekarität als willentliche Konstruktion begriffen werden und 

stellt eine Sichtweise dar, welche unter Einbezug des Konzepts der Gouvernementalität zusätzlich 

erweitert werden kann.  
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5.2 Gouvernementalität 

Das Konzept der Gouvernementalität wurde von Michel Foucault in den Jahren 1978 und 1979 im 

Rahmen einer Vorlesungsreihe am Collège de France vorgestellt (Lemke et al. 2000: 9). Der Begriff 

der Gouvernementalität verbindet dabei die Begriffe Regieren (gouverner) und Denkweise (men-

talité) und eröffnete eine neue Dimension für die Analyse von Staat, Macht und Regierungsweisen 

(Lemke et al. 2000: 8). Mit der Verknüpfung der Begriffe Regieren und Denkweise weist Foucault 

gemäss Lemke (2000a: 32) auf deren Interdependenz hin, dass «die Untersuchung von Macht-

technologien nicht ohne die Analyse der sie anleitenden politischen Rationalität auskommt» 

(Lemke 2000: 32). Michel Foucault (2000: 64 – 65) erläuterte den Begriff der Gouvernementalität 

1978 wie folgt: 

Mit diesem Wort ‚Gouvernementalität’ ist dreierlei gemeint. Unter ‚Gouvernementalität’ ver-

stehe ich die Gesamtheit, gebildet aus den Institutionen, den Verfahren, Analysen und Refle-

xionen, den Berechnungen und den Taktiken, die es gestatten, die recht spezifische und doch 

komplexe Form der Macht auszuüben, die als Hauptzielscheibe die Bevölkerung, als 

Hauptwissensform die politische Ökonomie und als wesentliches technisches Instrument die 

Sicherheitsdispositive hat. Zweitens verstehe ich unter ‚Gouvernementalität’ die Tendenz der 

die Kraftlinie, die im gesamten Abendland unablässig und seit sehr langer Zeit zur Vorrang-

stellung dieses Machttypus, den man als ‚Regierung’ bezeichnen kann, gegenüber allen ande-

ren – Souveränität und Disziplin – geführt und die Entwicklung einer ganzen Reihe spezifi-

scher Regierungsapparate einerseits und einer ganzen Reihe von Wissensformen anderer-

seits zur Folge gehabt hat. Schliesslich glaube ich, dass man unter ‚Gouvernementalität’ den 

Vorgang oder eher das Ergebnis des Vorgangs verstehen sollte, durch den der Gerechtigkeits-

staat des Mittelalters, der im 15. Und 16. Jahrhundert zum Verwaltungsstaat geworden ist, 

sich Schritt für Schritt ‚gouvernementalisiert’. 

Das Regieren wird im Sinne der Gouvernementalität folglich nicht lediglich als politische Praktik 

und staatliche Verwaltung konzeptualisiert, sondern umfasst die «Gesamtheit der Institutionen 

und Praktiken, mittels derer man die Menschen lenkt, von der Verwaltung bis zur Erziehung» 

(Foucault 2005: 116 zit. in Bachmann 2016: 47). Dabei betrachtet Foucault das Regieren als ein 

Kontinuum, welches von der «Regierung des Selbst» bis zur «Regierung der anderen» reicht 

(Lemke 1997: 149). Folglich unterscheidet Foucault in der Gouvernementalitätsanalyse zwischen 

Herrschafts- und Selbsttechnologien (Lemke et al. 2000: 28). Der Begriff der Technologie wird 

dabei als Form der Macht verstanden, welche Individuen so produziert, dass sich diese durch 

Überwachung, Unterwerfung und Normalisierung in politische und wirtschaftliche Strukturen in-

tegrieren (Behrent 2013: 82). Während Herrschaftstechnologien des Staates darauf abzielen, das 

Verhalten von Individuen für Herrschaftszwecke zu bestimmen, dienen die Selbsttechnologien 

dazu, Individuen dazu zu verleiten, eigenständig und autonom im Sinne von Regierungszielen zu 

handeln (Lemke et al. 2000: 28 – 29). Herrschaftstechnologien sind demnach «mehr oder weniger 

systematisierte, regulierte und reflektierte Formen der Machtausübung» (Lemke 2005: 339). Die 

Selbsttechnologien definiert Foucault darüber, dass diese es «Individuen ermöglichen, mit eige-

nen Mitteln bestimmte Operationen mit ihren Körpern, mit ihren eigenen Seelen, mit ihrer eige-

nen Lebensführung zu vollziehen, und zwar so, dass sie sich selber transformieren, sich selber 

modifizieren und einen bestimmten Zustand von Vollkommenheit, Glück, Reinheit, übernatürli-

cher Kraft erlangen» (Foucault 1984: 35f. zit. in Lemke et al. 2000: 28 – 29.). Diese beiden Tech-

nologien sind dabei nicht voneinander getrennt, vielmehr bedingen sie sich gegenseitig und 
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bestehen in einer Wechselwirkung (Lemke 1997: 263). Gerade die Beziehungen der Herrschafts- 

und Selbsttechnologien definieren das Feld der Machtverhältnisse. Es ist die Verknüpfung der 

Lenkung der Individuen durch Andere mit der Selbstführung, was das Regieren konstatiert 

(Lemke 1997: 263). In den Worten Foucaults (1993: 203 zit. in Lemke et al. 2000: 29): «In der 

weiten Bedeutung des Wortes ist Regierung nicht eine Weise, Menschen zu zwingen, das zu tun, 

was der Regierende will; vielmehr ist sie immer ein bewegliches Gleichgewicht mit Ergänzungen 

und Konflikten zwischen Techniken, die Zwang sicherstellen, und Prozessen, durch die das Selbst 

durch sich selbst konstruiert oder modifiziert wird». Regierung im Sinne der Gouvernementalität 

agiert folglich nicht einzig über explizite oder implizite Verbote, sondern vor allem auch durch die 

Macht, Individuen zu einem gewissen Verhalten und Handeln zu bewegen (Lemke et al. 2000: 29). 

Regierung «stachelt an, gibt ein, lenkt ab, erleichtert oder erschwert, erweitert oder begrenzt, 

macht mehr oder weniger wahrscheinlich, im Grenzfall nötigt oder verhindert sie vollständig» 

(Foucault 1987: 225 zit. in Lemke et al. 2000: 30).  

Das Konzept der Gouvernementalität umfasst seither ein ganzes Forschungsfeld der governemen-

tality studies, wo das Konzept Anwendung in einer grossen thematischen Spannweite findet 

(Lemke 2000: 31). Studien der Gouvernementalität behandeln dabei die «Weisen, Modalitäten 

und Möglichkeiten der Leitung von Menschen, der Steuerung ihres Verhaltens, der Einschränkung 

ihrer Handlung und Reaktionen» (Foucault 2006: 13 zit. in Piñeiro 2015: 34). So werden auch 

Migrations- und Integrationspolitik unter dem Ansatz der Gouvernementalität betrachtet. Das 

Verständnis des Regierens als ein Zusammenspiel von Technologien der Selbst- und Fremdfüh-

rung erlaubt es, die Migrations- und Integrationspolitik als aktives Migrationsmanagement zu ver-

stehen, welches das Verhalten von erwünschten Migrant*innen zu lenken versucht und uner-

wünschte Migration «direkter Repression unterwirft» (Bachmann 2016: 48). Castro Varela (2015: 

66) erachtet Integrationspolitiken, «die jeden Aspekt migrantischen Lebens zu erfassen suchen», 

als «ein exzellentes Beispiel für aktuelle Gouvernementalität». Aus der Perspektive der Gouver-

nementalität lässt sich Integration somit als «Normalisierungs- und Disziplinierungsregime» 

(Castro Varela 2015: 69) betrachten, welches selbst Macht ausübt. Im Zuge dessen wird alles, was 

nicht in die konstruierte Vorstellung von ‘normal’ und ‘richtig’ passt, ausgeschlossen und margi-

nalisiert (Castro Varela 2015: 69). Dabei dringt das «Integrationsdispositiv» (Bachmann 2016: 

49) in alle Lebens- und Gesellschaftsbereiche vor. Piñeiro (2015: 339), welcher die schweizerische 

Integrationspolitik unter dem Ansatz der Gouvernementalität untersucht hat, hält abschliessend 

fest:  

Erst aber die Politik des Zusammenlebens stellt die Naturalisierung der Ausländer in einen 

qualitativen Zusammenhang, der sämtliche Aspekte des Lebens zum Gegenstand der Füh-

rung werden lässt. Um das ökonomische, soziale und kulturelle Dasein im Sinne einer gesell-

schaftlichen Teilhabe regulieren zu können, richtet sich die zerstreute politische Führung auf 

den ganzen Menschen und auf das gesamte Zusammenleben der Menschen – freilich um das 

zu verwirklichen, was bereits schon alle wollen: Integration. 

Nachfolgend wird das methodische Vorgehen der vorliegenden Arbeit präsentiert. 
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6. Methodisches Vorgehen 

Die vorliegende Arbeit reiht sich in das Feld der Sozialwissenschaften ein und wendet einen qua-

litativen Forschungsansatz an. Dieser grenzt sich zu einem quantitativen Verfahren dadurch ab, 

dass «Sinn oder subjektive Sichtweisen» (Helfferich 2009: 21) rekonstruiert werden können, 

wenn der Forschungsgegenstand es nicht erlaubt über «Messen» (Helfferich 2009: 21) erfasst zu 

werden. Qualitative Forschung ermöglicht die Erhebung von «kontextsensitive[n] Daten […], 

wodurch eine Komplexität der Wirklichkeit berücksichtigt werden kann» (Kruse 2014: 52). Ge-

mäss Flick (2013: 21) orientiert sich die qualitative Forschung an der Analyse konkreter Fälle in 

ihren zeitlichen und lokalen Besonderheiten und geht von den Äusserungen und Aktivitäten der 

Menschen in ihrem lokalen Kontext aus. Die Änderung des Sozialhilfegesetzes im Kanton Zürich 

und die Auswirkungen auf die vorläufig aufgenommenen Personen konstatiert einen solchen kon-

kreten Fall mit spezifischem lokalen und zeitlichen Kontext. Somit ist der Forschungsgegenstand 

für die Anwendung eines qualitativen Forschungsansatzes geeignet.  

Die vorliegende Arbeit wendete das problemzentrierte Interview nach Witzel (2000) und das Ex-

pert*inneninterview nach Bogner & Menz (2002) an. Die Sampling-Strategie richtete sich nach 

dem Prinzip der Varianzmaximierung nach Patton (2002). Die Auswertung der Daten schliesslich 

erfolgte mit der qualitativen Inhaltsanalyse nach Kuckartz (2014).  

 

6.1 Themenfindung 

Als Eintritt in das Thema der Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig aufgenommene 

Personen dienten verschiedene Zeitungsartikel und insbesondere der Verein map-F. In zwei ex-

plorativen Expert*inneninterviews mit der Geschäftsleitung von map-F konnte ein erster Über-

blick über den Forschungsgegenstand gewonnen und mögliche Fokussierungen des Forschungs-

vorhabens diskutiert werden. So lag der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit zu Beginn auf den 

Auswirkungen der Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig aufgenommene Personen im 

Bereich Wohnen. Im zweiten explorativen Expert*inneninterview wurde von map-F darauf hin-

gewiesen, dass die Wohnsituation von vorläufig aufgenommenen Personen im Kanton Zürich und 

besonders deren Veränderungen, seit Inkrafttreten des geänderten Sozialhilfegesetzes kaum un-

tersucht und bekannt waren. Im Zuge der Datenerhebung offenbarte sich jedoch, dass Betroffene 

nur in wenigen Fällen direkte Auswirkungen auf die Wohnverhältnisse erlebt hatten und Verän-

derungen in anderen Bereichen der Integration und der Lebensumstände stärker empfunden ha-

ben. Somit konzentriert sich die vorliegende Arbeit ganzheitlich auf die Auswirkungen der Aufhe-

bung der Sozialhilfeleistungen auf vorläufig aufgenommene Personen im Kanton Zürich. 

 

6.2. Sampling und Forschungszugang 

Gemäss Kruse (2015: 237) hängt die Qualität der zu erhebenden Daten grundsätzlich davon ab, 

auf welcher Fallauswahl diese basieren. Die Fallauswahl, oder das Sampling, «entscheidet mass-

geblich darüber, welche Aussagequalität mit der Analyse der Daten erreicht wird oder werden 

kann, bzw. welche Reichweite die Ergebnisse beanspruchen können» (Kruse 2015: 238). Patton 

(1990: 172 - 173) verweist darauf, dass bei der Fallauswahl maximale Variation angestrebt wer-

den soll, nach dem Prinzip der Varianzmaximierung (Patton 2002). Ähnlich zu Patton schlägt Helf-

ferich (2009: 173 – 174) ein dreistufiges Vorgehen vor, um die Stichprobe festzulegen: In einem 

ersten Schritt, der «Verengung» (Helfferich 2009: 173) soll das inhaltliche Interesse an der zu 
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untersuchenden Gruppe präzisiert werden. Im zweiten Schritt soll die «innere Repräsentation» 

(Helfferich 2009: 173) sichergestellt werden, das Sampling sollte also «maximal unterschiedliche 

und ebenso als typisch geltende Fälle umfassen» (Helfferich 2009: 173 – 174). Der dritte und 

letzte Schritt wird erst nach der Datenerhebung durchgeführt. Hierbei soll geprüft werden, welche 

Fälle in der Stichprobe nicht enthalten sind. Reinders (2005: 134 – 135) weist darauf hin, dass 

durch die Strebung nach innerer Heterogenität der Fallauswahl die Wahrscheinlichkeit minimiert 

werden kann, dass für ein Forschungsvorhaben relevante Informationen unbeachtet bleiben. 

Die Verengung der Fallauswahl nach Helfferich (2009: 173) bestand für die vorliegende Arbeit in 

einer Reduktion auf vorläufig aufgenommene Personen mit Wohnort im Kanton Zürich, die be-

reits seit mindestens zwei Jahren den Ausweis F haben. Die Voraussetzung der minimalen Dauer 

des Bestehens der vorläufigen Aufnahme sicherte ab, dass aus den Daten Auswirkungen der Än-

derungen des Sozialhilfegesetzes, welche im Frühjahr 2018 umgesetzt wurden, eruiert werden 

können. Die Fallauswahl schloss zudem vorläufig aufgenommene Flüchtlinge aus, da diese Perso-

nengruppe von der Gesetzesänderung nicht betroffen ist. Innerhalb dieser Gruppe von vorläufig 

aufgenommenen Personen, wohnhaft im Kanton Zürich und mit Status F seit mehr als zwei Jahren, 

wurde schliesslich grösstmögliche Heterogenität bezüglich der Merkmale Geschlecht, Alter, Woh-

nort (Gemeinde) und Haushaltsform (Single, Familie, WG,…) angestrebt. Das Merkmal des Woh-

norts wurde dabei besonders gewichtet, da die Zuständigkeit für die Umsetzung des geänderten 

Sozialhilfegesetzes bei den Gemeinden liegt und die konkrete Ausgestaltung sehr divers gehand-

habt wird (map-F 2018; map-F 2019; map-F 2020b). Mit einer grossen Heterogenität beim Woh-

nort der Interviewpersonen können somit maximal unterschiedliche Fälle nach Helfferich (2009: 

173 – 174) erfasst werden. 

Für den Zugang zu Interviewpersonen bestehen gemäss Helfferich (2009: 175) mehrere Möglich-

keiten. Für die vorliegende Arbeit wurde die Methode des Zugangs über «Türwächter» oder «Ga-

tekeeper» (Helfferich 2009: 175) gewählt. Dabei werden Schlüsselpersonen im Forschungsfeld 

kontaktiert und gebeten, Kandidat*innen für ein Interview zu suchen, wobei Auswahl-, bezie-

hungsweise Ausschlusskriterien vorab kommuniziert werden. Diese Methode verfügt über den 

Vorteil einer erleichterten Kontaktaufnahme, da eine vertraute Person um die Teilnahme am In-

terview bittet (Helfferich 2009: 175). Vom Schneeballsystem, bei welchem Personen angespro-

chen werden, die wiederum Personen kontaktieren, die wiederum weitere ansprechen, wurde 

bewusst abgesehen, da die dabei erzielte Heterogenität zweifelhaft ist (Kruse 2015: 251). Das Vor-

gehen nach Schneeballsystem hätte wohl besonders beim Merkmal Wohnort nicht die ge-

wünschte Heterogenität erzielt, da davon ausgegangen werden kann, dass vorläufig aufgenom-

mene Personen besonders am Wohnort Bekanntschaften zu anderen vorläufig aufgenommenen 

Personen machen. Die Methode des Zugangs über Gatekeeper hat sich für die vorliegende Arbeit 

sehr bewährt. Aufgrund der mit dem Status der vorläufigen Aufnahme verbundenen Unsicherheit, 

war es für die Interviewpersonen von grosser Wichtigkeit, dass eine Vertrauensperson sie für ein 

Interview angesprochen hat. Es wurde somit auch mehrfach von Interviewpersonen kommuni-

ziert, dass sie nur aufgrund der persönlichen Anfrage der Vertrauensperson überhaupt am Inter-

view teilgenommen hätten und das Angebot ansonsten ausgeschlagen hätten. 

Die Kontaktaufnahme zu vorläufig aufgenommenen Personen erfolgte folglich über zahlreiche 

nicht-staatliche Organisationen, Vereine, Schulen und Einzelpersonen als Gatekeepers. Dabei war 

besonders der Verein Solinetz sehr hilfreich, da dieser auf seiner Homepage Angebote für Geflüch-

tete aus verschiedenen Zürcher Gemeinden aggregiert (Solinetz o. J.). Fokussiert wurden beson-

ders Gemeinden, von welchen map-F keine Daten zur Umsetzung des geänderten Sozialhilfege-

setzes vorlagen. Die Rekrutierung von Interviewpersonen gestaltete sich allerdings eher 
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schwierig (vgl. Kap. 6.6.1). Dadurch mussten gewisse Einschränkungen der Heterogenität bezüg-

lich der Merkmale Geschlecht und Alter hingenommen werden. Weiter kann davon ausgegangen 

werden, dass durch die Methode des Zugangs zu Interviewpersonen über Gatekeeper besonders 

positive und besonders prekäre Fälle keinen Eingang in die Datenerhebung gefunden haben. Es 

kann vermutet werden, dass es Fälle von vorläufig aufgenommenen Personen in sehr prekären 

Lebenssituationen gibt, welche über keine Kontakte zu nicht-staatlichen Organisationen, Verei-

nen, Schulen oder Einzelpersonen, welche hier als Gatekeeper dienten, verfügen. Gleichzeitig sind 

besonders positive Integrationsverläufe von vorläufig aufgenommenen Personen denkbar, bei 

welchen Kontakte zu Hilfsstrukturen nicht (mehr) nötig sind. Zusätzlich wurden von den Gatekee-

pers wohl auch häufiger vorläufig aufgenommene Personen in eher prekären Lebenssituationen 

für ein Interview angefragt, um der vorliegenden Arbeit ‘mehr Inhalt’ zu liefern. Dies wurde ver-

einzelt von Gatekeepers so kommuniziert. 

Geplant und terminlich vereinbart waren zwischen 15 und 20 Interviews mit vorläufig aufgenom-

menen Personen. Aufgrund der COVID-19-Pandemie entfiel leider ein Teil der Interviews (vgl. 

Kap. 6.6.1), schlussendlich wurden Interviews mit vorläufig aufgenommenen Personen aus neun 

verschiedenen Haushalten durchgeführt. Gemäss Backhaus & Tuor (2008: 65) hängt der Grad der 

vorzunehmenden Anonymisierung vom Forschungsgegenstand ab, Kuckartz (2012: 40) hält fest, 

dass qualitative Daten stets sensible Informationen aufweisen. Die vorläufig aufgenommenen Per-

sonen haben in den Interviews oftmals Kritik an ihrer Lebenssituation und den zuständigen Be-

hörden geäussert. Aufgrund dessen wurden Alter, Geschlecht, Herkunftsland und Wohnort der 

Interviewpersonen anonymisiert, um Rückschlüsse auf die jeweiligen Personen zu erschweren. 

Dies entspricht dem Nicht-Schädigen Prinzip der qualitativen Forschung, also den im Forschungs-

vorhaben eingebundenen Personen möglichst nicht zu schädigen und keinen Gefahren auszuset-

zen (Hopf 2013a: 594). Die folgende Tabelle zeigt die Charakteristiken der Fallauswahl: 

Abbildung 8: Charakteristiken der Fallauswahl 

Bei der Fallauswahl konnte folglich eine gute Heterogenität bezüglich der Merkmale Haushalts-

form und Dauer der vorläufigen Aufnahme erzielt werden. Interviewt wurden sechs Männer und 

drei Frauen, im Alter zwischen 20 und 42. Die Interviewpersonen wohnen in sieben verschiede-

nen Zürcher Gemeinden. Die Herkunftsländer der Interviewpersonen sind Afghanistan (2), Äthi-

opien, Iran, Irak, Sudan und Syrien (3). Bei der Fallauswahl überwiegen folglich junge Männer, 

dies lässt sich jedoch auf die Geschlechts- und Altersverteilung von vorläufig aufgenommenen 

Interview Haushalt Dauer der vorläufigen 

Aufnahme 

1 Familie: 1 Erwachsene*r, 2 Kinder  6 Jahre 

2 Einpersonenhaushalt 3 Jahre 

3 Familie: 2 Erwachsene, 2 Kinder  4 Jahre 

4 Wohngemeinschaft: 2 Erwachsene 4 Jahre 

5 Einpersonenhaushalt 1 Jahr 

6 Einpersonenhaushalt 7 Jahre 

7 Einpersonenhaushalt 3 Jahre 

8 Familie: 2 Erwachsene, 1 Kind 2 Jahre 

9 Familie: 2 Erwachsene, 2 Kinder 3 Jahre 



47 
 

Personen in der Schweiz zurückführen, in welcher junge Männer klar die zahlenmässig stärkste 

Kategorie bilden (vgl. Kap. 3.3). Das Ausschlusskriterium der minimalen Dauer der vorläufigen 

Aufnahme von zwei Jahren wurde mit Ausnahme von Interview 5 stets erfüllt, die restlichen In-

terviewpersonen haben somit allesamt die Zeit vor und nach der Umsetzung des geänderten So-

zialhilfegesetzes miterlebt. 

Nach der Durchführung der Interviews mit vorläufig aufgenommenen Personen sollten gemäss 

Planung Expert*inneninterviews mit Gemeindevertreter*innen durchgeführt werden. Das Ziel 

war dabei die Sicht der Gemeinden miteinzubeziehen, in welchen Interviews mit vorläufig aufge-

nommenen Personen durchgeführt wurden. Folglich wurden alle Gemeinden, in welchen Inter-

views durchgeführt wurden, kontaktiert und um ein Interview gebeten. Zusätzlich wurden die 

AOZ und die ORS, die in einigen Fällen für die Unterstützung von Personen aus dem Asylbereich 

zuständig sind, um ein Interview gebeten. Diese Anfragen wurden mit Ausnahme von Wetzikon 

allesamt abgelehnt. Dies wurde zumeist mit unzureichenden Kapazitäten aufgrund der Belastun-

gen der COVID-19-Pandemie begründet (vgl. Kap 6.6.1). Das einzige Expert*inneninterview 

wurde schliesslich mit der AOZ in Wetzikon durchgeführt. 

Folgend wird der Prozess der Datenerhebung und die gewählten Interviewformen erläutert.  

 

6.3 Datenerhebung 

Qualitative Interviews sind in der Sozialforschung sehr verbreitet (Hopf 2013b: 349). Dabei be-

steht eine grosse Vielfalt an verschiedenen Interviewformen (Helfferich 2009: 35; Hopf 2013b: 

351). Gemäss Friebertshäuser (1997: 375 zit. in Helfferich 2009: 38) beeinflusst die Wahl einer 

gewissen Interviewform stark die generierten Daten. Die verschiedenen Interviewformen unter-

scheiden sich darin, wie sie mit der «Umsetzung der Prinzipien Offenheit, Kommunikation, Fremd-

heit und Reflexivität und damit die Anforderungen an Interviewende angeht» (Helfferich 2009: 

35). Zentral ist dabei jedoch die Ausgestaltung des Spannungsfeldes zwischen Offenheit und 

Strukturierung (Kruse 2015). Für die Datenerhebung der vorliegenden Arbeit wurde sich für das 

problemzentrierte Interview nach Witzel (2000) und das Expert*inneninterview nach Bogner & 

Menz (2002) entschieden. Als nächstes wird auf diese beiden Interviewformen genauer eingegan-

gen. 

 

6.3.1 Problemzentrierte Interviews mit vorläufig aufgenommenen Personen 

Das Forschungsinteresse des problemzentrierten Interviews nach Witzel zielt auf soziale Prob-

lemstellungen jeglicher Art, welche aus der Sicht der Betroffenen untersucht und dargestellt wer-

den sollen (Kruse 2015: 153). Witzel (2000) beschreibt das problemzentrierte Interview folgen-

dermassen:  

Die Konstruktionsprinzipien des problemzentrierten Interview (PZI) […] zielen auf eine mög-

lichst unvoreingenommene Erfassung individueller Handlungen sowie subjektiver Wahrneh-

mungen und Verarbeitungsweisen gesellschaftlicher Realität. 

Für den Forschungsgegenstand der vorliegenden Arbeit eignet sich das problemzentrierte Inter-

view demnach gut für die Erfassung der Auswirkungen der Aufhebung der Sozialhilfeleistungen 

aus Sicht der Betroffenen – vorläufig aufgenommene Personen aus dem Kanton Zürich.  

Das problemzentrierte Interview wird als «induktiv-deduktives Wechselverhältnis» (Witzel 

2000) organisiert. Demzufolge ist Vorwissen des Interviewenden über den 
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Forschungsgegenstand unvermeidbar und deshalb offenzulegen (Witzel 2000). Dieses Vorwissen 

soll einerseits für die Fragengenerierung genutzt werden und kann andererseits unter Umständen 

auch dazu dienen, Interviewpersonen damit zu konfrontieren (Kruse 2015: 153). Das Prinzip der 

Offenheit wird realisiert, «indem die spezifischen Relevanzsetzungen der untersuchten Subjekte 

insbesondere durch Narrationen angeregt werden» (Witzel 2000). Gemäss Helfferich (2009: 41) 

werden beim problemzentrierten Interview «erzählgenerierende» mit «verständnisgenerieren-

den» Strategien verknüpft. Erzählgenerierende Strategien zielen auf kleinstmögliche Eingriffe des 

Interviewenden in den Interviewverlauf ein und kennzeichnen somit sehr offene, beziehungs-

weise schwach strukturierte Interviewformen (Helfferich 2009: 40 – 41). Verständnisgenerie-

rende Strategien sind zum Beispiel Nach- und Verständnisfragen und verkörpern somit eine ge-

wisse Steuerung und Strukturierung des Interviewverlaufs (Helfferich 2009: 41). Das Prinzip der 

Offenheit stellt gemäss Helfferich (2009: 114) «eines der zentralen Grundprinzipien der qualita-

tiven Forschung» dar. Demzufolge muss die Interviewsituation so gestaltet werden, dass der In-

terviewperson genügend Raum überlassen wird, um «ihr eigenes Relevanzsystem oder ihr Deu-

tungsmuster zu entfalten» (Helfferich 2009: 114) und die Kommunikation weitestgehend selbst 

strukturieren zu können. Dennoch enthalten qualitative Interviews stets Strukturierungspro-

zesse, es bedarf folglich einer stetigen Abwägung zwischen Offenheit und Strukturierung (Kruse 

2015: 148 – 149). 

Das problemzentrierte Interview nach Witzel (2000) hat sich bei den Interviews mit vorläufig 

aufgenommenen Personen der vorliegenden Arbeit bewährt. Die Erfahrungen Kalbermatters 

(2012: 55), dass vorläufig aufgenommene Personen teils über unzureichenden Zugang zu rele-

vanten Informationen über den Status der vorläufigen Aufnahme verfügen, haben sich auch bei 

der vorliegenden Arbeit offenbart. Somit war das Vorwissen von grosser Bedeutung um in den 

Interviews gezielt den Forschungsgegenstand zu erörtern. Bei den Anforderungen einer Härte-

fallbewilligung (vgl. Kap. 3.1.1) beispielsweise verfügten die Interviewpersonen oftmals über un-

zureichende oder gar keine Informationen. Dieser Aspekt des Forschungsgegenstandes konnte 

somit häufig erst nach der Kommunikation des Vorwissens beleuchtet werden. Sprachliche Ver-

ständigungsschwierigkeiten (vgl. Kap. 6.6.2) zwischen dem Interviewenden und der Inter-

viewperson bedurften oftmals Nach- und Verständnisfragen. Um dennoch dem Prinzip der Offen-

heit gerecht zu werden, wurde besonders auf die Gewährung der «spezifischen Relevanzsetzung» 

(Witzel 2000) durch die Interviewpersonen geachtet. Den Interviewpersonen wurde folglich ge-

währt, über den jeweiligen Aspekt des Forschungsgegenstandes vertieft zu sprechen, welcher sie 

am meisten beschäftigt.  

Gemäss Witzel (2000) verfügt der Leitfaden eines problemzentrierten Interviews über «die For-

schungsthemen als Gedächtnisstütze und Orientierungsrahmen zur Sicherung der Vergleichbar-

keit der Interviews». Zudem sollen vorformulierte Einstiegsfragen vorbereitet werden (Witzel 

2000). Gemäss diesen Vorgaben wurde der Interviewleitfaden erstellt. Es wurden folglich für alle 

Themenbereiche «erzählungsgenerierende Fragen» (Helfferich 2009: 102) vorformuliert. Diese 

zielten darauf ab, eine längere Erzählung zu generieren und einen Einstieg in den Themenbereich 

zu bieten. Dies hat aus unterschiedlichen Gründen nicht immer optimal funktioniert (vgl. Kap. 

6.6.2). Zusätzlich wurden Elemente der Themenbereiche festgehalten, welche beim Interview 

eruiert werden sollten, was zusätzlich dazu diente den Überblick zu wahren, welche Aspekte be-

reits angesprochen wurden.  

Unter diesen Voraussetzungen wurden folglich neun problemzentrierte Interviews mit vorläufig 

aufgenommenen Personen in Deutsch durchgeführt. Diese dauerten zwischen 20 und 50 Minuten, 

mit einer durchschnittlichen Länge von 30 Minuten. Acht der Interviews wurden nach 
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Einverständnis der Interviewperson aufgezeichnet. Eine Interviewperson wollte aus Anonymi-

tätsbedenken keine Tonbandaufzeichnung des Interviews, dieses wurde schriftlich festgehalten. 

Aufgrund der mit dem Status der vorläufigen Aufnahme verbundenen Unsicherheit, wurde Wert 

daraufgelegt, dass sich die Interviewpersonen während des Interviews möglichst sicher und wohl 

fühlen. Gemäss Helfferich (2009: 177) kann dies erreicht werden, wenn den Interviewpersonen 

die Wahl des Ortes für die Durchführung des Interviews überlassen wird. Acht der neun Inter-

views wurden folglich bei den befragten vorläufig aufgenommenen Personen zuhause durchge-

führt. Der Besuch bei den Interviewpersonen zuhause konnte zusätzlich wertvolle Hintergrund-

informationen im Themenbereich Wohnen liefern. Nach den Interviews wurden jeweils Post-

skripte verfasst mit Informationen bezüglich «Gesprächsinhalten, Anmerkungen zu den […] situ-

ativen und nonverbalen Aspekten sowie zu Schwerpunktsetzungen des Interviewpartners» (Wit-

zel 2000). Besonders die Wohnsituation von den Interviewpersonen wurde dabei ausführlich 

festgehalten. Ein Interview wurde auf Wunsch der Interviewperson an einem öffentlichen Platz 

durchgeführt. 

 

6.3.2 Expert*inneninterviews 

 Für die vorliegende Arbeit wurden drei Expert*inneninterviews durchgeführt. Zwei davon waren 

sogenannte «explorative» (Bogner & Menz 2002: 37) Expert*inneninterviews mit der Geschäfts-

leitung von map-F. Explorative Expert*inneninterviews eignen sich gemäss Bogner & Menz (2002: 

37) zur «Herstellung einer ersten Orientierung in einem thematisch neuen oder unübersichtli-

chen Feld […], zur Schärfung des Problembewusstseins des Forschers oder auch als Vorlauf zur 

Erstellung eines abschliessenden Leitfadens». Welche Personen als Expert*innen gelten ist wis-

senschaftlich umstritten. Bogner & Menz (2002: 46) halten fest, dass der*die Expert*in «über 

technisches, Prozess- und Deutungswissen, das sich auf sein spezifisches professionelles oder be-

rufliches Handlungsfeld bezieht», verfügt. Der Verein map-F fungiert als Monitoring- und Anlauf-

stelle für vorläufig aufgenommene Personen aus dem Kanton Zürich seit der Änderung des Sozi-

alhilfegesetzes. Map-F kann somit als Expert*in in dieser Thematik erachtet werden. Bogner & 

Menz (2002: 37) weisen darauf hin, dass ein exploratives Expert*inneninterview möglichst offen 

gestaltet werden sollte. Dementsprechend wurden lediglich «zentrale Dimensionen des Ge-

sprächsablaufs» (Bogner & Menz 2002: 37) vorbereitet und die Interviewer-Rolle des «wissbegie-

rige[n] Unwissende[n]» (Kruse 2015: 167) eingenommen. Der Forschungsgegenstand konnte so 

erfolgreich einer «thematischen Sondierung» (Bogner & Menz 2002: 37) unterzogen werden und 

«zentrale Wissensdimensionen» (Kruse 2015: 167) eruiert werden.  

Zum Schluss wurde ein «systematisierendes» (Bogner & Menz 2002: 37) Expert*inneninterview 

mit der AOZ, Standort Wetzikon, durchgeführt. Bogner & Menz (2002: 37) umschreiben das sys-

tematisierende Expert*inneninterview wie folgt:  

Im Vordergrund steht hier das aus der Praxis gewonnene, reflexiv verfügbare und spontan 

kommunizierbare Handlungs- und Erfahrungswissen. Diese Form des Experteninterviews 

zielt auf systematische und lückenlose Informationsgewinnung. Der Experte klärt auf über 

‘objektive’ Tatbestände, erläutert seine Sicht der Dinge zu einem bestimmten Themenaus-

schnitt usw. Der Experte wird hier also in erster Linie als ’Ratgeber’ gesehen, als jemand, der 

über ein bestimmtes, dem Forscher nicht zugängliches Fachwissen verfügt. 

Dieses Expert*inneninterview diente dazu, die bisher gewonnen Erkenntnisse aus Sicht der Be-

troffenen mit der Perspektive der Behörden zu ergänzen. In der Gemeinde Wetzikon wird seit 

2011 die Betreuung von Personen aus dem Asylbereich von der AOZ betrieben. Somit verfügt die 
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AOZ über «über technisches, Prozess- und Deutungswissen, das sich auf sein spezifisches profes-

sionelles oder berufliches Handlungsfeld bezieht» (Bogner & Menz 2002: 46) und qualifiziert sich 

somit als Expert*in. Gemäss Bogner & Menz (2002: 38) wurde dabei ein relativ ausdifferenzierter 

Leitfaden eingesetzt und eine stark involvierte und aktive Rolle als Interviewender eingenommen 

(Kruse 2015: 167). Weiter wurde die Interviewer-Rolle des «Koexperte[n] eines anderen Wis-

sensgebietes» (Kruse 2015: 167) angestrebt. Durch das Beweisen des fachlichen Interesses des 

Interviewers kann ein hohes Engagement der Interviewperson erreicht werden (Bogner & Menz 

2002: 51). Weiter erzeugt das so erreichte hohe fachliche Niveau Raum für «detaillierte Sachana-

lysen» (Bogner & Menz 2002: 52). Das so durchgeführte systematisierende Expert*inneninter-

view war für die vorliegende Arbeit sehr fruchtbar. Gewisse Lücken, die sich aus den Berichten 

der Betroffenen ergaben, konnten so geschlossen werden. Weiter konnte die Perspektive der Be-

troffenen mit Erfahrungen, Prozesswissen und Deutungsmuster der Behörden ergänzt werden. 

Schliesslich konnte die AOZ als Expert*in auch mit gewonnenen Erkenntnissen aus den problem-

zentrierten Interviews mit vorläufig aufgenommenen Personen konfrontiert werden. Zusätzliche 

systematisierende Expert*inneninterviews wären für die vorliegende Arbeit erwünscht gewesen, 

jedoch aus unterschiedlichen Gründen nicht möglich (vgl. Kap. 6.6.1). 

 

6.4 Datenauswertung 

Die Datenauswertung wurde mit dem Programm MAXQDA 2020 durchgeführt. Die problem-

zentrierten Interviews und das Expert*inneninterview wurden vollständig transkribiert, was die 

Grundlage jeder Datenauswertung problemzentrierter Interviews darstellt (Witzel 2000). Ge-

mäss Kruse (2015: 347) bilden Transkripte jedoch keineswegs die objektive Realität ab, sondern 

verkörpern eher «eine fehleranfällige und subjektive Rekonstruktion komplexer sprachlicher 

Kommunikationen». Aufgrund dessen ist es wichtig, dass Transkripte möglichst viel der «sprach-

lich-kommunikativen Informationen» (Kruse 2015: 342) konservieren. Für die vorliegende Arbeit 

wurde jedoch auch die Lesbarkeit der Transkripte berücksichtigt und angestrebt. Gemäss 

O’Connell & Kowal (2013: 444) sollten nur Gesprächsmerkmale transkribiert werden, welche 

auch im Zuge der Datenauswertung analysiert werden. Die Formulierung ihrer Sichtweise in der 

in den Interviews gesprochenen Sprache bereitete einigen Interviewpersonen Schwierigkeiten. 

Hierbei wurden jeweils bei der Transkription kleinere Eingriffe vorgenommen, um eine gewisse 

Lesbarkeit des Transkripts sicherzustellen. Diese Eingriffe wurden so spärlich und schwach wie 

möglich gehalten, nichtsdestotrotz stellen diese eine gewisse subjektive Färbung durch den Tran-

skribierenden dar.  

Die Auswertung der erstellten Transkripte erfolgte anhand der inhaltlich strukturierenden quali-

tativen Inhaltsanalyse nach Kuckartz (2014). Die qualitative Inhaltsanalyse zielt auf die Zusam-

menfassung und Reduktion von Komplexität der erhobenen Daten ab (Kuckartz 2014: 76). Zentral 

ist dabei die Bildung von Kategorien, sei dies deduktiv, also basierend auf Theorie und For-

schungsfrage, oder induktiv, also anhand der erhobenen Daten (Kuckartz 2014: 76). Die inhaltlich 

strukturierende qualitative Inhaltsanalyse eignet sich gut für die Analyse von problemzentrierten 

Interviews (Kuckartz 2014: 78) und Expert*inneninterviews (Froschauer & Lueger 2002: 231). 

Die Kategorienbildung kann bei der inhaltlich strukturierenden qualitativen Inhaltsanalyse als in-

duktiv-deduktives Wechselspiel gestaltet werden (Kuckartz 2014: 77). Die Datenauswertung er-

folgte schliesslich nach den Vorgaben Kuckartz’ (2014: 77 – 88) zur Durchführung inhaltlich 

strukturierenden qualitativen Inhaltsanalysen. 
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In einem ersten Schritt wurden anhand Vorwissen, Forschungsfragen und dem Interviewleitfaden 

deduktiv Kategorien gebildet. Dabei handelte es sich um sogenannte inhaltliche Kategorien, wel-

che «z. B. ein Thema, ein bestimmtes Argument, einen Akteur etc.» (Kuckartz 2014: 43) umfassen. 

Diese Kategorien bezogen sich folglich auf die Kernbereiche der Integration (vgl. Kap. 4.1) und die 

thematische Gliederung im Interviewleitfaden. Sämtliche erstellten Transkripte wurden dann im 

Zuge des «erste[n] Codierprozess» (Kuckartz 2014: 80) durchgearbeitet und Textabschnitte den 

gebildeten Kategorien zugeordnet. Dabei konnten Textabschnitte auch mehreren Kategorien 

gleichzeitig zugewiesen werden (Kuckartz 2014: 81). In einem weiteren Schritt wurden die de-

duktiv gebildeten Kategorien induktiv ausdifferenziert und Subkategorien gebildet. Die bestehen-

den Kategorien wurden folglich anhand Erkenntnissen aus den Daten verfeinert und verändert. 

Dabei wurden auch sogenannte «analytische Kategorien» (Kuckartz 2014: 43 – 44) gebildet, wel-

che über die Beschreibung der Daten hinausgehen und vertiefte Analysen des Datenmaterials dar-

stellen. Im nächsten Schritt des zweiten Codierprozesses wurde das gesamte Datenmaterial an-

hand der verfeinerten und erweiterten Kategorien und Subkategorien erneut codiert (Kuckartz 

2014: 88). Die eigentliche Auswertung und Darstellung der Daten erfolgte schliesslich ebenfalls 

nach Kuckartz (2014: 93 – 95). So wurde eine «kategorienbasierte Auswertung entlang der Haupt-

themen» (Kuckartz 2014: 94) durchgeführt und Zusammenhänge zwischen Sub- sowie Hauptka-

tegorien analysiert (Kuckartz 2014: 95).  

 

6.5 Positionierung des Forschenden 

Gemäss Töpfer (2012) ist für transparentes wissenschaftliches Arbeiten die Offenlegung der wis-

senschaftstheoretischen Positionierung bedeutend. Die vorliegende Arbeit folgt folglich der An-

nahme, dass alles Wissen innerhalb eines Machtgefüges konstruiert wurde und daraus folgend die 

Positionierung des*der Forschenden massgeblich ist (Waitt 2010: 225). Helfferich (2009: 155) 

spricht von der «Unmöglichkeit von Objektivität» und einem «angemessenen Umgang mit Subjek-

tivität» der anzustreben sei. Demzufolge wird hier die Positionierung des Forschenden offenge-

legt. 

Im Vergleich zu vorläufig aufgenommenen Personen befinde ich mich in einer klar privilegierten 

Position. Als Schweizer Bürger geniesse ich die uneingeschränkten Bürger*innenrechte. Die 

grundrechtlichen Einschränkungen der Mobilität, Verbot von Auslandsreisen und die Angewie-

senheit auf Dritte beim Abschluss von Verträgen, welche vorläufig aufgenommenen Personen auf-

erlegt werden, sind bei mir nicht vorhanden. Weiter ist mein Aufenthalt in der Schweiz im Gegen-

satz zu vorläufig aufgenommenen Personen mit keiner Unsicherheit behaftet. Als weisser, männ-

licher Schweizer bin ich zudem in keinen Bereichen der Gesellschaft Diskriminierung ausgesetzt.  

In Bezug auf das Forschungsfeld der Migration vertrete ich eine Position der gleichen Rechte für 

alle, unabhängig von Herkunft und Aufenthaltsstatus. Bezüglich der Integration Geflüchteter be-

fürworte ich eine Verschiebung des Fokus hin zur Entgegenwirkung struktureller Benachteiligun-

gen und Integrationshürden und zum vermehrten Verständnis von Integration als gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe (Menet 2013: 11; Bachmann 2016: 34; Wicker 2009: 41 – 42). Diese Positio-

nierung und Subjektivität wurde gemäss Mattissek et al. (2013: 141) während des gesamten For-

schungsprozess kontinuierlich beachtet und reflektiert.  
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6.6 Schwierigkeiten beim methodischen Vorgehen 

Wie bereits angedeutet, haben sich beim methodischen Vorgehen der vorliegenden Arbeit einige 

Schwierigkeiten offenbart. Besonders die COVID-19-Pandemie hat den Zugang zu Interviewper-

sonen erheblich erschwert und den Prozess der Datenerhebung unterbrochen und verkürzt. Wei-

ter ist das Forschungsfeld der vorläufigen Aufnahme von Unsicherheit und Prekarität gekenn-

zeichnet, was den Forschungszugang weiter erschwert und herausfordernde Interviewsituatio-

nen kreiert hat. Auf diese Aspekte wird im Folgenden genauer eingegangen. 

 

6.6.1 Forschungszugang 

Der Zugang zu Interviewpersonen verlief in einer ersten Phase, vor dem Ausbruch der COVID-19-

Pandemie und dem damit verbundenen ‘Lockdown’, vergleichsweise gut. Obwohl einige ange-

fragte Organisationen aufgrund von Datenschutzbedenken keine Interviews mit vorläufig aufge-

nommenen Personen vermittelten, konnten in relativ kurzer Zeit über 15 Interviewtermine fest-

gesetzt werden. Die fortschreitende Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 und der ausgeru-

fene ‘Lockdown’ nach Interview 7 unterbrachen dann aber den Prozess der Datenerhebung. Die 

verbleibenden Interviews wurden schliesslich von den Interviewpersonen, vermittelnden Perso-

nen oder von mir abgesagt. Vorläufig aufgenommene Personen, welche sich häufig in prekären 

Lebenslagen befinden und oftmals mit vielen anderen Bewohner*innen wohnen (vgl. Kap. 4.1 & 

Kap. 4.2), für das vorliegende Forschungsvorhaben zusätzlich dem Risiko einer Infektion mit 

SARS-CoV-2 auszusetzen, wäre unverhältnismässig gewesen. Aufgrund der beschränkten Zeit 

konnten schliesslich lediglich zwei zusätzliche Interviews mit vorläufig aufgenommenen Perso-

nen nach der Entspannung der epidemiologischen Lage in der Schweiz durchgeführt werden.  

Der Zugang zu Interviewpersonen für systematisierende Expert*inneninterviews gestaltete sich 

von Beginn an schwierig. Diese sollten gemäss Planung erst nach der Durchführung der Inter-

views mit vorläufig aufgenommenen Personen stattfinden und fielen somit in die Zeit einer ange-

spannten epidemiologischen Lage in der Schweiz. Hierbei wären jedoch Interviews in anderer 

Form, beispielsweise über Video-Meetings oder telefonisch, einfacher möglich gewesen. Sämtli-

che Anfragen, mit Ausnahme der AOZ, welche in Wetzikon das Mandat für die Unterstützung von 

Personen aus dem Asylbereich besitzt, wurden abgelehnt. Meist wurde dies dadurch begründet, 

dass durch die zusätzliche Belastung der COVID-19-Pandemie keine Kapazitäten für ein Interview 

bestehen. Kalbermatter (2012: 55), welche ähnliche Schwierigkeiten beim Zugang zu Inter-

viewpersonen angetroffen hat, vermutet als Ursache dabei unter anderem die politische Brisanz 

des Forschungsgegenstands, was wohl zu einer gewissen Vorsicht und Misstrauen gegenüber dem 

Forschungsvorhaben führt.  

 

6.6.2 Interviewsituation 

Qualitative Interviews stellen eine «komplexe Kommunikationssituation» dar (Kruse 2015: 280). 

So offenbarten sich bei den problem-zentrierten Interviews mit vorläufig aufgenommenen Perso-

nen auch oftmals Schwierigkeiten. Einige dieser Schwierigkeiten sind auf sprachliche Barrieren 

zurückzuführen. So konnte ich beispielsweise meine Rolle als Forscher, unabhängig von Migrati-

onsbehörden und nicht-staatlichen Organisationen, vereinzelt nicht genügend kommunizieren. 

Folglich näherten sich Interviews teilweise Beratungsgesprächen an. Gemäss Helfferich (2009: 

49) sind besonders problemzentrierte Interviews davon betroffen. Problemzentrierte Interviews 

werden ähnlich wie Beratungsgespräche als gemeinsames Projekt verstanden und teilen die 
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Grundannahme der einzigen Bedeutung der subjektiven Realität des*der Befragten. Aufgrund 

meines Vorwissens über den Forschungsgegenstand und des unter Umständen unzureichenden 

Informationszugangs der vorläufig aufgenommenen Personen wurde die Interviewsituation teil-

weise als Beratungsgespräch eingeordnet. So wurde ich wiederholt während und nach den Inter-

views um Hilfe oder Informationen gebeten. 

Weiter wurde meine Rolle als Interviewender wohl vereinzelt auch als Kontrolleur oder Prüfer 

des Integrationsstands missverstanden. Besonders bei Fragen zur sozialen Integration, also wie 

das soziale Umfeld der Interviewperson aussieht, wurden gelegentlich beteuernde Antworten ge-

geben, allen Anschein nach, um eine erfolgreiche Integration in der Aufnahmegesellschaft zu be-

legen. Dies rührt wahrscheinlich daher, dass Bedenken vonseiten der Interviewpersonen bestan-

den, dass Informationen aus den Interviews an zuständige Migrationsbehörden gelangen, welche 

den Integrationsstand bei migrationsrechtlichen Entscheiden beachten.  

Als weitere Herausforderung offenbarte sich die Emotionalität in gewissen Interviewsituationen. 

Erzählungen von gewissen vorläufig aufgenommenen Personen über ihre prekäre Lebenslage und 

Aussichtslosigkeit waren sehr emotional belastend, für die Interviewperson sowie auch für mich 

als Interviewender. So wurde in gewissen Interviews teils das Unterbrechen oder Abbrechen der 

Tonbandaufnahme, wie es Helfferich (2009: 148) vorschlägt, angeboten. Diesem Angebot wurde 

in einem Fall nachgekommen und die Aufnahme des Interviews wurde für einige Minuten unter-

brochen, um der «Krise den Vorrang vor der Durchführung des Interviews» (Helfferich 2009: 148) 

einzuräumen. Solch emotionale Interviews, die eigene Unfähigkeit an der Position des Gegenübers 

etwas zu verändern und die eigene privilegierte Position beschäftigten mich im gesamten Prozess 

der Datenerhebung. So lautet ein Eintrag im Postskript des ersten Interviews: «Sehr emotional, 

auch für mich. Mitgefühl, Trauer, Wut, Verzweiflung, Scham». 

Die starke emotionale Belastung und Prekarität, welche gewisse vorläufig aufgenommene Perso-

nen in einigen Lebensbereichen verspüren, machte es auch schwierig auf weniger belastende The-

men einzugehen, zurückzukommen oder zu vertiefen. Nach dem ersten Interview wurde folglich 

probiert, trivialere Themen zu Beginn zu erfragen und erst im weiteren Verlauf des Interviews 

belastendere Bereiche zu behandeln. Dies hat sich für die weiteren Interviews sehr bewährt. 
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7. Ergebnisse 

Die Präsentation der Ergebnisse erfolgt entlang der untersuchten Integrationsbereiche. Dabei 

wird jeweils die Situation der vorläufig aufgenommenen Personen aufgezeigt, die Sicht der AOZ 

erläutert und auf die Auswirkungen der Änderung des Sozialhilfegesetztes eingegangen. Die Er-

zählungen der Interviewpersonen werden bewusst umfänglich wiedergegeben, um den Betroffe-

nen Gehör zu verschaffen und den vielfältigen individuellen Erfahrungen Rechnung zu tragen. Im 

ersten Unterkapitel wird auf die monetären Auswirkungen des geänderten Sozialhilfegesetzes 

eingegangen, welche auf sämtliche untersuchte Integrationsbereiche Einfluss nehmen. Danach 

wird die Situation von vorläufig aufgenommenen Personen und die Auswirkungen des geänderten 

Sozialhilfegesetzes im Kanton Zürich in den Bereichen Erwerbstätigkeit, Bildung und Ausbildung, 

Wohnen, Mobilität und soziale Integration und Gesundheit aufgezeigt. Um Rückschlüsse auf die 

Identität der Interviewpersonen zu verhindern werden Hinweise darauf weggelassen und mit […] 

gekennzeichnet. Die in diesem Kapitel gemachten Aussagen haben Gültigkeit für die im Rahmen 

der vorliegenden Arbeit befragten vorläufig aufgenommenen Personen. Aufgrund der divergie-

renden Formen der Umsetzung der Änderung des Sozialhilfegesetzes in den Gemeinden lassen 

sich nur bedingt Aussagen für den ganzen Kanton Zürich treffen. 

 

7.1 Unterstützung vorläufig aufgenommener Personen im Rahmen der 

Asylfürsorgeverordnung 

Von den neun befragten vorläufig aufgenommenen Personen waren sieben zum Zeitpunkt des In-

terviews vollständig asylfürsorgeabhängig. Zwei Interviewpersonen finanzieren sich durch den 

Lohn einer Integrationsvorlehre, wobei in einem Fall durch eine reguläre Erwerbstätigkeit zusätz-

liche Einnahmen generiert werden. Bei diesen zwei Personen konnte aufgrund von Verständnis-

schwierigkeiten nicht festgestellt werden, ob neben dem Lohn der Integrationsvorlehre zusätzlich 

Asylfürsorgeleistungen bezogen werden.2 Alle befragten vorläufig aufgenommenen Personen 

sind sich den Umstellungen aufgrund des geänderten Sozialhilfegesetzes bewusst. Die meisten In-

terviewpersonen berichten von einer merklichen Veränderung seit der Inkraftsetzung und Um-

setzung des geänderten Sozialhilfegesetzes im Sommer 2018. Die am meisten genannten Auswir-

kungen betreffen die Kürzung des GBL. Eine lückenlose Erfassung der Änderungen des GBL, wel-

cher die befragten vorläufig aufgenommenen Personen vor Sommer 2018 und zum Zeitpunkt des 

Interviews erhielten, war aus verschiedenen Gründen nicht möglich. Einerseits konnten sich die 

Interviewpersonen nicht immer an die Verhältnisse vor zwei Jahren erinnern. Andererseits haben 

sich die Lebensumstände bei einigen vorläufig aufgenommenen Personen in diesen zwei Jahren 

geändert, beispielsweise durch die Geburt eines weiteren Kindes oder einen Wechsel des Woh-

norts. Weiter wird oder wurde der GBL in einigen Fällen zusammen mit Auslagen für ein Ticket 

für den öffentlichen Verkehr ausgezahlt. Dadurch sind rein numerische Vergleiche basierend auf 

den Erzählungen der vorläufig aufgenommenen Personen nur bedingt möglich. Die folgende Ta-

belle illustriert die erfahrenen Veränderungen bezüglich der Auszahlung des GBL, soweit diese 

erfassbar waren: 

 

 
2 Das Mittelschul- und Berufsbildungsamt empfiehlt ein Minimum von 380.- Franken Monatslohn in der 
Integrationsvorlehre (Amt für Jugend und Berufsberatung Kanton Zürich o.J.). 
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Interview Haushalt GBL Sozial-

hilfe  

GBL Asylfür-

sorge  

1 1 Erwachsene*r, 2 Kinder 1900.- 1120.- 

2 Einpersonenhaushalt - - 

3 2 Erwachsene, 2 Kinder (während Unterstüt-

zung unter Sozialhilfe 1 Kind) 

1400.- 1030.- 

4 Einpersonenhaushalt - - 

5 Einpersonenhaushalt - - 

6 Einpersonenhaushalt 900.- 700.- 

7 Einpersonenhaushalt - 700.- 

8 2 Erwachsene, 1 Kind 1800.- 1200.- 

9 2 Erwachsene, 2 Kinder - 1600.- 

Abbildung 9: Gegenüberstellung des GBL nach Sozialhilfegesetz und Asylfürsorgeverordnung aus Er-

zählungen der Betroffenen 

Wie in Abbildung 9 ersichtlich, ist die Gegenüberstellung des GBL, welchen vorläufig aufgenom-

mene Personen vor und nach der Änderung des Sozialhilfegesetzes erhalten haben, lückenhaft. 

Dennoch lässt sich die Kürzung des GBL für vorläufig aufgenommene Personen in der Asylfür-

sorge gegenüber der Sozialhilfe nachvollziehen. Weiter werden auch Unterschiede in der Umset-

zung des geänderten Sozialhilfegesetzes evident. So divergieren die Ansätze des GBL für die je-

weilige Haushaltsgrösse zwischen den Gemeinden. Zudem lässt sich erkennen, dass die meisten 

in meinem Sampling vertretenen Gemeinden den Vorgaben der Soko gefolgt sind und den GBL um 

zirka 30% gekürzt haben. Einzig bei der Gemeinde aus Interview 1 wurde eine stärkere Kürzung 

des GBL vorgenommen. Diese zahlt nach dem Ansatz der Asylfürsorge für einen 3-Personen-Haus-

halt 1120 Franken aus, gegenüber 1900 Franken in der Sozialhilfe.  

Für die vorliegende Arbeit von grösserem Interesse sind jedoch die qualitativen Veränderungen, 

die sich bei vorläufig aufgenommenen Personen nach der Umsetzung des geänderten Sozialhilfe-

gesetzes bemerkbar gemacht haben. So bekundet die Mehrheit der Interviewpersonen grosse Mü-

hen und Einschränkungen durch die Höhe des GBL im Rahmen der Asylfürsorge. In verschiedenen 

Bereichen der Lebensführung, die durch den GBL gedeckt werden sollten (vgl. Kap. 3.2), berichten 

vorläufig aufgenommene Personen von mangelnder Finanzierbarkeit.  

Ja das Geld ist leider wenig, man kann zum Beispiel im Winter keine Winterkleider kaufen, 

das Geld reicht nicht.  (Interview 2, Einzelperson) 

Zum Beispiel für Essen für die Kinder, ich will nur für Kinder Essen bereit machen, ich will 

nicht, dass sie ohne Essen gehen müssen, ohne Kleider, ohne Schuhe, meine Kinder müssen 

essen, für mich kein Problem. Wir [zeigt auf Mann] sind grösser, wir können alles, aber die 

Kinder ich muss alles bereit machen. Aber nicht genug, sicher, nicht genug. (…) Ja das Geld 

hat sich verändert. Es ist weniger geworden, ja, sehr, sehr wenig. (…) Ja vor zwei Jahren war 

es mit nur einem meiner Kinder war genug, war gut. Mit einem Kind 1400.-, das war gut. 

(Interview 3, Familie mit vier Personen) 
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Aber wegen dem Geld, das monatlich vom Sozialamt kommt, ich bin zufrieden mit diesem 

Geld. (…) Kleider ist ein bisschen schwierig, leider, aber ich kann zwei Monate lang ein biss-

chen sparen, dann kann ich mir ein T-Shirt oder eine Jacke oder so kaufen. Aber immer kann 

ich natürlich nicht. (Interview 4, Einzelperson) 

In der Asylfürsorge erhalte ich 700 Franken, vor einem Jahr waren es noch 900 Franken, da 

konnte ich mal Schuhe kaufen oder Leute einladen oder draussen etwas unternehmen, nun 

ist das vorbei. Dann musste ich mein Verhalten, meine Pläne anpassen. (Interview 6, Einzel-

person) 

Das [Geld] ist sehr wenig, wenn wir jetzt zum Beispiel einmal Sommerkleider kaufen müssen, 

dann ist in der Mitte des Monats das Geld zu Ende. (Interview 8, Familie mit drei Personen) 

Mit diesen 1600 Franken muss ich das Essen bezahlen und Sachen für die Kinder, also Pam-

pers und so, nur das, mehr geht nicht. Es reicht nicht immer für alles, wenn meine Frau oder 

die Kinder sagen, sie brauchen das oder das, kann ich das nicht immer kaufen. Weil wenn ich 

es kaufe, dann habe ich nach ein paar Tagen dann kein Geld mehr. Wenn dann meine Familie 

oder meine Brüder auf Besuch kommen wollen, dann geht das nicht, ohne Geld. Das ist 

schwierig ja. (…) Wenn neues Kind kommt musst du Milch kaufen, Pampers kaufen, Kleider 

kaufen. Mit 400 Franken wie soll ich das machen? (Interview 9, Familie mit vier Personen) 

Die vorläufig aufgenommenen Personen haben folglich Schwierigkeiten nur schon die grundle-

genden Bedürfnisse der Lebensführung, wie Nahrungsmittel und Kleider, mit dem Ansatz des GBL 

nach den Bestimmungen der Asylfürsorgeverordnung zu finanzieren. Besonders betroffen er-

scheinen Familien. Während einige der alleinstehenden vorläufig aufgenommenen Personen an-

geben, dass die erhaltene Unterstützung unter der Asylfürsorge ausreichend ist, berichten alle 

befragten Familien über grosse Schwierigkeiten bei der Finanzierung des alltäglichen Lebens. Be-

reits kleinere zusätzliche Ausgaben können grosse finanzielle Probleme bedeuten. So wurde 

mehrfach angegeben, dass die finanziellen Mittel wiederholt nicht bis zum Ende des Monats aus-

reichen. In solchen Fällen leihen sich die Interviewpersonen Geld von Familienmitgliedern, Freun-

den und Bekannten aus, was zu einer Verfestigung der belastenden finanziellen Lage führt, da 

dieses Geld auch wieder zurückgezahlt werden muss. Eine weitere Strategie der Betroffenen ist 

das Beanspruchen von Hilfeleistungen von nicht-staatlichen Organisationen. 

Oooh, ist schwierig, so schwierig, weil immer zwei Wochen vor dem Ende des Monats ist das 

Geld fertig, weil der Strom kommt, alle drei Monate kommt immer die Rechnung für den 

Strom, und 360 Franken jedes Jahr wegen dem Fernseher. Weihnachten immer schlimm, weil 

ich gerne Geschenke kaufen würde, aber ist sehr schwierig. Nach acht Tagen ist das Geld fer-

tig, weil es etwas früher kommt, 18. oder 20. Dezember kommt das Geld, so schlimm ja. (In-

terview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend) 

Ausleihen, meine Schwester ist hier. Ich arbeite manchmal mit meiner Schwester. Aber das 

macht auch Probleme, ich leihe aus und Ende Monat muss ich es wieder zurückgeben. Und 

immer teilen, ich teile immer. Zum Beispiel gebe ich 100 Franken diesen Monat zurück und 

50 Franken nächsten Monat. Aber nächsten Monat haben wir ja auch wieder Probleme. Aber 

[…] [älteste Tochter, selbständig] gibt mir manchmal auch mehr. (Interview 1, Familie mit 

drei Personen, alleinerziehend) 

Ich nehme zum Beispiel von einem Kollegen 100 Franken und sage ihm er solle warten bis 

wir wieder das Geld bekommen oder wir gehen eine Weile lang nicht einkaufen und essen das 

was wir noch haben. (Interview 8, Familie mit drei Personen) 
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Für mich nicht, brauche ich nicht, aber für meine Kinder möchte ich Sachen kaufen, aber sehr 

teuer, nur Essen kann ich kaufen, für Schuhe gehe ich manchmal zur katholischen Kirche zu 

meinem Kollegen, er ist Pfarrer und er gibt mir manchmal eine Karte für den Migros und er 

gibt etwas Hilfe für Essen, oder er gibt Geld für gute Schuhe oder gute Jacken für die Kinder, 

er will es so und ich kaufe es so. (Interview 3, Familie mit vier Personen) 

Die AOZ betrachtet den GBL unter den Bestimmungen der Asylfürsorge als tief, was zu weiteren 

Einschränkungen der vorläufig aufgenommenen Personen geführt habe. Es wird jedoch darauf 

hingewiesen, dass die Auswirkungen von Fall zu Fall verschieden sein können. Während in eini-

gen Fällen, besonders Familien, die Reduktion des GBL durch die Änderung des Sozialhilfegeset-

zes und die damit verbundenen Einschränkungen nicht zu begrüssen seien, wird bei anderen Fäl-

len eine Motivationssteigerung der Bemühungen zur Integration erwartet.  

Also ich denke der GBL der Asylfürsorge ist relativ tief. Also grundsätzlich, ob das jetzt für die 

Asylsuchenden ist oder für die VA [vorläufig aufgenommenen Personen], es ist relativ tief. Die 

Sozialhilfe nach SKOS im Vergleich, ist auch knapp, vielleicht auch sehr knapp, auf der ande-

ren Seite finde ich schon auch, es kommt darauf an, wie stark muss ich, tu ich mich engagieren 

und kann mich überhaupt engagieren, dass ich aus dieser Sozialhilfe herauskann. Das ist für 

mich etwas der Unterschied, es gibt wirklich Leute, bei denen es nicht geht, es gibt aber auch 

Leute, die bequem sind und finden, auf dieser Ebene bleibe ich. Bei denen die dann gar nichts 

machen wollen, finde ich dann auch die Sozialhilfe fast zu hoch. Nur profitieren und so das 

geht gar nicht. Und die, die sich aber bemühen aus dieser Sozialhilfe herauszukommen, für 

die ist es, wenn man dann noch Kinder hat, dann ist auch die Sozialhilfe eher knapp. (Inter-

view AOZ) 

Die Berichte der vorläufig aufgenommenen Personen zeigen die Auswirkungen des geänderten 

Sozialhilfegesetzes und der damit verbundenen Reduktion des GBL. Bereits unter dem Ansatz der 

Sozialhilfe war es für vorläufig aufgenommene Personen schwierig die Ausgaben, welche unter 

den GBL fallen, zu decken. Unter den Bestimmungen der Asylfürsorge und der Reduktion des GBL 

wurde dieses Phänomen verstärkt. So bekunden vorläufig aufgenommene Personen Mühe nur 

schon die grundlegenden Bedürfnisse des alltäglichen Lebens, wie Nahrungsmittel und Kleider, 

zu finanzieren. In der Folge sind die vorläufig aufgenommenen Personen häufig dazu gezwungen, 

Schulden bei Bekannten und Freunden aufzunehmen, was die finanzielle Lage auf Dauer weiter 

erhärtet.  

Unzureichende finanzielle Mittel wirken sich für vorläufig aufgenommene Personen in allen un-

tersuchten Integrationsbereichen aus. Dies wird in den weiteren Kapiteln ausgeführt. 
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7.2 Erwerbstätigkeit 

 

Abbildung 10: Tätigkeiten der Interviewpersonen in den Bereichen Arbeit, Ausbildung und Bildung 

zum Zeitpunkt des Interviews 

Wie in Abbildung 10 ersichtlich geht von den neun befragten vorläufig aufgenommenen Personen 

lediglich eine Person einer regelmässigen Lohnarbeit nach. Dabei handelt sich jedoch um einen 

Nebenverdienst zusätzlich zu einer Integrationsvorlehre. Eine Person hat aufgrund der COVID-

19-Pandemie keine Arbeit mehr. Der Grossteil der befragten vorläufig aufgenommenen Personen 

besucht Deutschkurse und ist intensiv auf Arbeits- und Lehrstellensuche. Vereinzelt wird unre-

gelmässigen kleineren Arbeitstätigkeiten nachgegangen und Freiwilligenarbeit geleistet. Berichte 

der Interviewpersonen über vergangene und aktuelle Arbeitstätigkeiten weisen auf prekäre Ar-

beitsverhältnisse hin, mit geringer Job-Sicherheit und niedrigem Verdienst.  

Ich arbeite auch in einem Yoga-Studio […], ist zweimal pro Woche, ist wenig aber ist gut. Und 

ich arbeite einmal pro Woche in einer Firma, die heisst […] und ist in […], wo ich eine Lehr-

stelle mache. (Interview 2, Einzelperson) 

Ich arbeite manchmal mit meiner Schwester. (Interview 1, Familie mit drei Personen, al-

leinerziehend) 

(…) freiwillig habe ich zwei Jahre gearbeitet, ich will nicht zuhause bleiben. (Interview 3, 

Familie mit vier Personen) 

Einmal in der Woche arbeite ich bei […], nähen, aber das gibt kein Geld, manchmal 20 Fran-

ken oder 50, kommt auf den Kunden drauf an. (Interview 8, Familie mit drei Personen) 

Interview Tätigkeit Dauer der vorläufi-

gen Aufnahme 

1 Deutschkurs Niveau B zum Zeitpunkt des Interviews 

unterbrochen aufgrund COVID-19-Pandemie, Arbeits-

suche 

6 Jahre 

2 Integrationsvorlehre, daneben reguläre Erwerbstätig-

keit 

3 Jahre 

3 Arbeits-/Lehrstellensuche, Freiwilligenarbeit 4 Jahre 

4 Integrationsvorlehre 4 Jahre 

5 Allgemeinbildungskurs 1 Jahr 

6 Reinigungskurs 7 Jahre 

7 Deutschkurs Niveau B1 zum Zeitpunkt des Interviews 

unterbrochen aufgrund COVID-19-Pandemie, Lehrstel-

lensuche 

3 Jahre 

8 Deutschkurs Niveau B1 zum Zeitpunkt des Interviews 

unterbrochen aufgrund COVID-19-Pandemie, Arbeits-

suche, unregelmässige kleinere Erwerbstätigkeiten 

2 Jahre 

9 Arbeitslos, Verlust von Erwerbstätigkeit aufgrund CO-

VID-19-Pandemie 

3 Jahre 
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Ich habe gearbeitet, dann kam Corona und mein Chef hat mir gesagt, wir brauchen jetzt nicht 

mehr so viele Leute und ich habe im Stundenlohn gearbeitet und so zwischen 600 und 1000 

Franken bekommen jeden Monat. Der Chef hat aber gesagt, sie brauchen mich momentan 

nicht. (Interview 9, Familie mit vier Personen) 

Die Mehrheit der befragten vorläufig aufgenommenen Personen weist eine hohe Motivation auf, 

eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Die Gründe hierfür sind unterschiedlich. In einigen Fällen 

möchte primär die finanzielle Situation verbessert werden. Durch den Einkommensfreibetrag, 

also den Anteil des erwirtschafteten Einkommens, welcher nicht vom Unterstützungsbudget ab-

gezogen wird (Kantonales Sozialamt Zürich 2017), kann auch bei bestehender Abhängigkeit von 

Asylfürsorgeleistungen die finanzielle Lage entlastet werden.  

Ja nur wegen Geld habe ich Stress, weil es wenig Geld ist und auch wenn ich zuhause bleibe 

auch, habe ich Stress, viel. Ich möchte arbeiten. (…) Ja wir wünschen uns gute Arbeit zu finden 

und genug haben für meine Familie, meine Kinder. Das will ich. (Interview 3, Familie mit 

vier Personen) 

Früher leider wir hatten nicht genug [Geld], aber jetzt ist es besser. Seit ich arbeite ist es 

besser. (Interview 2, Einzelperson) 

Ein weiterer häufiger Motivationsgrund eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, ist die Aussicht auf 

eine Härtefallbewilligung, also der Antrag auf eine Umwandlung der vorläufigen Aufnahme in ein 

geregeltes Aufenthaltsverhältnis. Die meisten Interviewpersonen sind sich bewusst, dass bei ei-

ner Härtefallbewilligung ein seit zwei Jahren bestehendes festes Arbeitsverhältnis und finanzielle 

Unabhängigkeit Voraussetzung ist. Alle Interviewpersonen äussern ein starkes Bedürfnis den Sta-

tus der vorläufigen Aufnahme ablegen zu können und streben den Erhalt einer Aufenthaltsbewil-

ligung an. Folglich wird auf die Erfüllung der Anforderungen einer Härtefallbewilligung hingear-

beitet, was insbesondere die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit umfasst.  

Muss hundert Prozent arbeiten und hundert Prozent ist schwierig mit drei Kindern. Ja, ich 

muss ein oder zwei Jahre selbständig sein, ohne Hilfe, ohne Sozialhilfe, aber das geht nicht, 

viele Rechnungen, viel Krankenkasse für vier Personen. Ich kann nicht, ich habe immer 

Schmerzen hier, hier und hier, jetzt drei Monate, aber ich weiss nicht. (Interview 1, Familie 

mit drei Personen, alleinerziehend, angesprochenes drittes Kind ist selbständig) 

Das möchte ich sehr gerne, sehr gerne ja [Aufenthaltserlaubnis erhalten]. Wegen zum Bei-

spiel, wenn ich eine Lehrstelle finde, zwei Jahre Lehre und dann kann ich wechseln, arbeiten, 

ich möchte sehr gerne arbeiten. (Interview 3, Familie mit vier Personen) 

Einige der befragten vorläufig aufgenommenen Personen verbinden das Ausüben einer Erwerbs-

tätigkeit auch mit einem «normalen» Leben. Sie wünschen sich ein Leben, wie es andere Personen 

in der Schweiz führen. Arbeiten verkörpert somit die Teilhabe und Integration in die Gesellschaft, 

die erreicht werden möchte. Einige der Interviewpersonen äusserten auch den Wunsch mit einer 

Erwerbstätigkeit der Gesellschaft etwas zurückgeben zu können.  

Ich will einfach wie andere Menschen, arbeiten gehen. (Interview 9, Familie mit vier Perso-

nen) 

Ich will der Schweiz helfen, ich will der Gesellschaft beisteuern, aber Arbeit zu finden als F ist 

so schwierig. (Interview 6, Einzelperson) 

Der beschriebenen starken Motivation eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, stehen verschiedene 

Hürden gegenüber, wie im obenstehenden Zitat aus Interview 6 bereits angedeutet wird. So 
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bekunden alle Interviewpersonen, welche auf der Suche nach einer Erwerbstätigkeit sind, grosse 

Mühen und ausbleibende Erfolge. Als primäres Hindernis wird der Status der vorläufigen Auf-

nahme und das Unwissen darüber vonseiten der Arbeitgeber*innen wahrgenommen.  

Ich suche viele Arbeiten, ich finde viele Arbeiten, nachher wenn ich zum Beispiel in eine Fabrik 

oder in ein Restaurant gehe, ich schnuppere und dann fragen sie: «Was ist deine Bewilli-

gung?», «F», «nein geht nicht» immer «geht nicht, sorry geht nicht», immer «geht nicht». (In-

terview 3, Familie mit vier Personen) 

Überall fragen sie «Was ist das F?», niemand will dich einstellen. (Interview 6, Einzelperson) 

Weiter hadern die befragten vorläufig aufgenommenen Personen mit den geringen Berufsaussich-

ten, die sich ausschliesslich auf die Niedriglohnbranche konzentrieren. Diese Tatsache kollidiert 

mit Wünschen und Vorstellung einer Tätigkeit ausserhalb der Reinigungs- und Gastronomiebran-

che, einer Erwerbstätigkeit, welche den ausserhalb der Schweiz gemachten Erfahrungen und Qua-

lifikationen entspricht. 

Das Einzige, was man findet ist Reinigung, nur Reinigung. Und Reinigung braucht keine Spra-

che, du kannst einfach gehen. Dann putzt du private Wohnungen und so. Aber ich habe 18 

Jahre gelernt, nicht um Reinigung zu machen, sondern um eine gute Arbeit zu finden. (Inter-

view 8, Familie mit drei Personen) 

Ich suche, aber keine Chance, das Einzige, dass du findest sind Restaurants, aber wenn ich in 

Restaurants arbeiten gehe, dann ist das von morgens 11 Uhr bis 14 Uhr, dann muss ich zwei 

Stunden warten und dann wieder von 16 bis 22 oder 23 Uhr, dann sehe ich meine Kinder, 

meine Familie nie. Und das Restaurant ist jeden Tag offen, nicht wie bei anderen Berufen 5 

Tage in der Woche und dann zwei Tage mit der Familie. Aber wenn ich im Restaurant 100% 

arbeiten muss, dann habe ich noch einen Tag in der Woche, die ich mit den Kindern verbrin-

gen kann. Das ist nicht genug. Ich will nicht wegen Geld meine Familie verlieren. Das ist auch 

ein Problem. Aber mit F Ausweis ist das die einzige Möglichkeit. (Interview 9, Familie mit 

vier Personen) 

In einem Fall, Interview 9, haben die geringen Berufsaussichten und tiefe Entlöhnung und der 

Frust, dass auch mit dem Ausüben einer Erwerbstätigkeit der Asylfürsorgeabhängigkeit nicht ent-

kommen werden kann, zu einer starken Demotivation geführt. Die geringen Zukunftsaussichten, 

unter diesen Umständen finanzielle Unabhängigkeit, eine geregelte Aufenthaltserlaubnis und da-

mit eine freie Wohnsitzwahl zu erreichen, haben dazu geführt, dass die betroffene Person nicht 

mehr arbeiten gehen möchte und sich ihrer Position wehrlos ausgeliefert sieht. Weiter wird in 

diesem Fall kritisiert, dass der gewährte Einkommensfreibetrag die mit der Erwerbstätigkeit ver-

bundenen Unkosten nicht deckt und somit als finanzieller Anreiz wegfällt. 

Musste ich alles dem Sozialamt abgeben, alles, nur 50 Franken haben sie mir mehr gegeben, 

oder nichts. Mein Ticket alleine kostet normal 100 Franken, für was arbeite ich dann, wenn 

ich von der Sozialhilfe nur 50 Franken mehr erhalte? Ich arbeite und es bringt mir nichts, ich 

habe nicht mehr Geld, ich zahle mehr. (…) Für mich ist die Arbeit egal, aber wenn ich hier 

bleiben muss im Asylheim, dann will ich nicht arbeiten. Ich habe das dem Sozialamt auch 

gesagt, ich will arbeiten, aber sie müssen mir auch etwas helfen, die Krankenkasse oder so 

bezahlen, weil die 3000, 3500 Franken die ich im Restaurant verdiene für vier Personen mit 

Krankenkasse, Steuern, Wohnung, Strom, Wasser, dann habe ich vor dem Ende des Monates 

kein Geld mehr. Keine Chance von hier wegzukommen, dann sage ich auch keine Chance, dass 

ich arbeiten gehe. (Interview 9, Familie mit vier Personen) 
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In einigen Berichten der vorläufig aufgenommenen Personen lassen sich Aufgabe, Herabsetzung 

und Neuorientierung von Berufswünschen erkennen. Die Frage bezüglich der gewünschten Er-

werbstätigkeit oder des Traumberufs werden oftmals mit bereits der Situation angepassten Er-

wartungen beantwortet, also Berufe mit hohem Prekarisierungsrisiko. Oftmals kam es für die In-

terviewpersonen gar nicht in Frage, die im Herkunftsland ausgeübte oder erlernte Tätigkeit auch 

hier in der Schweiz ausüben zu können. Die befragten vorläufig aufgenommenen Personen führ-

ten im Herkunftsland die Erwerbstätigkeiten Kunstlehrer*in, Sportlehrer*in, Fotograf*in und 

Schneider*in aus. Die Fortführung dieser Berufe wird jedoch als äusserst schwierig oder unmög-

lich erachtet und rückt als Berufswunsch in den Hintergrund. Dabei nennen die Betroffenen auch 

die Nichtanerkennung von im Herkunftsland erworbenen Diplomen und Qualifikationen als Ur-

sache.  

Folglich hat sich ein Teil der vorläufig aufgenommenen Personen mit der angetroffenen Situation 

auf dem Arbeitsmarkt und den begrenzten Berufsaussichten abgefunden und höhere Ansprüche 

weitgehend aufgegeben. 

Im Iran war ich Kunstlehrerin und ich hatte Kurse und Kinder und alle Leute kamen, um zu 

zeichnen. Ich kenne sieben Techniken zum Zeichnen, und mit Computern kannte ich mich 

auch aus, habe in einer Firma gearbeitet. Aber mein Job ist Zeichnen. (…) Ja einen Kurs, Mal-

kurs würde ich gerne machen mit Kindern, aber sehr schwierig hier. Oder vielleicht Post aus-

tragen, das würde ich auch gerne. (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend) 

Interviewer: Und hier würdest du auch gerne als Fotograf*in arbeiten? Interviewperson: Ja. 

Oder Kameramann, aber ist schwierig. Da musst du viele Leute kennen, studieren gehen. (In-

terview 7, Einzelperson) 

Ich habe schon einen Traumberuf, natürlich. Aber das Problem ist momentan, diesen Traum-

beruf kann ich nicht bekommen, es ist Baumanagement, das ist sehr schwierig, KV B-Profil. 

Pharma-Assistent wollte ich, sie haben immer gesagt sie brauchen Sekundarschule A, leider 

bin ich nicht in der Schweiz in die Schule gegangen, sondern in […] [Herkunftsland], deswe-

gen hat es nicht geklappt. (Interview 5, Einzelperson) 

(…) ich war da Sportlehrerin […] [im Herkunftsland] (…) Ja zum Beispiel Kinderbetreuung 

oder Spitex würde ich gerne arbeiten. Aber das alles braucht Zeit, ich habe die Papiere der 

Schule aus meinem Land habe ich nicht, es war Krieg, da war eine Bombe und die ganze 

Wohnung war kaputt. Viele Sachen haben wir verloren, nicht nur Papiere. Also ich habe keine 

Papiere, ich muss wieder neu machen. (Interview 8, Familie mit drei Personen) 

Interviewperson: Wenn ich diese zweijährige Lehre abgeschlossen habe, dann möchte ich 

zwei Jahre Weiterbildung machen und Fachmann Gesundheit erlernen und nach dem will ich 

die Berufsfachhochschule abschliessen, das dauert glaube ich auch zwei bis drei Jahre, dann 

werde ich diplomierter Fachmann, das ist mein Ziel. Interviewer: Was ist dein Traumberuf? 

Interviewperson: Diplomierter Fachmann (lacht). (Interview 4, Einzelperson) 

Die AOZ ist sich der Problematik der erschwerten Arbeitssuche von vorläufig aufgenommenen 

Personen bewusst und weist dabei, analog zu den Betroffenen, ebenfalls auf die «unglückliche 

Terminologie» (Interview AOZ) des Status F hin. Einen weiteren Grund für den geringen Erfolg in 

der Arbeitsmarktintegration von vorläufig aufgenommenen Personen sieht die AOZ in den Be-

troffenen selbst. Demnach sind es zu hoch gesteckte Wünsche und Ansprüche an eine Erwerbs- 

oder Ausbildungsstelle, welche nicht mit der Realität vereinbar seien. 
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Wir unterstützen sie aber soweit, dass sie a) die richtigen Ausbildungen haben, sich an den 

richtigen Orten bewerben, im Sinne von, dass wir ihnen sagen: «Schau, du hast zwar das Ziel 

diese Arbeit oder diese Lehre zu machen und für diese Lehre oder Arbeit musst du diese und 

diese Ausbildung in Deutsch zum Beispiel haben. Da musst du einfach dieses Niveau haben, 

da du sonst immer eine Absage erhalten wirst.» Zwischen Realität und Wunsch ist immer sehr 

divergierend. Wir probieren Wunsch und Realität auf eine Balance zu bringen, dass man 

ihnen auch klar macht, der Wunsch ist hier zu hoch oben, da musst du etwas runterkommen, 

dafür schauen wir, dass du mit dem das du brauchst, damit du dich wenigstens bei dem be-

werben kannst, dass wir das haben. Wir informieren sie, aber die Suche liegt in ihrer Verant-

wortung. (Interview AOZ) 

Weiter werden von der AOZ mangelnde finanzielle Mittel für eine intensivere Betreuung der vor-

läufig aufgenommenen Personen im Arbeitsmarkt bekundet. Von einem Jobcoaching würde man 

sich grössere Erfolge versprechen, ökonomisch liege dies jedoch nicht im Bereich des Machbaren. 

Wenn man so ein Jobcoaching hätte, wäre das natürlich wünschenswert, damit unsere Leute 

ein bisschen job-coached werden, liegt halt einfach finanziell nicht drin. Aber von Bundesseite 

her, also von der Integrationsagenda Zürich würde das gewünscht werden, dass auch ein 

Jobcoach, Integrationscoach den Klienten zur Seite steht, die Frage ist einfach, haben wir so 

viele Jobcoaches und was kostet das alles schlussendlich und das ist einfach enorm viel Geld. 

Also wenn sie da irgendwie für jeden Klienten einen Jobcoach, oder für zehn Klienten ein 

Jobcoach, 100% Stelle, dann brauchen sie bei 4700 VA im Kanton Zürich, das wäre ein riesen 

Betrieb. 

Hinweise auf direkte Auswirkungen des geänderten Sozialhilfegesetzes konnten im Rahmen der 

vorliegenden Arbeit im Bereich der Arbeitsmarktintegration keine festgestellt werden. Es kann 

jedoch davon ausgegangen werden, dass die Reduktion des GBL in der Asylfürsorge und der damit 

verbundenen Verschärfung der finanziellen Lage der vorläufig aufgenommenen Personen zu ei-

nem verstärkten Druck zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit führt. Dies verspricht einerseits fi-

nanzielle Entlastung und repräsentiert andererseits einen Schritt Richtung Entkommen aus der 

vorläufigen Aufnahme, indem den Kriterien einer Härtefallbewilligung entsprochen werden. 

 

7.3 Bildung und Ausbildung 

Zwei der neun interviewten vorläufig aufgenommenen Personen absolvieren zurzeit eine Integ-

rationsvorlehre. Eine Interviewperson absolviert eine Allgemeinbildung, eine weitere Person be-

sucht einen Reinigungskurs. Vier Interviewpersonen sind auf der Suche nach einer Erwerbs-, bzw. 

Lehrstelle, wobei davon drei Personen gleichzeitig einen Deutschkurs mit Niveau B1 besuchen 

(vgl. Abbildung 8). Bei der Suche nach einer Ausbildungsstelle werden über ähnliche Mühen wie 

bei der Suche nach einer Erwerbstätigkeit berichtet. In einem Fall (Interview 3) wurde eine Lehr-

stelle gefunden, welche aber von der Gemeinde nicht finanziert wurde. Der in Kapitel 7.2 beschrie-

bene Druck, schnellstmöglich eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, führt zu einem Anreiz eine 

Lohnarbeit einer Ausbildungsstelle vorzuziehen. Erzählungen von vergangenen und bestehenden 

Ausbildungsstellen dokumentieren sehr geringe Entlöhnung, wodurch die finanzielle Lage nur ge-

ringfügig verbessert werden kann. Durch das Ausüben einer Erwerbstätigkeit erhoffen sich die 

Betroffenen im Gegensatz dazu jedoch eine Entlastung der finanziellen Lage und gleichzeitig wird 

den Kriterien einer Härtefallbewilligung entsprochen. Einige der Interviewpersonen sind jedoch 
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sehr darauf bedacht, dem finanzieller Anreiz einer Lohnarbeit zu widerstehen und weiterfüh-

rende Ausbildungen für bessere Zukunftsaussichten zu besuchen.  

In der Schweiz, ich arbeite nicht nur Praktikum sechs Monate plus drei Monate im Gastrokurs 

fertig gelernt. Und jetzt suche ich eine Lehrstelle, ich habe in […] eine Lehrstelle gefunden, 

aber die Gemeinde […] bezahlt nicht. (Interview 3, Familie mit vier Personen) 

Darum habe ich jetzt meine Arbeit nicht gekündigt, weil das Geld von der Sozialhilfe nicht 

reicht. Bei der Lehrstelle ist es sehr wenig und ja ich muss im August die Kündigung einrei-

chen für die andere Arbeit, ich muss meine Lehrstelle weiter machen. (Interview 2, Einzel-

person) 

(Auf die Frage, ob eine Härtefallbewilligung angestrebt wird) Das ist eine schwierige Frage, 

man kann das schon, wenn man das will, aber das Problem ist, wenn ich jetzt ohne Ausbil-

dung irgendwo arbeite, kann ich das schon, dann kann ich in einem Jahr ein B beantragen, 

aber für meine Zukunft ist das nicht gut. Ich will eine Ausbildung machen und danach arbei-

ten. Während der Ausbildung kann man auch ein B beantragen, man muss aber schon eine 

Weile das F haben und in der Schweiz sein und nicht straffällig sein. Das ist auch sehr wichtig. 

(Interview 5, Einzelperson) 

Sehr sehr wenig. Ich war am Arbeiten im Praktikum in […] manchmal 20 Franken, jeden Tag 

zehn Franken Trinkgeld, aber jetzt bin ich schon zwei Wochen nicht mehr arbeiten gegangen, 

ich habe da fertig gearbeitet. Es ist sehr sehr wenig für mich. (Interview 3, Familie mit vier 

Personen) 

Ich habe Schwierigkeiten Arbeit zu finden. Einmal habe ich in einem Altersheim gearbeitet, 

Ausbildungsstelle für ein Jahr, dann aber wieder aufgehört, weil ich nur 300.- im Monat be-

kam. (Interview 6, Einzelperson) 

Analog zum Bereich der Erwerbstätigkeit schreibt die AOZ Schwierigkeiten beim Finden einer 

Ausbildungsstelle der Diskrepanz zwischen Realität und Wunsch der vorläufig aufgenommenen 

Personen zu. Folglich erhoffen sich vorläufig aufgenommene Personen oft Ausbildungsstellen, 

welche nicht erreichbar sind. Angesprochen auf den Fall aus Interview 3, wo eine Lehrstelle ge-

funden wurde, aber nicht finanziert wurde, wird neben der Diskrepanz von Wunsch und Realität 

auch die Kostenfrage aufgeführt. So wird vermutet, dass wohl ein vergleichbarer Ausbildungs-

platz zu geringeren Kosten besteht. 

Man muss es etwas anschauen, es kann sein, dass da ein Wunsch da ist, den man nicht erfüllen 

kann, wo aber analog eigentlich das Gleiche da wäre wo man machen könnte, was dann der 

Gemeinde nicht 30'000 Franken oder mehr kostet. Das ist so ein bisschen die Frage. Die Per-

son, das müsste man mit dieser Person genauer anschauen, das lässt sich so nicht beantwor-

ten. Meine persönliche Vermutung ist, dass da zwischen dem Wunsch dieser Person und der 

Realität wo möglich ist, dass da eine Diskrepanz vorhanden war. Dass es einfach zu viel kos-

tete, eine Schule ist nun mal sehr teuer. Es hat wahrscheinlich ein Angebot für diese Person, 

das vom Kanton finanziert ist, und so weiter. (Interview AOZ) 

Alle interviewten vorläufig aufgenommenen Personen haben Deutschkurse absolviert oder besu-

chen momentan einen. Die Interviewpersonen schreiben der Fähigkeit, gut Deutsch sprechen und 

schreiben zu können, eine hohe Wichtigkeit zu. Die vorläufig aufgenommenen Personen erhoffen 

sich durch bessere Sprachkenntnisse eine Erhöhung der Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Mit der 

Qualität der Deutschkurse sind die vorläufig aufgenommenen Personen mehrheitlich zufrieden. 

Das höchste erreichte Sprachniveau der Interviewpersonen ist B1. Mehrfach wurde von den 
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interviewten vorläufig aufgenommenen Personen berichtet, dass ihnen mitgeteilt wurde, dass 

nach dem Erreichen des Niveaus B1 eine Erwerbstätigkeit oder eine Ausbildungsstelle gesucht 

werden soll und keine weiteren Deutschkurse durchgeführt werden. In einem Fall, Interview 9, 

wurden bewusst keine weiteren Deutschkurse absolviert, um einer Erwerbstätigkeit nachzuge-

hen zu können.  

Nein, sie haben gesagt du machst jetzt den B1 Deutschkurs und dann kann ich vielleicht eine 

Arbeit finden. (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend) 

Ich habe Sprachkurse gemacht ja, B1 habe ich fertig. Ich bin fertig, jetzt muss ich Arbeit su-

chen oder eine Lehrstelle. (Interview 3, Familie mit vier Personen) 

Als ich den Status F bekommen habe, konnte ich auch in die Schule gehen. Es hat auch nicht 

so lange gedauert, nur acht Monate habe ich Schule bekommen, es wurde dann nicht weiter-

bezahlt, weil es zu teuer war. Seit einem Jahr besuche ich die Allgemeinbildung in der Stadt 

Winterthur. Das wird von der Gemeinde […] bezahlt. Es muss bezahlt werden, sonst kann man 

keine Ausbildung finden. (Interview 5) 

Man muss gut Deutsch sprechen können, B2 oder eine gute Aufenthaltsbewilligung haben. 

Mit F ist es sehr schwierig. (Interview 8, Familie mit drei Personen) 

Also [Deutschkurse] habe ich schon gemacht, vier oder fünf Monate. Dann mussten wir hier 

ins Asylheim kommen wieder und dann habe ich gesagt, ich möchte keine Deutschkurse mehr. 

Dann habe ich gearbeitet fast ein Jahr lang. (Interview 9, Familie mit vier Personen) 

Analog zu den befragten vorläufig aufgenommenen Personen spricht die AOZ den Sprachkennt-

nissen eine grosse Bedeutung in der Integration zu. Aufgrund dessen besteht eine grosse Menge 

an verschiedenen Angeboten für den Erwerb von Sprachkenntnissen. So ist es möglich, für alle 

vorläufig aufgenommenen Personen passende Sprachkurse zu finden. 

Wir schauen, hat es etwas Geeignetes für die Person, was sehen wir für diese Person und wie 

man sie integrieren könnte. Da stehen uns eigentlich alle Möglichkeiten offen. (…) Wenn es 

für einen Klienten nicht passt, aus welchen Gründen auch immer, und für ihn der Nachmit-

tagskurs besser wäre, dann würden wir an einem anderen Ort, an einer anderen Schule für 

ihn etwas finden. Das Angebot der Deutschkurse ist sehr vielfältig. Wir können sie auch nach 

Winterthur oder nach Zürich schicken, da schauen wir, welches Programm passt zu dieser 

Person. Auch im Hinblick auf sein Ganzes, also alles Persönliche, Familiäre, vielleicht hat er 

Kinder, am Morgen gehts nicht, weil die Kinder in die Schule müssen, da muss man etwas 

schauen. (Interview AOZ) 

Die Situation von vorläufig aufgenommenen Personen auf dem Ausbildungsmarkt gestaltet sich 

ähnlich wie die Lage auf dem Arbeitsmarkt. Die Betroffenen bekunden Mühe eine Ausbildungs-

stelle zu finden und die finanzielle Lage schafft Anreize stattdessen einer Erwerbstätigkeit aus der 

Tieflohnbranche, welche keine Ausbildung benötigt, nachzugehen. Vier Interviewpersonen haben 

im Herkunftsland höhere Bildungsabschlüsse bis zum 18. Lebensjahr absolviert. Die Aussichten 

auf eine Fortführung höherer Bildung in der Schweiz werden jedoch durch eine unzureichende 

Vermittlung von Sprachkenntnissen beschnitten, bzw. verunmöglicht. Erzählungen der vorläufig 

aufgenommenen Personen deuten darauf hin, dass bei der Erreichung eines gewissen Sprachni-

veaus Druck auf die Betroffenen ausgeübt wird, nun eine Erwerbstätigkeit oder Ausbildungsstelle 

zu beginnen. Weiterführende Deutschkurse werden nicht angeboten oder nicht finanziert. Die fi-

nanziell prekäre Lage der vorläufig aufgenommenen Personen gekoppelt mit einer eingeschränk-

ten Vermittlung von Sprachkenntnissen und der Nicht-Anerkennung von im Herkunftsland 
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erworbenen Qualifikationen erschwert folglich eine Integration in den Ausbildungs- und Arbeits-

markt ausserhalb der prekären Arbeit. Die Änderung des Sozialhilfegesetzes wirkt dabei verstär-

kend, in dem die finanzielle Lage weiter zugespitzt wird und den Druck auf die Betroffenen zu-

sätzlich erhöht. Evidenzen für Auswirkungen auf die Qualität und Quantität der Integrationsange-

bote für vorläufig aufgenommenen Personen konnten im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht 

eruiert werden. 

 

7.4 Wohnen 

Interview Haushalt Wohnform 

1 1 Erwachsene*r, 2 Kinder Wohnung in von ORS betriebenem Wohnhaus 

2 1 Erwachsene*r Zimmer ohne eigenes Bad und Küche in von ORS be-

triebenem Wohnhaus 

3 2 Erwachsene, 2 Kinder Wohnung in von AOZ betriebenem Wohnhaus 

4 2 Erwachsene Privat vermietete WG 

5 1 Erwachsene*r Zimmer ohne eigenes Bad und Küche in von Gemeinde 

betriebenem Wohnhaus 

6 1 Erwachsene*r Zimmer ohne eigenes Bad und Küche in privat vermie-

tetem Wohnhaus 

7 1 Erwachsene*r Privat vermietete Wohnung 

8 2 Erwachsene, 1 Kind Wohnung in von Gemeinde betriebener Asylunter-

kunft 

9 2 Erwachsene, 2 Kinder Wohnung in von Gemeinde betriebener Asylunter-

kunft 

Abbildung 11: Haushalt und Wohnform der befragten vorläufig aufgenommenen Personen 

Abbildung 11 zeigt den Haushalt und die Wohnform der befragten vorläufig aufgenommenen Per-

sonen. Sechs der neun Interviewpersonen wohnen folglich in von der Gemeinde, von der AOZ oder 

der ORS betriebenen Unterkünften, segregiert mit anderen Geflüchteten. Die Einzelpersonen sind 

dabei jeweils in Zimmern mit geteiltem Bad- und Küchenbereich untergebracht. Die Familien 

wohnen in Wohnungen, zwei davon befinden sich in einer Asylunterkunft. Die restlichen drei In-

terviewpersonen, allesamt Ein-Personen-Haushalte, leben in privat vermieteten Räumlichkeiten.  

 

7.4.1 Wohnsituation 

Da mit einer Ausnahme alle Interviews bei den vorläufig aufgenommenen Personen zuhause 

durchgeführt wurden, konnte ein Einblick in die jeweiligen Wohnräume erlangt und dokumen-

tiert werden. Bei der Mehrheit der Fälle handelt es sich bei den Unterkünften der Interviewper-

sonen um sehr alte Gebäude, mit karger, defekter oder veralteter Einrichtung und schmutzigen 

Gemeinschaftsbereichen wie Eingang und Treppenhaus. Viele der Interviewpersonen äussern 

folglich Kritik an der Qualität des Wohnraums. 
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Hier habe ich Angst, weil alles für die Kinder hier sehr gefährlich ist, die Heizung, alles, die 

Kinder schlagen sich immer an, immer blutet es. Ist eine sehr alte Wohnung. Ja ich werde 

suchen eine andere. (Interview 3, Familie mit vier Personen, Wohnung AOZ) 

Nein nicht gut, weil hier ist die Küche und Wohnzimmer in einem und ohne Fenster und wenn 

wir kochen mit allen Kindern ist grosser Stress, ich kann nicht den ganzen Tag die Türe of-

fenlassen. (Interview 8, Familie mit drei Personen, Asylunterkunft Gemeinde) 

Aufgrund der aussergewöhnlichen Wohnsituation von Interview 1, nimmt dieser Fall in diesem 

Kapitel eine Sonderstellung ein und wird gesondert betrachtet. Die Beschreibungen und Doku-

mentation der Prekarität der Wohnverhältnisse, welcher die vorläufig aufgenommene Person mit 

zwei Kindern ausgesetzt ist, übertreffen die Erzählungen der weiteren Interviewpersonen. Von 

aussen betrachtet wirkt das Gebäude, in welchem mehrere geflüchtete Familien wohnen, auf-

grund des verwahrlosten Zustandes, unbewohnt, bzw. unbewohnbar. Im Inneren fällt die sehr alte 

und baufällige Einrichtung des Gebäudes und auch der Wohnung der Interviewperson ins Auge. 

Der Balkon ist nicht betretbar, da dieser einsturzgefährdet ist. Die vorläufig aufgenommene Per-

son und ihre zwei Kinder wurden von der Gemeinde dieser Wohnung zugewiesen, für die Betreu-

ung der Personen aus dem Asylbereich ist die ORS zuständig (ORS o.J.).  

Am Abend, wenn der Wind kommt, hier starker Wind, gestern Abend ich konnte nicht schla-

fen, weil es sehr kalt war. Meine Haare so [gestikuliert, wohl um ‘steif’ zu signalisieren] ge-

worden, weil mein Schlafzimmer, ich weiss nicht wo, es hat Löcher, viel Wind kommt herein. 

Oben sind alle Kinder krank, zwei Wochen krank, weil es sehr kalt war. Und Mäuse kommen, 

jetzt im Winter, wenn es Schnee hat, Mäuse kommen so gross wie eine Katze, oben. Ratten, 

meine ich. Und im Sommer viele Ameisen, überall, was soll ich machen, wenn die Türe offen 

ist, kommen Ratten. Und hier auch, an einem Abend war ich am Lesen, ich habe etwas gehört, 

dann kamen durch dieses Loch drei Ratten, ich habe ein Video, Oh mein Gott, und schmutzig 

ist das für Kinder. Und die Dusche auch, nur zehn Minuten hat es warm Wasser, dann ganz 

kalt, manchmal im Winter ein Monat lang keine Dusche für die Kinder, weil sonst würden sie 

krank werden. Ja, viele Probleme. (…) Und die Waschmaschine unten stinkt seeehr. Weil vie-

eele Jahre wurde diese Waschmaschine nicht repariert, kein Service und alle sagen «Nein, das 

ist so». (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend, Wohnung ORS) 

Die Interviewperson befindet sich seit sechs Jahren in der vorläufigen Aufnahme und musste in 

dieser Zeit mehrmals innerhalb der Gemeinde umziehen. Vergangene Wohnverhältnisse seien da-

bei «noch viel schlimmer gewesen» (Interview 1). Beim Rundgang durch die Wohnung, nach der 

Beendigung des Interviews, äussert die Interviewperson, dass die jetzige Wohnung die beste bis 

anhin und «komfortabel» ist.  

Solche Beschönigungen der eigenen Wohnsituation lassen sich auch in weiteren Interviews be-

obachten. Auf Erzählungen von prekären Wohnverhältnissen folgen wiederholt Relativierungen. 

Es scheint, als gehöre nach dem Verständnis einiger Interviewpersonen prekäre Verhältnisse zur 

Wohnsituation als vorläufig aufgenommene Person dazu; ein Normalzustand, mit dem sich abge-

funden werden muss.  

In […] [vorherige, privat vermietete Wohnung] war es eigentlich gut, aber es war ein bisschen 

weit von der Stadt und es war wirklich ein schöner Ort, aber die Schwierigkeit war, es war in 

einem Erdgeschoss und wenn es geregnet hat, kam Wasser ins Wohnzimmer, in die Wohnung 

rein, das war nicht so schön wie da, aber es läuft alles tiptop, ja. (Interview 4, Einzelperson, 

WG privat vermietet) 
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(…) ja die Wohnsituation ist da auch schwierig. Zum Beispiel waren wir da am Anfang viele 

Leute, wir waren etwa 15 Personen, momentan sind wir sieben Personen, die anderen haben 

einen Job gefunden. Das ist gut und schlecht, wir haben ein eigenes Zimmer, aber es ist auch 

schwierig alle zu verstehen und allgemein wegen Streitigkeiten, Lärm, man kann nicht gut 

schlafen in der Nacht, aber damit sollte man klar kommen irgendwie. (Interview 5, Einzel-

person, Zimmer Gemeinde) 

Es ist zwar etwas schmutzig hier, aber ich habe hier ein Sozialleben, ein eigenes Zimmer, die 

anderen Leute putzen aber leider die gemeinsamen Räume nicht. (…) Ich muss immer putzen, 

wenn es irgendwo schmutzig ist, ich kann nicht in Schmutz leben. (Interview 6, Einzelper-

son, Zimmer privat vermietet) 

Interviewer: Wie zufrieden bist du hier mit der Küche, dem Bad? Interviewperson: Nein, ist 

nicht so gut alles. Aber besser als nichts, auch. Es hat nicht alles, aber besser als nichts. (In-

terview 2, Einzelperson, Zimmer ORS) 

Bei der Relativierung der eigenen Wohnverhältnissen spielen besonders die bisher erlebten 

Wohnsituationen in der Schweiz eine wichtige Rolle. Besonders Wohnverhältnisse vor der Erlan-

gung der vorläufigen Aufnahme, in Asyl- und Durchgangszentren, waren für viele befragte vorläu-

fig aufgenommene Personen eine grosse Belastung.  

Ein sehr kleines Zimmer mit drei Personen, eine schwangere Frau, hochschwanger, acht Mo-

nate und immer viel Rauch, es wurde immer geraucht, aber ich hatte viele Bücher und ich 

konnte malen. (…) Ich hatte ein kleines Zimmer, wo es nichts hatte, nur zwei Betten und ein 

Stuhl. Aber ich war zufrieden, ich bin etwas ruhig geworden, weil mit meiner Tochter. Nach 

drei Monaten im Hinteregg, kam ich nach Embrach, da hatte ich wieder ein Zimmer, aber mit 

zwei Familien, eine Wohnung mit zwei Familien. Ja da war wieder viel Stress, viele Leute, es 

war sehr schwierig für mich. Nach drei Jahren in Embrach, bin ich hier nach […] gekommen, 

2012 oder 2013. Und hier auch viele Probleme, ich hatte dort [zeigt aus dem Fenster] eine 

weisse Wohnung mit vielen Leuten, viele Frauen, ein Zimmer, ein Zimmer und alle zusammen. 

Und hier hat es immer viele Mäuse, Mäuse überall, am Abend hört man sie auch immer, aber 

ja, ich habe schöne Aussicht [zeigt aus dem Fenster]. Ja hier ist es sehr schön. Ich bin zufrie-

den, weil vorher war es sehr schwierig. (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerzie-

hend, Wohnung ORS) 

Ich bin sehr froh, dass ich vom Asylheim weggekommen bin, da hatte ich null Privatsphäre, 

man kann sich nicht mal in Ruhe umziehen. Im Asylheim hatte ich viele Probleme, ich bin sehr 

froh, nun in einer Wohnung für mich allein zu sein. (Interview 6, Einzelperson, Zimmer pri-

vat vermietet) 

War schwierig im Camp, mit vielen Leuten. Ich wohnte in einem kleinen Zimmer mit zwei 

Personen. Die Wohnung wie hier aber mit vielen Leuten, aber ein Zimmer mit vier Leuten. 

War schwierig ja. (Interview 3, Familie mit vier Personen, Wohnung AOZ) 
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Das Asylheim, in dem ich in der Stadt Winterthur war, Deutweg, das war wirklich schwierig, 

das ist wirklich schwierig gewesen dort zu wohnen. Es war so aus verschiedenen Kulturen, 

aus verschiedenen Ländern, jeder kocht separat für sich und mit verschiedenen Geschmä-

ckern und so weiter. Es ist ein grösseres Zimmer, es sieht so wie ein Saal aus. Und in diesem 

Saal war (…) es etwa sechs Zimmer, in jedem Zimmer waren etwa drei bis vier Personen, 

wenn wir alles zusammenzählen etwa 60 Personen in diesem Saal. Das war unser Schlafzim-

mer und Wohnzimmer und alles zusammen. Das WC und Badezimmer war wirklich schmut-

zig und ich bin zweimal dort krank geworden, bin drei oder vier Mal in den Unispital gegan-

gen wegen dem. (Interview 4, Einzelperson, WG privat vermietet) 

Die gegenwärtigen Wohnverhältnisse unter der vorläufigen Aufnahme werden folglich mit ver-

gangenen Wohnsituationen als Asylsuchende verglichen. Dabei erscheint die jetzige Situation als 

Verbesserung und Entlastung gegenüber erfahrenen Wohnverhältnissen in Asyl- und Durch-

gangszentren. Die Prekarität der jetzigen Wohnverhältnisse unter der vorläufigen Aufnahme wird 

somit verstärkt relativiert, normalisiert und akzeptiert.  

 

7.4.2 Fremdbestimmung als Belastung 

Wie bereits zu Beginn des Kapitels ausgeführt, wohnen sechs der neun befragten vorläufig aufge-

nommenen Personen in von der Gemeinde oder von der AOZ oder ORS betriebenen Unterkünften. 

Alle dieser sechs Interviewpersonen bekunden starke Belastungen durch die fremdbestimmte 

Wohnsituation. Diese vorläufig aufgenommenen Personen wurden der jeweiligen Wohnform und 

dem jeweiligen Wohnort zugewiesen, ohne Mitspracherecht. So klagen manche Interviewperso-

nen über das erzwungene Zusammenwohnen mit anderen Menschen, welche nicht ausgewählt 

werden können. Weiter sind gewisse vorläufig aufgenommene Personen gezwungen an Orten zu 

wohnen, welche fernab sind von wo sich das Leben der Person abspielt. Besonders bei Interview 

2 ist dies sehr ausgeprägt. Diese Interviewperson wohnt an der Peripherie des Kantons Zürich, 

das gesamte Arbeits- und Sozialleben spielt sich jedoch in der Stadt Zürich ab. Gekoppelt mit einer 

eingeschränkten Mobilität (vgl. Kap. 7.5) erschwert dies die Arbeitsmarktintegration und die ge-

sellschaftliche Teilhabe. Im Gegensatz dazu sind die vorläufig aufgenommenen Personen, die in 

einer privat vermieteten Wohnung wohnen, sehr froh darüber.  

Ich habe hier nichts. Die Leute, die hier wohnen, ich habe nicht so viel Kontakt. Weil es ist wie 

obligatorisch, dass wir zusammenwohnen, darum ist nicht so viel Kontakt, nicht so gut. (…) 

Nicht gut, nein. Weil ich kann nicht entscheiden, ich will mit diesen Leuten wohnen. Ich habe 

das nicht entschieden, die Gemeinde entscheidet das. Sie haben noch nie gefragt: Wie willst 

du wohnen? Sie nehmen was sie wollen, sie machen was sie wollen. Dann hat man auch Stress. 

(…) Nein, niemand wohnt in […] [Wohnort] [lacht]. Ja ich kenne schon eine Familie in […] 

[Wohnort] aber sie wohnen am anderen Ende des Dorfs, ich kann sie nicht oft treffen. (…) Mir 

gefällt es hier nicht, wenn man im Leben etwas nicht frei entscheiden kann, ist es nicht gut. 

(…) Man muss auch zuhause lernen, aber ich bin nicht ruhig in meiner Wohnung. Ich kann 

mich nicht konzentrieren leider, weil das ist normal, jede Person will etwas selber entschei-

den, wenn man nicht selber entscheiden kann, dann hat man keine Ruhe, man hat Stress. 

(Interview 2, Einzelperson, Zimmer ORS) 

Wenn ich ehrlich bin, bin ich nicht zufrieden. Man kann das aber nicht ändern, ich muss dort-

bleiben, bis die Gemeinde etwas anderes entscheidet. Wenn ich selbständig bin, kann ich sel-

ber entscheiden, ein eigenes Zimmer an einem anderen Ort. Momentan kann ich das aber 

nicht. (Interview 5, Einzelperson, Zimmer Gemeinde) 
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Ich bin sehr viel zuhause. Hier habe ich Freiheit, niemand stört mich, also bleibe ich zuhause 

die meiste Zeit. (Interview 6, Einzelperson, Zimmer privat vermietet) 

Ja es ist gut, ja. Ich habe Platz, Badezimmer, alleine. (Interview 7, Einzelperson, Wohnung 

privat vermietet) 

Die beiden Interviewpersonen aus Interview 8 und 9 sind besonders unzufrieden mit der eigenen 

Wohnsituation und der empfundenen Machtlosigkeit, an dieser etwas ändern zu können. Sie sind 

in einer grossen Asylunterkunft mit anderen Geflüchteten untergebracht. Neben Unzufriedenheit 

über die Ausgestaltung des Wohnraums (vgl. Kap. 7.4.1), äussern die Interviewpersonen Kritik an 

den geltenden Regeln in der Unterkunft und ständigen Kontrollen. Im Fall von Interview 9 musste 

die Interviewperson als Familie mit zwei Kindern aus einer Wohnung in einem regulären Wohn-

haus in die Asylunterkunft umziehen. Dies verursacht bei der befragten vorläufig aufgenommenen 

Person zusätzlichen Frust, da das Wohnen in einer Asylunterkunft mit einem gesellschaftlichen 

Abstieg verbunden wird und im Vergleich zur vergangenen Wohnsituation ein grosses Mass an 

Selbstbestimmungsrecht verloren ging.  

Interviewer: Und hier in der Asylunterkunft gefällt es dir? Interviewperson: Nein. Intervie-

wer: Wieso nicht? Interviewperson: Ja, weil hier gibt es viele Regeln, du darfst das und das 

nicht, du darfst nicht Besuch in der Nacht von der Familie oder so haben, es gibt sehr viele 

Regeln. Das gibt immer viel Stress. (Interview 8, Familie mit drei Personen, Asylunterkunft 

Gemeinde) 

Aber hier habe ich keine Lust, zwei, drei Monate nachdem man gekommen ist, im Asylheim 

zu sein, das ist ok, dann hatte ich eine Wohnung und jetzt wieder zurück ins Asylheim, das ist 

etwas schwierig. […] Manchmal kommt die Polizei für eine Kontrolle um fünf Uhr morgens. 

Bei einer Familie, das ist nicht gut! Wenn wir die Tür nicht aufmachen, machen die vom So-

zialamt die Türe auf und die Polizei kommt in unser Zuhause. Das ist auch für die Kinder 

schwierig. Als ich die zweieinhalb Jahre in der anderen Wohnung war, kam nie die Polizei. 

Wenn ich die Tür nicht aufgemacht habe, oder wenn ich gesagt habe, ich habe keine Zeit, 

dann war das kein Problem. Aber hier kommen sie einfach um vier oder fünf Uhr am Morgen 

in dein Zuhause. Das ist auch schwierig ja. Mit dem Sozialamt kommen sie einfach hier rein. 

Nur kontrollieren, schauen wer hier schläft, ob jemand anders noch hier schläft. Und das am 

Morgen um fünf oder sechs Uhr. Es ist mein Zuhause, wer hier ist sollte mein Problem sein, 

nicht der Polizei oder dem Sozialamt. In der anderen Wohnung konnten Leute bei mir manch-

mal länger bleiben, hier ist das nicht erlaubt, nach zwei, drei Stunden müssen sie gehen. Wenn 

Leute uns jetzt besuchen kommen wollen und zwei Stunden hierhin reisen müssen, dann geht 

das doch nicht. (…) Das sage ich ehrlich, ich bin im Asylheim, weiter nach unten geht es nicht, 

ich bin ganz unten. (Interview 9, Familie mit vier Personen) 

Die Unzufriedenheit über die jeweilige Wohnsituation der vorläufig aufgenommenen Personen, 

die in von Gemeinde, AOZ und ORS betriebenen Unterkünften wohnen, wird folglich durch die 

Fremdbestimmung von Wohnort und -form verstärkt. In Asylunterkünften hadern die Inter-

viewpersonen weiter mit zusätzlichen Eingriffen in die Privatsphäre und das Selbstbestimmungs-

recht durch wiederholte Präsenzkontrollen und einschränkende Hausregeln.  
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7.4.3 Erwünschte Wohnverhältnisse und verhinderte Wohnsitzverlegung 

Entsprechend der geäusserten Missstände der Wohnverhältnisse der vorläufig aufgenommenen 

Personen, präsentieren sich die Wünsche der Interviewpersonen bezüglich der eigenen Wohnsi-

tuation. Die befragten vorläufig aufgenommenen Personen wünschen sich folglich selbstbestimm-

tes Wohnen an einem selbst gewählten Ort in qualitativ besseren Wohnräumen. Es handelt sich 

teilweise um sehr bescheidene Ansprüche, nur wenige der Interviewpersonen wünschen oder er-

warten ähnliche Wohnverhältnisse, wie sie im Herkunftsland anzutreffen waren. Dies erhärtet die 

Erkenntnis aus Kapitel 7.4.1, wonach ein Teil der Interviewpersonen empfindet, dass ihnen als 

vorläufig aufgenommene Personen nicht mehr zustehe. So wünscht sich zum Beispiel die vorläufig 

aufgenommene Person aus Interview 1, welche sich in einer äusserst prekären Wohnsituation 

befindet (vgl. Kap. 7.4.1), lediglich eine Wohnung, welche näher an der nächsten Einkaufsmöglich-

keit liegt.  

Ich würde gerne beim Migros wohnen [lacht]. Weil ich habe immer Probleme mit dem Ein-

kaufen, weil es so weit ist bis zum Bahnhof, mit dem Kinderwagen und den Kindern, ist streng.  

Ja mehr im Zentrum. (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend, Wohnung 

ORS) 

Wenn sie jetzt sagen, wir geben dir eine Wohnung gratis in […] [aktueller Wohnort], ich 

würde sie nicht wollen, ich will nicht. Ich möchte in einer grossen Stadt wohnen, nicht in ei-

nem kleinen Dorf, in der Schweiz Zürich zum Beispiel. […] Ich finde das ist schön, wenn man 

mit anderen Leuten auch wohnt. Aber gute Leute. Zum Beispiel nicht streng, ist offen im Kopf, 

freundlich, das ist schön. Aber wenn ich mit einfach jemanden wohne, habe ich Stress, das ist 

nicht gut. Dann lieber alleine wohnen. Aber ich finde es schön, wenn man zusammen mit an-

deren wohnt. Weil wenn man ein Problem hat, können Andere vielleicht helfen. Oder eine 

Party machen. (Interview 2, Einzelperson, Zimmer ORS) 

Einfach ein normales Haus und mit weniger Leuten und sauber, ruhig, mit Freunden. (Inter-

view 5, Einzelperson, Zimmer Gemeinde) 

Ist egal, einfach nicht hier. Irgendein Dorf. Nicht in […] [aktueller Wohnort]. In einer Stadt 

am liebsten, Winterthur, wo ist egal, einfach nicht […] [aktueller Wohnort]. Ich war jetzt fünf 

Jahre hier. (Interview 8, Familie mit drei Personen, Asylunterkunft Gemeinde) 

Egal wo, aber nicht im Asylheim. Mit mehr Platz auch. Aber keine Chance. (Interview 9, Fa-

milie mit vier Personen, Asylunterkunft Gemeinde) 

Die im vorangehenden Zitat aus Interview 9 geäusserte Chancenlosigkeit entspringt einer er-

schwerten, bzw. untersagten eigenständigen Wohnungssuche und Wohnsitzverlegung. Von den 

Interviewpersonen, welche in von der Gemeinde oder von der AOZ oder ORS betriebenen Unter-

künften wohnen, möchten alle in eine privat vermietete Wohnung umziehen, ein Grossteil be-

schäftigt sich also mit der Thematik Wohnungssuche. Während einige der befragten vorläufig auf-

genommenen Personen angeben, dass ihnen die Übernahme einer privat vermieteten Wohnung 

untersagt ist, bekunden weitere Schwierigkeiten bei der Suche aufgrund des Status der vorläufi-

gen Aufnahme und dem Unwissen darüber vonseiten potenzieller Vermieter*innen und der Fi-

nanzierbarkeit. Mehrmals wird berichtet, dass seit der Umsetzung des geänderten Sozialhilfege-

setzes der Umzug in eine privat vermietete Wohnung nicht mehr erlaubt ist. 
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Seit einem Jahr, gab es eine Veränderung, nein wir dürfen auch in […] [Wohnort] nicht mehr 

suchen, vorher doch, aber alle sagen nein, F kennen nicht viele Leute, alle fragen, was ist das, 

was bedeutet das, nein wir dürfen nicht. (…) Keine Chance, wenn alle Leute sagen nein, wegen 

dem Ausländerausweis, viele Probleme habe ich mit dem, immer kommt: "Was ist dieser Aus-

weis, komischer Ausweis", immer höre ich das. (Interview 1, Familie mit drei Personen, al-

leinerziehend, Wohnung ORS) 

Interviewperson: Ich habe schon gesucht, weil mir das Sozialamt gesagt hast, wenn du in 

der Nähe vom Arbeitsplatz eine Wohnung findest, dann ist das möglich. Aber als ich eine ge-

funden habe haben sie mir gesagt, Nein das geht nicht. Interviewer: Weshalb? Interviewper-

son: Sie haben mir gesagt, weil es zu teuer sei und du hast den F Ausweis und die Informati-

onen musst du von deinem Betreuer holen, nicht immer direkt von uns. Sie hat mir gesagt, 

bitte ruf uns nicht mehr an. (Interview 2, Einzelperson, Zimmer ORS) 

Wenn mein Mann 100% arbeitet und das Geld genug ist, dann zahlt er die Miete selber, nicht 

die Sozialhilfe. Und jetzt hat er zwei oder drei Monate Probezeit, wenn alles okay ist, dann 

bekommt er die Bestätigung zum Wohnung suchen. (…) Vorher ging das, auch ohne Arbeit 

und die Gemeinde hat die Miete bezahlt, aber seit zwei Jahren darfst du das nicht mehr, es ist 

ein neues Gesetz, immer wieder neue Gesetze und dann darf man das und das nicht mehr, mit 

Status F geht jetzt nicht mehr ohne Arbeit eine Wohnung selber suchen. Aber in der Stadt 

Zürich darf man, hier in [aktueller Wohnort] darf man nicht. In allen Gemeinden ist es anders, 

das ist schwierig. (Interview 8, Familie mit drei Personen, Asylunterkunft Gemeinde) 

Interviewer: Und kannst du Wohnungen suchen, bist du auf der Suche? Interviewperson: 

Zurzeit nicht, weil ich nicht selbständig bin. Sonst würde ich natürlich eine suchen. (Inter-

view 5, Einzelperson, Zimmer Gemeinde) 

Vollständig oder teilweise von der Asylfürsorge abhängige vorläufig aufgenommene Personen 

verfügen über keine freie Wohnsitzwahl. Für einen Umzug in eine andere Gemeinde sind Einver-

ständnisse der beiden Gemeinden und des kantonalen Sozialamts nötig, für einen Kantonswechsel 

muss beim SEM ein Antrag gestellt werden (vgl. Kap. 3.1.2). Die grosse Mehrheit der befragten 

vorläufig aufgenommenen Personen sind asylfürsorgeabhängig, eine Verlegung des Wohnsitzes 

in eine andere Gemeinde innerhalb des Kanton Zürich kann demzufolge durch fehlende Einver-

ständnisse von Gemeinden und dem kantonalen Sozialamt verwehrt bleiben. Map-F (2020a: 11) 

weist weiter darauf hin, dass seit Inkrafttreten des geänderten Sozialhilfegesetzes Gemeinden im 

Kanton Zürich entscheiden können, ob asylfürsorgeabhängige vorläufig aufgenommene Personen 

überhaupt ein privates Mietverhältnis eingehen dürfen. Sowohl die AOZ (Interview AOZ) als auch 

map-F (2018) weisen darauf hin, dass in gewissen Zürcher Gemeinden nach dem geänderten So-

zialhilfegesetz Mietzinsrichtlinien gesenkt wurden. In gewissen Gemeinden wurden diese dabei 

so tief angesetzt, dass es kaum möglich ist, auf dem freien Wohnungsmarkt eine Wohnung zu fin-

den (map-F 2018: 7).  

Im Interview mit der AOZ in Wetzikon wurde die Sicht und Strategien der Behörden bei der Un-

terbringung von vorläufig aufgenommenen Personen dargelegt. Grundsätzlich ist die Gemeinde 

dafür zuständig den Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Wetzikon muss zurzeit nicht wie andere 

Gemeinden Wohnraum für Geflüchtete bauen, es stehen genügend Wohnungen zur Verfügung. 

Weiter wird betont, dass in Wetzikon die Mietzinsrichtlinie für die Asylfürsorge nicht gesenkt 

wurde und auf dem gleichen Niveau ist, wie die Mietzinsrichtlinie unter den Bestimmungen der 

Sozialhilfe. In anderen Gemeinden wurde dies jedoch vorgenommen, dabei seien jedoch keine vor-

läufig aufgenommenen Personen, welche bereits eine Wohnung nach den Mietzinsrichtlinien der 
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Sozialhilfe bewohnten, zu einem Umzug gezwungen worden. Es wird weiter bestätigt, dass in ge-

wissen Fällen der Umzug von fürsorgeabhängigen vorläufig aufgenommenen Personen in privat 

vermiete Wohnungen untersagt wird. Als Gründe hierfür werden Finanzierbarkeit und eine mög-

lichst effiziente Belegung von vorhandenen Wohnräumen aufgeführt. Mit Hilfe eines fiktiven Bei-

spiels wird die Strategie der AOZ und Gemeinden bei der Unterbringung von vorläufig aufgenom-

menen Personen nähergebracht: 

Dann muss man es so anschauen [zeichnet Skizze], eine Stadt oder eine Gemeinde stellt vier 

Wohnräume zur Verfügung, diese füllen sie mit jeweils 20 Personen, also 80 Personen. Wenn 

jetzt hier drin von diesen 20 Personen, fünf oder zehn sind eine Familie, so kann diese Familie, 

solange sie in der Sozialhilfe sind nicht einfach sagen, ich suche mir jetzt einen Wohnraum. 

So würde es nämlich einen Leerstand geben, wo man wieder füllen müsste, wenn das geht, 

aber es ist natürlich keine Gemeinde gewillt, zwei Wohnräume zur Verfügung zu stellen. Das 

ist so ein bisschen das Dilemma. Wir wissen nun aber wir müssen ein Kontingent3 erfüllen 

und zwar 100 Personen müssen wir haben. Wenn nun das Kontingent noch nicht erfüllt ist 

und sowieso noch neuer Wohnraum aufgetrieben werden muss, dann können sie einen Wohn-

raum suchen und da einziehen, damit wieder Leerraum vorhanden ist, der wieder gefüllt 

werden kann. Auf der einen Seite sind wir froh, wenn die Leute einen eigenen Wohnraum 

finden, dann können wir den Wohnraum, den wir bereits haben, können wir wieder, oder weil 

das Kontingent vom Kanton immer erfüllt sein muss, dann kann man dann schauen, bei Fa-

milien wo wir wissen, die haben es etwas eng, vielleicht ist da ein neuer Nachwuchs entstan-

den, wo man dann sagt, wenn sie möchten können sie gerne selber etwas suchen, wir haben 

diese Mietzinsrichtlinie, die ihnen zur Verfügung steht. Und dann machen die Leute das und 

dann haben wir vielleicht wieder freien Wohnraum, wo wir dann wieder mit neuen Leuten 

besetzen können. So läuft das plus minus. Aber es ist natürlich schon so, dass wenn wir einen 

Wohnraum angemietet haben und denn haben wir nur mit 60 Leuten besetzt, dass wir dann 

weiteren 20 Personen nicht sagen, sie sollen sich Wohnraum selber suchen, sondern wir füllen 

zuerst den, den wir haben. Das ist die Bedingung. (Interview AOZ) 

Das Empfinden der vorläufig aufgenommenen Personen der Machtlosigkeit gegenüber einer 

fremdbestimmten Wohnsituation wird durch die Erläuterungen der AOZ unterstrichen. Im Zent-

rum der Überlegungen zur Unterbringung der vorläufig aufgenommenen Personen stehen die ef-

fiziente Belegung der Wohnräume und Kosteneinsparungen, die Bedürfnisse der vorläufig aufge-

nommenen Personen erscheinen zweitrangig. Die Wohnsitzverlegung und der Umzug in eine pri-

vat vermietete Wohnung, welche für einen Grossteil der vorläufig aufgenommenen Personen eine 

erhebliche Besserung der Wohnsituation und eine Förderung der sozialen Integration bedeuten 

würde, wird aus Bedenken über mangelnde Auslastung der Wohnräume und anfallende Kosten 

verwehrt. 

Das geänderte Sozialhilfegesetz verfestigt somit die prekären Wohnverhältnisse der vorläufig auf-

genommenen Personen, indem die Wohnsitzverlegung in private Mietverhältnisse erschwert, 

bzw. untersagt wird.  

 

 
3 Mit Kontingent ist die Asyl-Aufnahmequote, die von den Gemeinden erfüllt werden muss, gemeint. Folglich 
müssen die Zürcher Gemeinden 0.5% der eigenen Wohnbevölkerung an Personen aus dem Asylbereich auf-
nehmen (Kommunikationsabteilung des Regierungsrates Kanton Zürich 2019) 
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7.5 Mobilität und soziale Integration 

Die Berichte der befragten vorläufig aufgenommenen Personen zeugen von einer Einschränkung 

der Mobilität, welche im Zuge der Änderung des Sozialhilfegesetzes zusätzlich verstärkt wurde. 

Die Mobilität der vorläufig aufgenommenen Personen erscheint stark abhängig von der finanziel-

len Lage und dem Erfolg im Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Mehrere vorläufig aufgenommene 

Personen berichten, dass ein Ticket für den öffentlichen Verkehr nur finanziert wird, wenn es für 

die Ausübung einer Erwerbstätigkeit, einer Ausbildungsstelle oder eines Sprachkurses benötigt 

wird. Befindet sich eine vorläufig aufgenommene Person in einer Phase ohne einer dieser drei 

Tätigkeiten, wird kein Ticket für den öffentlichen Verkehr vergütet. Durch die finanziell prekäre 

Lage, in welcher sich viele der vorläufig aufgenommenen Personen befinden (vgl. Kap. 7.1), lässt 

sich in solchen Zeiten oftmals kein Ticket für den öffentlichen Verkehr finanzieren. Besonders ein-

schneidend sind diese Einschränkungen für vorläufig aufgenommene Personen, welche fremdbe-

stimmt an einem Wohnort wohnen, welcher nicht dem Lebenszentrum der Person entspricht und 

über wenige Möglichkeiten und Angebote zur sozialen Integration verfügt. Mehrere Interviewper-

sonen geben weiter an, dass unter den Bestimmungen der Sozialhilfe, also vor der Änderung des 

Sozialhilfegesetzes, Tickets für den öffentlichen Verkehr unabhängig von Erwerbstätigkeit, Aus-

bildung und Sprachkurs bezahlt wurden oder zumindest durch den höheren GBL eigenhändig fi-

nanzierbar waren.  

Vorher war besser, jetzt hatte ich zwei Monate kein Ticket, nur in […], ich kaufe wegen dem 

Kinder abholen, aber in Zürich in der Stadt war ich gar nicht in zwei Monaten. (…) Vielleicht 

eine Woche lang hatte ich wenig, aber ein Billet konnte ich immer kaufen, vorher. (Interview 

1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend) 

Interviewperson: Ja das Sozialamt zahlt, aber nicht das ganze Ticket, 70 oder 80% bezahlen 

sie, den Rest muss ich zahlen. Interviewer: Und das geht immer? Interviewperson: Nein, 

wenn ich keine Schule habe geht es nicht. Interviewer: Ah dann geben sie dir nichts ans Ti-

cket? Interviewperson: Nein. Interviewer: Und wie kommst du dann nach Zürich? Inter-

viewperson: Nein ich muss dann etwas finden wie, letztes Jahr hatte ich auch keine Schule 

aber Amnesty in der Schweiz hat uns geholfen, sie hat wegen dem Ticket geholfen. (Interview 

2, Einzelperson) 

Wenn ich arbeite, zahlt mir das Sozialamt das Ticket. Jetzt haben wir kein Ticket. (Interview 

3, Familie mit vier Personen) 

Meinem Mann zahlen sie das Ticket nicht zur Arbeit, weil die Arbeit in […] ist, aber es ist 20 

Minuten zu Fuss und wenn er in der Pause hierhin kommt, dann hat er noch zehn Minuten 

Pause. (Interview 8, Familie mit drei Personen) 

Die Genehmigung von Auslandsreisen lediglich in Ausnahmefällen, ist ein weiterer Bereich, wel-

cher die vorläufig aufgenommenen Personen stark beschäftigt. Die Interviewpersonen wünschen 

sich demnach Familienmitglieder zu besuchen, die Welt zu bereisen oder mit Freunden in die Fe-

rien zu verreisen. Diese Einschränkung ist für die befragten vorläufig aufgenommenen Personen 

oftmals nicht nachvollziehbar und wird als starke Einschränkung der Grundrechte empfunden. 

Jetzt zehn Jahre habe ich meinen Vater nicht gesehen. […] Mein einziger Wunsch ist meinen 

kranken Vater noch einmal zu sehen. (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerzie-

hend) 
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Reisen geht auch nicht, Reisen ist mein Traum. Wieso gibt es dieses Gesetz, dass uns reisen 

verboten ist? Die Schweiz ist das Land der Menschenrechte, also weshalb gibt es dieses Ge-

setz? Vögel können über Grenzen fliegen, aber wir sind Menschen und anscheinend weniger 

wert als Vögel. Wieso gibt es dieses Gesetz, das mir das Reisen verbietet? Das Bereisen der 

Welt ist mein Traum, den Eiffel Turm zu sehen, nach Holland zu fahren, mein einziger Traum 

seit 13 Jahren. (Interview 6, Einzelperson) 

Ich habe viele Kollegen hier und sie fragen mich dann manchmal, ob wir zusammen in die 

Ferien gehen, dann muss ich sagen, sorry geht nicht. Ich würde gerne mal nach Spanien, 

Barcelona oder so, aber ich darf nicht. (Interview 7, Einzelperson) 

Die Mehrheit der befragten vorläufig aufgenommenen Personen gaben an, über viele soziale Kon-

takte zu verfügen. Besonders über Freiwilligenarbeit und Freizeitangebote für Geflüchtete gelang 

es den Interviewpersonen soziale Kontakte zu knüpfen. Wiederholt wird jedoch darauf hingewie-

sen, dass diese Kontakte und Freizeitangebote nicht am Wohnort bestehen. 

Ja ich habe mit so vielen Leuten Kontakt, mit der katholischen Kirche, ich habe zwei Jahre da 

freiwillig gearbeitet. Ich habe sehr viel Kontakt mit den Leuten aus der Gemeinde. […] meine 

Nachbarn sind Schweizer mit denen habe ich es auch sehr gut. (Interview 3, Familie mit vier 

Personen) 

Ich habe sehr viele Kollegen aus verschiedenen Ländern, aber die meisten wohnen in Win-

terthur. Wir sehen uns fast jede Woche. Es gibt einen Jugendtreff, dort hat es einen Billard-

tisch, Pingpongtisch, da treffen wir uns jede Woche, in Winterthur ist das. (Interview 4, Ein-

zelperson) 

Überall, aus dem ganzen Kanton Zürich. Verschiedene nationale und internationale Leute. In 

[aktueller Wohnort] habe ich schon auch Kontakte, früher habe ich noch beim FC […] Fussball 

gespielt, jetzt ist aber immer mittwochs Training, mittwochs habe ich aber schon einen 

Abendkurs, deswegen kann ich nicht ins Fussball gehen. (Interview 5, Einzelperson) 

Mit allen, gemischt. Schweizern auch. (Interview 6, Einzelperson) 

Von den befragten vorläufig aufgenommenen Personen gab die Mehrheit an, sich grösstenteils zu 

Hause aufzuhalten. Die erschwerte Mobilität und prekäre finanzielle Lage beschränken die Mög-

lichkeiten zur Freizeitgestaltung ausser Haus und damit Möglichkeiten zur Knüpfung von sozialen 

Kontakten drastisch. Besonders die befragten Familien beklagen sich darüber, dass Ausflüge 

schlicht nicht finanzierbar sind. Die jungen, alleinstehenden vorläufig aufgenommenen Personen 

bekundeten aufgrund fehlender finanzieller Mittel Mühe damit, ihre Freizeit wie andere Jugendli-

che zu gestalten. In dieser Personengruppe gaben jedoch auch einige Interviewpersonen an, sel-

ten zuhause zu sein und stattdessen von kostengünstigen und kostenlosen Freizeitangeboten und 

-aktivitäten zu profitieren. 
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Letztes Jahr, im Juli oder Juni ist es schlechter geworden. Und ja, ich muss immer denken, was 

koche ich, was mache ich, wenn die Ferien kommen, zwei Wochen Ferien, alle Mütter in die-

sem Haus kaputt [lacht], weil wir immer überlegen müssen, was machen wir, wo gehen wir 

hin, überall ist es teuer, wir können nicht ins Restaurant gehen, wir können nicht ins Tram-

polino gehen, für alles muss man 100, 150 Franken bezahlen, wegen dem Essen, wegen, ja 

geht nicht. Jetzt zwei Wochen wir waren immer zu Hause, etwas draussen, oder zu Hause 

wieder. Vielleicht mal mit der Fähre nach Horgen, ein Park ist dort und wieder zurück, geht 

nicht, nein. Manchmal ich gehe ins Migros Restaurant, nur ein Kinder-Menu für meine Kinder 

kaufe ich, ohne Kaffee, ohne anderes, weil mehr geht nicht. Jeden Monat, nach zwei Wochen 

ist das Geld fertig [seufzt]. (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend) 

Immer wenn ich nach draussen gehe muss ich etwas bezahlen, ich kaufe irgendetwas für 

meine Kinder und dann muss ich wieder ein bis zwei Wochen zuhause bleiben, für meine Kin-

der, wenn ich nach draussen gehe zwei Tage dann habe ich wieder kein Geld mehr, was kann 

ich machen? (Interview 3, Familie mit vier Personen) 

Ja ins Kino gehen würde ich manchmal gerne, aber es ist etwas zu teuer für uns Flüchtling. 

Und sonst war ich noch nie in einer Situation, wo ich etwas machen will aber das Geld reicht 

nicht. Ich mache Anfang Monats jeweils einen Plan, wo ich schaue wieviel Geld ich habe, was 

ich noch kaufen muss, ob ich mal in eine Shishabar oder so gehen kann. (Interview 4, Einzel-

person) 

Interviewer: Bist du viel zuhause? Interviewperson: Es kommt darauf an. Am Anfang schon, 

ja. Ich hatte keinen Deutschkurs gehabt, ich hatte keine Schule gehabt, ich musste immer 

zuhause bleiben. Momentan aber nein, weil manchmal arbeite ich bei der JASS Organisation 

Zürich4. Seit 2017 bin ich bei der JASS Organisation und momentan arbeite ich auch als Mit-

arbeiter und unser Ziel ist, dass wir Leute aus verschiedenen Ländern, aus verschiedenen Kul-

turen in Kontakt bringen. Wir machen für sie Veranstaltungen, ich gebe auch verschiedenen 

Kurse dafür. Zwei- oder dreimal im Monat kochen wir zusammen, alles wird von der Stadt 

bezahlt, wir werden unterstützt. (Interview 5, Einzelperson) 

Freizeit? Zuhause, ich bleibe viel zuhause. Manchmal gehe ich zu Kollegen, manchmal kom-

men Kollegen zu mir. Von der Arbeit habe ich viele Kollegen gemacht, aus Zürich. (…) Es ist 

schon wenig, mit Zigaretten, aber zum Beispiel etwas Party machen ist zu teuer, Party zu-

hause [lacht]. Ich gehe schon mit Kollegen manchmal nach draussen am Abend, ein bisschen 

was trinken. Aber jede Woche so wie andere das machen, geht nicht. Andere die hier geboren 

sind können, ich nicht. (Interview 7, Einzelperson) 

Es ist schwierig, wir können nicht in die Ferien gehen, keine Ausflüge machen, wir wollten 

letzte Woche nach Frauenfeld gehen ins Connyland, wir wollen mit den Kindern gehen, dass 

sie spielen können, das Ticket dorthin alleine ist 35 Franken, wenn ich mit den Kindern dort-

hin gehen wollte, ist das viel zu teuer. (…) Ich möchte einfach genug Geld haben, um zum 

Beispiel einmal, nur einmal im Jahr in die Ferien zu gehen, nicht viel. Wenn du in Ferien gehen 

willst, hast du dann einfach einen Monat lang Hunger, mehr geht nicht. Wenn ich zum Bei-

spiel ins Connyland gehen möchte, braucht das fast 200 Franken für meinen Mann, meine 

Tochter und mich, mit dort etwas essen. (Interview 8, Familie mit drei Personen) 

 
4 Der Verein JASS spricht sich für eine Gesellschaft ohne «Diskriminierung, Vorurteile und Rassimus» (JASS 
o.J.) aus und führt eine Reihe von Veranstaltungen durch. 
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Die Wohnsituation und insbesondere die eingeschränkte Wahl des Wohnorts und Wohnform ste-

hen scheinbar in einer Wechselwirkung mit der Mobilität und Möglichkeiten zur sozialen Integra-

tion der vorläufig aufgenommenen Personen. Durch unzureichende finanzielle Mittel ist die Mo-

bilität eingeschränkt, Tickets für den öffentlichen Verkehr sind nicht jederzeit finanzierbar. Bei 

vorläufig aufgenommenen Personen, die fremdbestimmt in einer Gemeinde mit peripherer Lage 

im Kanton Zürich untergebracht sind, kann dies zu einem erschwerten Zugang zu Möglichkeiten 

sozialer Integration führen. Diese sind ohnehin schon durch die finanziell prekäre Lage sehr be-

grenzt. Besonders Familien klagen über geringe Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung ausser 

Haus. 

Durch das geänderte Sozialhilfegesetz wurden diese Effekte zusätzlich verstärkt. Einerseits be-

deuten die Unterstützungsansätze der Asylfürsorge für die Betroffenen eine Verschärfung der fi-

nanziellen Lage, andererseits zeugen Berichte der Interviewpersonen von Streichungen der Aus-

lagen für Tickets für den öffentlichen Verkehr im Zuge der Umsetzung des geänderten Sozialhilfe-

gesetzes. 

 

7.6 Gesundheit 

Die Mehrheit der befragten vorläufig aufgenommenen Personen betrachtet ihren Gesundheitszu-

stand als gut. Nur wenige Interviewpersonen äussern medizinische Beschwerden. In einem Fall 

zeigen sich Anzeichen einer Traumatisierung durch die Inhaftierung und Trennung von der Toch-

ter für drei Monate in einem Schweizer Flughafengefängnis. In einem weiteren Fall leidet die In-

terviewperson unter Rückenschmerzen aufgrund einer alten Matratze, wobei das Geld für eine 

neue Matratze nicht ausreicht.  

Und nachher kam ich hierhin und es ist sehr schwierig, immer viel Stress, bis jetzt habe ich 

viele schlechte Träume und Probleme, weil ich an vorher denke. Ja und im Flughafengefäng-

nis viiiiel Stress, grosser Stress, als ich da war. Ich bin kaputt, ich bin zu müde. […] Im Flug-

hafengefängnis habe ich meine Tochter nur zweimal gesehen, ich habe so viel geweint, meine 

Tochter hat auch immer geweint und immer das Bett genässt, von all dem Stress. Und da war 

nur ein kleines Fenster und dadurch habe ich meine Tochter gesehen und sie hat mich auch 

gesehen. Und sie hat so viel geweint, "Mamma bitte geh nicht wieder weg". […] Ich habe Trau-

mas und Angst, aus dem Gefängnis, hier habe ich immer wieder Angst, wenn ich zum Beispiel 

die Türe unten aufgehen höre. (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend) 

Zu meiner Gesundheit: Im Altersheim musste ich jeweils fünf bis sechs Stunden bügeln, so 

habe ich Rückenprobleme bekommen. Auch wegen der Matratze habe ich Rückenprobleme, 

aber die kann ich nicht wechseln, das Geld reicht nicht. Als ich eingezogen bin, habe ich etwas 

Geld bekommen für die Einrichtung, aber seither nicht mehr. Mit der Sozialhilfe kann ich es 

mir nicht leisten neue Möbel oder so zu kaufen. (Interview 6, Einzelperson) 

Weiter weisen Erzählungen der vorläufig aufgenommenen Personen wiederholt Anzeichen psy-

chischer Belastungen auf. Besonders Stress und häufige Müdigkeit werden von den Interviewper-

sonen vielfach genannt. Dabei werden diese Symptome mit der eigenen Lebenssituation und Er-

fahrungen seit der Ankunft in der Schweiz in Verbindung gebracht. Die finanzielle Prekarität, aus-

bleibende Erfolge auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt, die Wohnverhältnisse und rechtliche 

Einschränkungen scheinen bei einem Teil der Interviewpersonen zu erhöhter psychischer Belas-

tung zu führen.  
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Aber ja, läuft bis jetzt, weil ich bin jetzt etwas krank geworden, weil viiiel Stress, vieel Stress, 

Depressionen auch. (…) Aber mit all dem Stress, ich hatte ein schwieriges Leben bis jetzt, ich 

weiss nicht, bis wann ich lebe. (…) Und gaaanz müde, ganz, ganz müde, vielleicht jeden Tag 

zweimal bin ich gaaanz schwach, ich kann nicht jeden Tag den ganzen Tag arbeiten, putzen 

geht gar nicht, ich habe viele Schmerzen, Rückenschmerzen. Ja, immer muss was machen.  

(Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend) 

Weil ich kann nicht entscheiden, ich will mit diesen Leuten wohnen. Ich habe das nicht ent-

schieden, die Gemeinde entscheidet das. Sie haben noch nie gefragt: Wie willst du wohnen? 

Sie nehmen was sie wollen, sie machen was sie wollen. Dann hat man auch Stress. (…) Ich 

finde das ist schlecht, weil wir geboren sind für ein Leben in Frieden, dass man Ruhe hat im 

Leben, nicht immer im Stress. (…) Ich möchte zum Schluss sagen, in der Schweiz bin ich müde, 

ich denke das ist, weil wir haben, in der Schweiz sind die Menschenrechte nicht so stark. Weil 

wenn wir ein Problem haben, gibt uns niemand Hilfe. (Interview 2, Einzelperson) 

Ich will nicht zuhause bleiben, ich habe Stress, sehr viel Stress, wegen meinen Papieren, muss 

ich den Status wechseln. (…) Jeden Monat zahle ich 50, 60 Franken für Kleider waschen, für 

eine Familie ist das sehr viel. Ich habe der Gemeinde gesagt, sie müssen das bezahlen, aber 

für Waschmaschine, für Handyabo, für Essen, für Pampers, so viel, so viel Stress habe ich we-

gen all dem. (…) Ja nur wegen Geld habe ich Stress, weil es wenig Geld ist und auch wenn ich 

zuhause bleibe auch, habe ich Stress, viel. Ich möchte arbeiten. In meinem Heimatsland, Su-

dan, hatte ich auch vier Jahre gearbeitet in einem Restaurant, darum habe ich Stress, wenn 

ich zuhause bleibe. Ich habe das Gefühl ich muss immer suchen, immer Arbeit suchen. (Inter-

view 3, Familie mit vier Personen) 

Direkte Auswirkungen der Änderung des Sozialhilfegesetzes sind im Bereich Gesundheit nicht 

wahrnehmbar. Bei der Gesundheitsversorgung wurden keine Veränderungen vorgenommen, die 

anfallenden Kosten werden weiterhin von den Gemeinden getragen. Die im Zuge des geänderten 

Sozialhilfegesetzes vorgenommene Reduktion des GBL jedoch, der die Prekarität der finanziellen 

Lage der vorläufig aufgenommenen Personen intensiviert, scheint zu einer erhöhten Belastung 

der Betroffenen zu führen. In einem Fall sind reduzierte finanzielle Mittel auch direkt mit physi-

schen Beschwerden verbunden, wo nicht genügend Geld zur Verfügung steht, um eine neue Mat-

ratze anzuschaffen, welche allenfalls die Rückenbeschwerden verringern würde. 

 

7.7 Wahrnehmung der vorläufigen Aufnahme und Zukunftsaussichten 

der Betroffenen 

Die eigene soziale Position in der Gesellschaft wird von den Interviewpersonen als sehr niedrig 

wahrgenommen. Die Prekarität der Lebensumstände und die rechtlichen Einschränkungen, wel-

che mit der vorläufigen Aufnahme einhergehen, werden als rechtliche Ungleichbehandlung auf-

gefasst, dabei werden Erwartungen an die Schweiz als «Land der Menschenrechte» (Interview 6) 

enttäuscht.  

[Die vorläufige Aufnahme] ist wie mit dem N, schlimmer sogar, meine Nachbarin hat das N 

und mehr Geld als ich. (Interview 1, Familie mit drei Personen, alleinerziehend) 

Warum dieses F für mich. Ein Hund in der Schweiz er hat einen Pass, ich bin ein Mensch, 

warum hab ich keinen Pass? (Interview 7, Einzelperson) 
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Mit B Bewilligung kann man alles machen in der Schweiz, wieso mit F nicht auch? F sind auch 

Menschen, alle gleich, ich habe gehört es sind hier alle gleich, aber hier in der Schweiz sind 

nicht alle gleich, mit F bist du nicht gleich. Wenn ich eine SIM-Karte brauche oder ein Auto 

kaufen oder ich habe Familie im Ausland, die ich sehen möchte, mit F geht das alles nicht. Mit 

B geht das, man kann entscheiden, wo man wohnt, man findet Arbeit, man kann ein Auto 

oder eine SIM-Karte kaufen, man kriegt mehr Geld, auch wenn man nicht arbeitet, wieso mit 

F nicht? Mit F darf man gar nichts machen. (…) F sind auch Menschen, alle gleich, ich habe 

gehört es sind hier alle gleich, aber hier in der Schweiz sind nicht alle gleich, mit F bist du 

nicht gleich. (…) Und F Ausweis ist für alle gleich, welche Leute, aus welchem Land ist egal, F 

ist für alle schwierig. Aber Menschen sind Menschen, wir sind alle gleich, aber hier in der 

Schweiz nicht. Mit F hast du keine Chance. (Interview 9, Familie mit vier Personen) 

Vögel können über Grenzen fliegen, aber wir sind Menschen und anscheinend weniger wert 

als Vögel. (…) Die Schweiz ist das Paradies, aber mit F nicht wirklich. Aber mir gefällts unter 

Berühmtheiten, Millionären hier in der Schweiz zu sein.  (Interview 6, Einzelperson) 

Sämtliche Interviewpersonen sind mit dem Aufenthaltsstatus der vorläufigen Aufnahme unzufrie-

den und streben eine Härtefallbewilligung und den Erhalt einer Aufenthaltsbewilligung an. Durch 

ein geregeltes Aufenthaltsverhältnis versprechen sich die vorläufig aufgenommenen Personen 

Verbesserungen der Lebensumstände in allen Bereichen. Als Ziel für die Zukunft wird folglich oft-

mals die Erlangung einer Aufenthaltsbewilligung B genannt. 

Ich möchte auch B-Bewilligung, dann habe ich genug Geld, ich habe ein schönes Leben. (In-

terview 3, Familie mit vier Personen) 

Niemand ist zufrieden mit dem F, alle wollen das B, geht aber halt nicht. (Interview 5, Ein-

zelperson) 

Ja, wenn du das B hast, dann hast du Aufenthaltsbewilligung, dann hast du keine Probleme, 

kannst in die Ferien, zur Familie. (Interview 7, Einzelperson) 

Durch die Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig aufgenommene Personen wurde die 

Divergenz zwischen dem Status der vorläufigen Aufnahme und Aufenthaltsbewilligungen ausge-

weitet. Die Dimension des unsicheren Aufenthalts in der vorläufigen Aufnahme als Unterschied 

wird nach der Änderung des Sozialhilfegesetzes im Kanton Zürich ergänzt durch eine Prekarisie-

rung der finanziellen Lage und der Lebensumstände der vorläufig aufgenommenen Personen. 
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8.Diskussion 

Die oben präsentierten Ergebnisse der vorliegenden Arbeit werden nun in diesem Kapitel im Hin-

blick auf den konzeptionellen Rahmen und bisherige empirische Erkenntnisse diskutiert. In einem 

ersten Schritt werden die Lebenslagen und die Auswirkungen des geänderten Sozialhilfegesetzes 

der vorläufig aufgenommenen Personen in Bezug auf den Prekaritätsbegriff analysiert. Im An-

schluss wird der Forschungsgegenstand unter dem Blickwinkel der Gouvernementalität disku-

tiert. 

 

8.1 Vorläufig aufgenommene Personen in der Prekarität 

Prekarität konstituiert sich nach Kraemer (2008) durch Erwerbsstelle, Erwerbslage, Lebenslage 

und gefühlte Prekarisierung. Im Folgenden wird auf diese vier Dimensionen eingegangen, um die 

Prekarität der vorläufig aufgenommenen Personen und die Auswirkungen des geänderten Sozial-

hilfegesetzes im Kanton Zürich zu diskutieren. 

 

8.1.1 Erwerbsstelle 

Die Datenlage der vorliegenden Arbeit bezüglich gegenwärtigen Erwerbsstellen der vorläufig auf-

genommenen Personen ist dünn. Lediglich eine Interviewperson ist in einem regulären Beschäf-

tigungsverhältnis, wobei das Einkommen dazu dient den Lohn einer Integrationsvorlehre aufzu-

bessern. Eine weitere Interviewperson geht einer Erwerbstätigkeit nach, bei welcher die einzigen 

Einnahmen das Trinkgeld der Kund*innen sind, also ohne jegliche Einkommens- und Beschäfti-

gungssicherheit. Einer befragten vorläufig aufgenommenen Person wurde im Zuge der COVID-19-

Pandemie gekündigt. Dementsprechend sind gemäss Dörre (2005: 254) in Krisenzeiten die Pre-

karisierten die Ersten, welchen Entlassungen drohen. Auch weitere zurückliegende Erwerbstätig-

keiten von Interviewpersonen deuten auf prekäre Beschäftigungsverhältnisse hin, ohne existenz-

sicherndes Einkommen und berufliche und soziale Sicherheiten. Die vorläufig aufgenommenen 

Personen klagen weiter über Berufsaussichten, welche sich auf Branchen mit hohem Prekarisie-

rungsrisiko (Ecoplan 2017: 4), wie das Gastgewerbe oder der Unterhalt von Gebäuden beschrän-

ken. So weisen zahlreiche der Interviewpersonen, darauf hin, dass auch bei bestehender Erwerbs-

tätigkeit im Gastgewerbe oder der Reinigung eine Existenzsicherung nicht garantiert ist und eine 

Teilabhängigkeit von Asylfürsorgeleistungen bestehen bleibt. Diese Erkenntnisse decken sich mit 

bisherigen empirischen Befunden zur Arbeitsmarktintegration von vorläufig aufgenommenen 

Personen in der Schweiz. Vorläufig aufgenommene Personen und Flüchtlinge erwirtschaften sig-

nifikant tiefere Löhne als Schweizer*innen (Morlok & Liechti 2014) und sind vermehrt in prekä-

ren Beschäftigungsverhältnissen angestellt (Gutmann et al. 2007; Lindenmeyer et al. 2008; Mor-

lok & Liechti 2014; Spadarotto et al. 2014). Geringe Berufsaussichten und Konzentration von Ge-

flüchteten in prekären Beschäftigungsverhältnisse wurden in zahlreichen Staaten des Globalen 

Nordens festgestellt (Bloch 2010; Capps et al. 2003; OECD & EU 2019: 218; UNHCR 2013: 122).  

Die finanzielle Prekarität, welcher die vorläufig aufgenommenen Personen ausgesetzt sind, er-

höht den Druck prekäre Beschäftigungsverhältnisse anzunehmen. Dieser Umstand wird für vor-

läufig aufgenommene Personen in der Schweiz sowie Geflüchtete in Europa durch zahlreiche Stu-

dien belegt (Kamm et al. 2003; Stutz et al. 2016; UNHCR 2013; UNHCR 2014). Unter den gekürzten 

Unterstützungsleistungen der Asylfürsorge hat die finanzielle Prekarität der vorläufig aufgenom-

menen Personen stark zugenommen. Ein Grossteil der Interviewpersonen, insbesondere 
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Familien, bekundet Mühe mit der Finanzierung grundlegender Bedürfnisse. Dadurch kann davon 

ausgegangen werden, dass der Druck, prekäre Beschäftigungsverhältnissen einzugehen, weiter 

gestiegen ist. Die vorläufig aufgenommenen Personen erhoffen sich einerseits durch Einnahmen 

einer Erwerbstätigkeit finanzielle Entlastung, andererseits wird auf die Erlangung eines geregel-

ten Aufenthaltsverhältnis hingearbeitet. Mit Erhalt einer Aufenthaltsbewilligung wird eine starke 

Verbesserung der eigenen Position auf dem Arbeitsmarkt und dadurch eine gesicherte finanzielle 

Lage erwartet. Auch bei bestehender Fürsorgeabhängigkeit würde eine Aufenthaltserlaubnis zu 

einer verbesserten finanziellen Situation führen, da in diesem Fall Unterstützungsansätze gemäss 

der Sozialhilfe und nicht mehr nach den reduzierten Ansätzen der Asylfürsorge ausgezahlt wer-

den. Infolgedessen ist ein Grossteil der befragten vorläufig aufgenommenen Personen sehr moti-

viert eine Erwerbsstelle zu finden und fühlt sich dadurch oftmals gestresst. Dies entspricht dem 

«Schwebezustand», in welchem sich gemäss Candeias (2008: 129) die Prekarisierten permanent 

befinden. Den Anschluss an Normalarbeitsverhältnisse und gesicherte Lebensverhältnisse stets 

vor Augen, werden alle vorhandenen Energien mobilisiert, wodurch den Betroffenen kein «Ruhe-

kissen» (Dörre 2005: 254) bleibt. Die Hoffnungen auf eine Erwerbstätigkeit ausserhalb der pre-

kären Arbeit durch den Erhalt einer Aufenthaltserlaubnis sind jedoch nur bedingt begründet. Em-

pirische Erkenntnisse zur Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten in der Schweiz zeigen, dass 

Geflüchtete, welche eine Aufenthaltserlaubnis aufweisen, im Vergleich zu vorläufig aufgenomme-

nen Personen bezüglich Einkommen und Prekarität der Beschäftigungsverhältnisse nur geringfü-

gig besser dastehen (Morlok & Liechti 2014).  

 

8.1.2 Erwerbslage 

Zur Analyse der Erwerbslage soll gemäss Kraemer (2008) besonders der Erwerbsverlauf einer 

Person betrachtet werden. Dabei werden bisherige Erwerbsstellen und die Berufsbiografie ins 

Auge gefasst und beurteilt, ob prekäre Beschäftigungsverhältnisse, Arbeitslosigkeit und Fürsor-

geabhängigkeit «kurze, nicht-wiederkehrende» (Kraemer 2008: 140) Episoden darstellen und 

«eine Passage in stabile Erwerbslage» (Kraemer 2008: 140) repräsentieren oder als Sequenzen 

im Erwerbsverlauf überwiegen. Die Erwerbsverläufe der meisten befragten vorläufig aufgenom-

menen Personen sind in diesem Sinne instabil und konstituieren damit prekäre Erwerbslagen. Die 

Erwerbsverläufe der Interviewpersonen sind teilweise gekennzeichnet durch abwechselnde Pha-

sen von Arbeitslosigkeit und Asylfürsorgeabhängigkeit und der Beschäftigung in der prekären Ar-

beit. Dabei überwiegen Sequenzen der Arbeitslosigkeit und prekären Beschäftigungsverhältnis-

sen deutlich, besonders betroffen davon erscheinen Familien, wo oftmals nur ein Elternteil einer 

Erwerbstätigkeit nachgeht. Diese Erkenntnisse decken sich mit bisherigen empirischen Untersu-

chungen, welche bei Flüchtlingen, vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen und vorläufig aufge-

nommenen Personen in der Schweiz eine hohe Anzahl Wechsel zwischen Erwerbstätigkeit und 

Arbeitslosigkeit feststellen (Benelli et al. 2014: 3; Kalbermatter 2012; Spadarotto et al. 2014: 12).  

Die vorläufig aufgenommenen Personen berichten über die Vermittlung von Sprachkenntnissen 

bis zum Niveau B1, höchstens bis B2. Nach Erreichen dieses Niveaus wird Druck auf die Inter-

viewpersonen ausgeübt, eine Ausbildungs- oder Erwerbsstelle zu suchen, weiterführende Sprach-

kurse werden nicht angeboten oder nicht finanziert. Durch diese unzureichende Vermittlung von 

Sprachkenntnissen in Kombination mit der Nichtanerkennung von im Herkunftsland erworbenen 

Qualifikationen und Diplomen erscheint der Zugang der befragten vorläufig aufgenommenen Per-

sonen zu post-obligatorischen Ausbildungen, höherer Bildung und Erwerbstätigkeiten ausserhalb 

der prekären Arbeit als stark erschwert. Dies entspricht bisherigen Erkenntnissen aus der 

Schweiz und der EU (Stutz et al. 2016; UNHCR 2013; UNHCR 2014;). Folglich bereiten die 
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Ausbildungen, welche die befragten vorläufig aufgenommenen Personen abgeschlossen haben o-

der zurzeit besuchen, auf eine Beschäftigung in Branchen mit hohem Prekarisierungsrisiko, wie 

der Gastronomie, den Unterhalt von Gebäuden und die Pflege vor. 

Die instabilen, von häufiger Arbeitslosigkeit gekennzeichneten Erwerbsverläufe der vorläufig auf-

genommenen Personen können folglich nicht als Passage in stabile Erwerbslagen betrachtet wer-

den und sind ein Ausdruck der Prekarität, welcher vorläufig aufgenommene Personen ausgesetzt 

sind. Die finanzielle Notlage, in welcher sich die meisten vorläufig aufgenommenen Personen be-

finden, hat sich durch die Reduktion der Unterstützungsansätze im Zuge der Änderung des Sozi-

alhilfegesetzes verschärft. Dadurch ist auch der Druck auf die Betroffenen gewachsen, die eigene 

Arbeitsmarktintegration möglichst schnell zu durchzuführen, welche mit der unzureichenden 

Vermittlung von Sprachkenntnissen und der Nichtanerkennung von im Herkunftsland gemachten 

Qualifikationen zu einer langanhaltenden, verfestigten Integration in die prekäre Arbeit ver-

kommt. Ähnliche Schlüsse werden von Kalbermatter (2012) und Kamm et al. (2003) gezogen, die 

ebenfalls die Arbeitsmarktintegration von vorläufig aufgenommenen Personen qualitativ unter-

sucht haben. Die Erkenntnis der prekarisierenden Wirkung der Änderung des Sozialhilfegesetzes 

im Kanton Zürich wird durch die Studie von Kehl (2011) gestützt. In dieser Studie wurden in Basel 

und Luzern Steigerungen der Deutschkenntnisse und der Erwerbsquote von vorläufig aufgenom-

menen Personen festgestellt, nachdem diese Unterstützungsleistungen nach den erhöhten Ansät-

zen der Sozialhilfe und nicht mehr nach der Asylfürsorge erhalten haben. 

 

8.1.3 Lebenslagen 

In der Analyse von Prekarität nach Kraemer (2008) wird weiter die Lebenslagen von Personen 

beigezogen. Hierbei wird der «Haushaltskontext» (Kraemer 2008: 142) betrachtet, also ob die 

Prekarität einer Person durch den Haushalt verringert oder verstärkt wird. Durch zusätzliche Ein-

nahmequellen, beispielsweise eines Lebenspartners, kann Prekarität abgefedert werden. Besteht 

der Haushalt einer prekarisierten Person jedoch zusätzlich aus mehreren nicht erwerbsfähigen 

oder arbeitslosen Personen, spricht Kraemer (2008: 142) von einer «Kumulation der Prekarität», 

welche verstärkend wirkt. Nach dieser Definition Kraemers befinden sich alle für die vorliegende 

Arbeit befragten Familien in prekären Lebenslagen und der Haushaltskontext verstärkt die Pre-

karisierung weiter. Der Haushalt der befragten Familien besteht aus einem oder mehreren Kin-

dern, welche versorgt werden müssen. Weiter sind in keinem Fall beide Elternteile erwerbstätig. 

Dies rührt unter anderem daher, dass die irregulären Arbeitszeiten gewisser Berufe (Postbot*in, 

Reinigung, Gastgewerbe), auf welche Aussichten bestehen, die externe Betreuung der Kinder er-

schweren, wodurch ein Elternteil zuhause bei den Kindern bleiben muss. Alle befragten Familien 

waren asylfürsorgeabhängig. Obwohl die Unterstützungsansätze der Asylfürsorge der Grösse des 

Haushalts angepasst sind, äusserten besonders Familien grosse Schwierigkeiten nur schon grund-

legende Bedürfnisse finanzieren zu können. Somit befinden sich vorläufig aufgenommene Perso-

nen im Familienbund in prekären Lebenslagen. 

Wird der Begriff der Lebenslage zur Analyse von Prekarität nach Marchart (2013) ausgeweitet, 

rücken weitere Lebensbereiche in den Fokus. Demnach sind neben Arbeit und Bildung, auch die 

weiteren Bereiche der Integration, Wohnen, Mobilität, gesellschaftliche Teilhabe und Gesundheit 

von Prekarität betroffen, bzw. beeinflussen diese. All diese Bereiche sind für vorläufig aufgenom-

mene Personen eingeschränkt. Ein Grossteil der befragten vorläufig aufgenommenen Personen 

leben in prekären Wohnverhältnissen. Sie wohnen in qualitativ mangelhaften Wohnräumen und 

leiden unter der Fremdbestimmung des Wohnorts sowie der Wohnform. Die Möglichkeiten zur 
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Wohnsitzverlegung und das Eingehen eines privaten Mietverhältnisses sind bei den vorläufig auf-

genommenen Personen stark eingeschränkt. Fonseca et al. (2010) und die UNHCR (2013) weisen 

dabei darauf hin, dass ein erschwerter Zugang zum Wohnungsmarkt einerseits prekäre Wohnver-

hältnisse reproduziert und andererseits die Integrationsmöglichkeiten von Geflüchteten ver-

schlechtern. Die vorläufig aufgenommenen Personen weisen eine eingeschränkte Mobilität auf, 

Tickets für den öffentlichen Verkehr können oftmals nicht finanziert werden. Verbunden mit der 

stark eingeschränkten Wohnsitzwahl wird die gesellschaftliche Teilhabe und soziale Integration 

für vorläufig aufgenommene Personen erschwert. Besonders das Leben der jungen Interviewper-

sonen spielt sich vornehmlich in den Städten Zürich und Winterthur ab, ohne die Möglichkeit ein 

Ticket für den öffentlichen Verkehr zu bezahlen, sind sie oftmals gezwungen im fremdbestimmten 

Wohnort, wo sie keine oder nur wenige soziale Kontakte pflegen, zu bleiben. Für Familien ist die 

gesellschaftliche Teilhabe besonders durch mangelnde finanzielle Mittel eingeschränkt. Während 

die jungen, alleinstehenden Interviewpersonen vermehrt kostengünstige oder kostenfreie Frei-

zeitangebote nutzen, klagen die Familien darüber, dass bereits die Finanzierung kleinerer Aus-

flüge unmöglich ist und somit nur schwer soziale Kontakte geknüpft werden können. Somit gibt 

ein Grossteil der befragten vorläufig aufgenommenen Personen an, sehr oft zuhause zu sein.  

Die Gesundheit von Geflüchteten gilt gemäss der bisherigen Forschungserkenntnissen als Quer-

schnittsbereich der Integration, welche von anderen Kernbereichen der Integration interdepen-

dent ist (UNHCR 2013). Gesundheitliche Einschränkungen erschweren es demzufolge Geflüchte-

ten sich auf integrationsfördernde Tätigkeiten, wie der Spracherwerb oder das Absolvieren einer 

Ausbildungsstelle, zu konzentrieren (UHCR 2013). Gleichzeitig können ausbleibende Erfolge in 

der Integration bei Geflüchteten psychisch belastend wirken (UNHCR 2014: 53). Besonders bei 

vorläufig aufgenommenen Personen äussern sich negative psychische Auswirkungen durch die 

Dauerbelastungen des unsicheren Aufenthalts und der auferlegten Einschränkungen (Achermann 

& Chimienti 2006; Kamm et al. 2003). Während die im Rahmen der vorliegenden Arbeit befragten 

vorläufig aufgenommenen Personen ihren Gesundheitszustand meist als gut einschätzen, berich-

tet ein Grossteil über Stress. Dieser wird häufig mit ausbleibenden Erfolgen in der Arbeitsmarktin-

tegration, der Wohnsituation und besonders mit der finanziellen Notlage in Verbindung gebracht. 

Die vorläufig aufgenommenen Personen fühlen sich gestresst Integrationserfolge erzielen zu müs-

sen, einerseits weil dies von Behörden und Gesellschaft unter dem Paradigma des Fordern und 

Förderns forciert wird, andererseits um der Prekarität der vorläufigen Aufnahme entfliehen zu 

können. Dieser Stress, welchen die vorläufig aufgenommenen Personen verspüren ist wiederum 

Ausdruck des Drucks auf die Prekarisierten, durch die Mobilisierung aller Energien gesicherte Le-

bensverhältnisse zu erreichen (Candeias 2008: 129).  

Die vorläufig aufgenommenen Personen befinden sich folglich in prekären Lebenslagen. Ein-

schränkungen der Mobilität und der gesellschaftlichen Teilhabe, prekäre Wohnverhältnisse und 

erhöhte psychische Belastung bilden einen Haushaltskontext, welcher verstärkend auf Prekari-

sierungsprozesse wirkt. Dies deckt sich mit bisherigen Erkenntnissen aus Untersuchungen über 

vorläufig aufgenommene Personen in der Schweiz (Kalbermatter 2012; Kamm et. al 2003). Die 

Änderung des Sozialhilfegesetzes im Kanton Zürich verstärkt dabei die Prekarität der Lebensla-

gen der vorläufig aufgenommenen Personen. Vorrangig ist dabei die zugespitzte finanzielle Lage, 

welcher vorläufig aufgenommene Personen unter den Unterstützungsansätzen der Asylfürsorge 

ausgesetzt sind. Diese wirkt sich negativ auf die Mobilität und gesellschaftliche Teilhabe aus und 

erhöht die psychische Belastung durch unsichere Versorgung der Grundbedürfnisse. Dies deckt 

sich mit Erkenntnissen von Kehl (2011), welcher in Basel und Luzern Verbesserungen des Ge-

sundheitszustandes und des subjektiven Wohlbefindens feststellen konnte, nachdem vorläufig 

aufgenommene Personen Unterstützung im Rahmen der Sozialhilfe erhielten. Weiter liefern 
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Berichte der Interviewpersonen der vorliegenden Arbeit Hinweise auf eine verstärkte Einschrän-

kung und Verunmöglichung der Wohnsitzwahl und damit eine Verhärtung der prekären Wohn-

verhältnisse. So musste eine Familie aus einer Wohnung in eine Kollektivunterkunft umziehen. 

Sowohl mehrere vorläufig aufgenommene Personen als auch die AOZ berichten, dass seit der Um-

setzung des geänderten Sozialhilfegesetzes bei bestehender Fürsorgeabhängigkeit das Suchen ei-

ner eigenen Wohnung nicht mehr erlaubt ist. Dies entspricht einer verstärkten bzw. erhärtenden 

Segregation der vorläufig aufgenommenen Personen, welche in Kollektivunterkünfte umziehen 

müssen und es schwieriger haben, daraus wieder wegzukommen. Die Unterbringung von Geflüch-

teten in Kollektivunterkünften trägt gemäss Scherschel (2008: 80) zu deren Isolation und gesell-

schaftlichem Ausschluss bei und führt zu psychischen und physischen Erkrankungen. Fonseca et 

al. (2010: 8) weisen darauf hin, dass eine Korrelation zwischen der Wohnsegregation von Geflüch-

teten und benachteiligten Wohngebieten, schlechten Wohnverhältnissen und Marginalisierung 

auf dem Arbeitsmarkt besteht. Diese Effekte sind bei den für vorliegende Arbeit befragten vorläu-

fig aufgenommenen Personen beobachtbar. Besonders das Wohnen in einer Kollektivunterkunft 

ist für viele eine psychische Belastung. Die Änderung des Sozialhilfegesetzes hat zu einer Verstär-

kung und Verhärtung dieser Auswirkungen geführt. Die positiven Effekte auf die soziale Integra-

tion einer räumlichen Konzentration durch das verstärkte Bilden von sozialen Netzwerken und 

Beziehungen gemäss Fonseca et al. (2010: 8), konnte bei den befragten vorläufig aufgenommenen 

Personen nicht festgestellt werden. Ein Grossteil der Interviewpersonen pflegt soziale Kontakte 

vorwiegend ausserhalb der unmittelbaren Umgebung des Wohnorts. 

 

8.1.4 Gefühlte Prekarisierung 

Die vierte und letzte Dimension von Prekarität ist gemäss Kraemer (2008) die gefühlte Prekari-

sierung. Hierbei werden die objektivierbaren Kriterien der Prekarität durch die subjektive Di-

mension der Prekarisierten erweitert. Entscheidend für die gefühlte Prekarität ist folglich die 

Wahrnehmung der Beschäftigten bezüglich der eigenen beruflichen und sozialen Sicherheiten 

und der Lebenslage in Relation zum gesellschaftlich konstruierten Normalzustand.  

In den meisten untersuchten Integrationsbereichen der vorliegenden Arbeit äussern vorläufig 

aufgenommenen Personen das Bedürfnis die gleichen Möglichkeiten und Ressourcen wie Andere 

zu haben, sie wünschen sich ein «normales» Leben, wie es andere Personen in der Schweiz führen. 

Dies deutet darauf hin, dass die befragten vorläufig aufgenommenen Personen ihre Lage als pre-

kär einstufen. Im Bereich der Arbeit und Ausbildung besteht eine grosse Motivation die Zone der 

Integration nach Castel (2000 zit. in Dörre 2014) und damit gesicherte Einkommens- und Beschäf-

tigungsverhältnisse zu erreichen. Dabei hadern die meisten vorläufig aufgenommenen Personen 

damit, dass ihnen im Vergleich zu anderen in der Schweiz wohnhaften Personen nicht die gleichen 

Möglichkeiten offenstehen. Die vorläufig aufgenommenen Personen sind sich ihrer geringen Be-

rufs- und Zukunftsaussichten und somit der eigenen Prekarität bewusst. Auch bezüglich der eige-

nen Wohnsituation erhofft sich ein Grossteil der Interviewpersonen verbesserte Bedingungen, 

nämlich freie Wohnsitzwahl und selbstbestimmtes Wohnen in qualitativ besseren Wohnräumen. 

Die Unterbringung in Kollektivunterkünften und besonders die damit einhergehende Fremdbe-

stimmung, wird dabei als Ausdruck der gesellschaftlich niedrigen Position angesehen. Weiter 

wird der Status der vorläufigen Aufnahme selbst als Ausdruck der eigenen Prekarität wahrge-

nommen. Die Lebensumstände als vorläufig aufgenommene Person werden mit anderen Aufent-

haltsstatus verglichen und hierarchisiert, wobei der Status der vorläufigen Aufnahme zusammen 

mit dem Status N der Asylsuchenden als unterste gesellschaftliche Position aufgefasst wird. Per-

sonen mit Aufenthaltserlaubnis B und das Schweizer Bürger*innenrecht rangieren darüber. Eine 



84 
 

solche Hierarchisierung der Aufenthaltsstatus durch die vorläufig aufgenommenen Personen 

wurde auch in der Studie von Kalbermatter (2012) beobachtet. Neben den objektivierbaren Kri-

terien der Prekarität, wonach die Lebensumstände und Erwerbslage der vorläufig aufgenomme-

nen Personen als prekär einzustufen sind, verstehen die vorläufig aufgenommenen Personen 

selbst diese Umstände als prekär. Wie das nächste Kapitel jedoch zeigen wird, lässt sich eine ge-

wisse Normalisierung der eigenen Prekarität der vorläufig aufgenommenen Personen erkennen.  

 

8.2 Die Prekarität der vorläufig aufgenommene Personen als Migrati-

onsmanagement 

Im Sinne der Gouvernementalität lässt sich der Forschungsgegenstand der vorliegenden Arbeit 

als Teil des Regierens nach Foucault konzeptualisieren. Das Regieren im Verständnis der Gouver-

nementalität umfasst dabei alle Institutionen und Praktiken, mittels welcher Menschen gelenkt 

werden im Sinne von Regierungszielen zu handeln (Lemke et al. 2000: 28 – 29). Die Ausgestaltung 

der vorläufigen Aufnahme, die Prekarisierung der vorläufig aufgenommenen Personen und die 

Änderung des Sozialhilfegesetzes und dessen Auswirkungen sind somit Teil einer Integrationspo-

litik, welche Bachmann (2016: 36) als Migrationsmanagement bezeichnet. Dieses zielt darauf ab, 

das Verhalten von «erwünschten» Migrant*innen zu lenken, während unerwünschte Migration 

direkter Repression unterworfen wird (Bachmann 2016: 48). Dabei dringt das Integrationsdispo-

sitiv in alle Bereiche des migrantischen Leben vor, «sämtliche Aspekte der Lebens [werden] zum 

Gegenstand der Führung» (Piñeiro 2015: 339).  Während Herrschaftstechnologien systemati-

sierte, strukturelle Formen der Machtausübung darstellen und das Verhalten von Individuen di-

rekt bestimmen, dienen Selbsttechnologien dazu, Individuen zu einem autonomen Handeln ge-

mäss Regierungszielen zu verleiten (Lemke et al. 2000: 28 – 29). Die rechtliche Gestaltung der 

vorläufigen Aufnahme und die Prekarität, welcher vorläufig aufgenommene Personen in allen Le-

bensbereichen ausgesetzt sind, können somit als Regierungstechnologie konzeptualisiert werden, 

mit Hilfe welcher das Verhalten vorläufig aufgenommene Personen entsprechend Regierungszie-

len gelenkt wird. Das Regierungsziel ist hierbei die Integration, welche gemäss Piñeiro (2019: 

171) stets auch die verschleierte Abwehrformation der Migrationspolitik enthält. Entsprechend 

der Integrationsagenda des Bundes und des Kanton Zürichs sollen vorläufig aufgenommene Per-

sonen «rascher in die Arbeitswelt und besser in die hiesige Gesellschaft» (Regierungsrat des Kan-

tons Zürich 2019) integriert werden. Die Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit deuten jedoch da-

rauf hin, dass primär eine rasche Integration in den Arbeitsmarkt forciert wird, wobei den Zielen 

einer verbesserten sozialen Integration eher entgegengewirkt wird.  

Die rechtlichen Einschränkungen, die mit der vorläufigen Aufnahme einhergehen und die Preka-

risierung der Lebensumstände der vorläufig aufgenommenen Personen scheinen den Druck auf 

Betroffene zu erhöhen, sich möglichst schnell in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Zahlreiche Au-

tor*innen (Anderson 2010; Burnett & Whyte 2010; Dwyer et. al 2011; McLaughlin & Hennebry 

2010; Waite et. al 2015) weisen darauf hin, dass Migrationspolitiken im globalen Norden prekäre 

Rechtslagen produzieren, welche wiederum ein diversifiziertes Angebot von prekarisierten Ar-

beiter*innen erzeugt, die das Bedürfnis der Tieflohnsegmente des Arbeitsmarktes nach Arbeits-

kräften stillen soll. Die vorläufige Aufnahme in der Schweiz stellt mit einem unsicheren Aufent-

halt, dem Risiko einer Abschiebung und eingeschränktem und reduziertem Zugang zu öffentlichen 

Dienstleistungen und Sozialhilfeleistungen klar eine solche prekäre Rechtslage dar (Kalbermatter 

2012; Kamm et al. 2003; Spadarotto et al. 2014; UNHCR 2014).  
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Die prekären Lebensumstände, welchen vorläufig aufgenommene Personen ausgesetzt sind und 

in den vorangehenden Kapiteln beleuchtet wurden, erzeugen bei den Betroffenen eine grosse Not, 

bzw. Willen diesen Umständen zu entfliehen. Dabei erscheint den vorläufig aufgenommenen Per-

sonen die Erfüllung der Kriterien einer Härtefallbewilligung und der Erhalt einer Aufenthaltser-

laubnis als einzige Möglichkeit, der Prekarität der vorläufigen Aufnahme zu entkommen. Mit einer 

Aufenthaltsbewilligung versprechen sich die vorläufig aufgenommenen Personen eine verbes-

serte Lage auf dem Arbeitsmarkt und eine Entlastung der finanziellen Not, einerseits durch die 

Einnahmen einer Lohnarbeit, andererseits durch die höheren Unterstützungsleistungen unter 

den Bestimmungen der Sozialhilfe. Die Anforderungen einer Härtefallbewilligung für vorläufig 

aufgenommene Personen verlangen unter anderem ein seit zwei Jahren bestehendes Arbeitsver-

hältnis, finanzielle Unabhängigkeit und Schuldenfreiheit. Die weiteren Kriterien sind das Errei-

chen eines Sprachniveaus über A1, keine Verstösse gegen die schweizerische Rechtsordnung, ein 

Aufenthalt in der Schweiz seit fünf Jahren und eine bestehende vorläufige Aufnahme seit zwei 

Jahren. Somit zielen die Anforderungen, welche von den vorläufig aufgenommenen Personen ak-

tiv beeinflusst werden können, auf eine Integration in den Arbeitsmarkt und die Erlangung finan-

zieller Unabhängigkeit ab. Dies erhärtet die Erkenntnis, dass die angestrebte rasche Integration 

der vorläufig aufgenommenen Personen primär als Integration in den Arbeitsmarkt verstanden 

und forciert wird. Als Regierungstechnologien fungieren hierbei strukturelle Hürden, die unzu-

reichende und kurzzeitige Vermittlung von Sprachkenntnissen, die Nichtanerkennung  im Her-

kunftsland erworbener Qualifikationen und Diplomen, welche in Verbindung mit den prekären 

Lebensumständen der vorläufigen Aufnahme Druck auf eine rasche Integration in meist prekäre 

Beschäftigungsverhältnisse erzeugen. Die AOZ agiert hierbei als Teil der Regierungstechnologie, 

indem vorläufig aufgenommene Personen dazu gedrängt werden, höhere Erwartungen an Le-

bensumstände und Berufsaussichten aufzugeben und die gegebenen Umstände zu akzeptieren. So 

halten Spadarotto et al. (2014: 15) auch fest, dass «die Bereitschaft, eine statusärmere Arbeit an-

zunehmen» zu den Schlüsselfaktoren einer erfolgreichen Arbeitsmarktintegration von vorläufig 

aufgenommenen Personen zählt. Bachmann (2016: 240) und van Koy & Bowman (2019: 704) 

sprechen hierbei von einer Kanalisierung «aussereuropäische[r] MigrantInnen vorwiegend in Ar-

beitsstellen im Dienstleistungsbereich, die durch niedrige Löhne, unattraktive Arbeitsbedingun-

gen und schlechte Aufstiegschancen gekennzeichnet sind» (Bachmann 2016: 240), von einer Ka-

nalisierung in die prekäre Arbeit.  Die prekären Lebensumstände der vorläufig aufgenommenen 

Personen können somit als weiteres Instrument der Regierungstechnologien betrachtet werden, 

die Umstände kreiert, welche eine solche rasche Integration begünstigen, indem Betroffene in 

Notlagen versetzt werden, welchen um jeden Preis entkommen werden möchte. Durch die Ände-

rung des Sozialhilfegesetzes und der Senkung der Unterstützungsleistungen für vorläufig aufge-

nommene Personen nach den Bestimmungen der Asylfürsorge wurde dieser Effekt zusätzlich ver-

stärkt. Die finanzielle Lage der asylfürsorgeabhängigen vorläufig aufgenommenen Personen 

wurde drastisch verschlechtert. Im Bereich der sozialen Integration sind die Auswirkungen klar 

integrationshemmend und wirken dem Ziel der Integrationsagenda einer verbesserten Integra-

tion in die Gesellschaft entgegen. Die weitere Einschränkung der Mobilität und freien Wohnsitz-

wahl der vorläufig aufgenommenen Personen gekoppelt mit einer Reduktion der finanziellen Mit-

tel erschwert die gesellschaftliche Teilhabe. Die Lebensumstände der vorläufig aufgenommenen 

Personen werden somit zusätzlichen Prekarisierungsprozessen ausgesetzt, die den Willen der Be-

troffenen, diesen zu entfliehen, weiter erhöht. Ergänzend wirken dabei Selbsttechnologien, die 

aus den Berichten der vorläufig aufgenommenen Personen der vorliegenden Arbeit erkennbar 

werden. Die Praxis einer Herabsetzung von Erwartungen, Wünschen und Ansprüchen der vorläu-

fig aufgenommenen Personen auf das Niveau einer postulierten Realität,  wie sie die AOZ in der 
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Arbeitsmarktintegration betreibt (vgl. Kap. 7.2), beginnt bereits bei der Ankunft der Betroffenen 

in der Schweiz und bezogen auf die gesamthafte Aufnahmesituation. Die Interviewpersonen be-

richten von der Zeit vor dem Erhalt der vorläufigen Aufnahme von stark belastenden Wohnver-

hältnissen und stark erschwertem Zugang zu Arbeitsmarkt und Bildung. Prekäre Verhältnisse in 

allen Integrationsbereichen unter der vorläufigen Aufnahme werden mit den Erfahrungen als 

Asylsuchende verglichen und somit relativiert. Mit zunehmender Aufenthaltsdauer in der Schweiz 

scheinen die vorläufig aufgenommenen Personen ein Erwartungsmanagement und eine Herab-

setzung der Ansprüche und Wünsche allmählich weitgehend an sich selbst durchzuführen. Die 

eigene Prekarität wird von den vorläufig aufgenommenen Personen dadurch naturalisiert und 

akzeptiert. Auch wenn ein Grossteil der befragten vorläufig aufgenommenen Personen sich kri-

tisch zu ihren eingeschränkten Rechten, Integrationsmöglichkeiten und Lebensumständen äus-

sert, lässt sich anhand der genannten Erwartungen und Wünschen bezüglich Verbesserungen, 

eine Internalisierung und Normalisierung der eigenen Umstände und gesellschaftlichen Position 

erkennen. Die defizitorientierte Haltung gegenüber Ausländer*innen der schweizerischen Integ-

rationspolitik, wie sie verschiedene Autor*innen beschreiben (Bachmann 2016; Wicker 2009: 26; 

Menet 2013: 5; Akhbari & Leite 2013: 3), scheint von den vorläufig aufgenommenen Personen 

übernommen zu werden. Dadurch erscheinen höhere Ansprüche an bessere Lebensumstände und 

Integrationsmöglichkeiten für die Betroffenen als nicht angebracht. So sind die erhofften Besse-

rungen in den Bereichen der Arbeitsmarktintegration und Wohnverhältnisse sehr bescheiden. Ein 

Teil der vorläufig aufgenommenen Personen normalisieren somit die Umstände, dass Sprach-

kurse lediglich geringe Kenntnisse vermitteln, Qualifikationen und Ausbildungen aus dem Her-

kunftsland nicht anerkannt werden und dass keine Ansprüche auf Wohnverhältnisse, wie sie 

Schweizer*innen antreffen, bestehen. Wenn bereits die Bestreitung und Finanzierung des alltäg-

lichen Lebens Schwierigkeiten bereitet, rücken Forderungen nach höherer Bildung und vertiefen-

den Sprachkursen in den Hintergrund. Candeias (2008: 130) weist darauf hin, dass Prekarisie-

rungsprozesse die Handlungsfähigkeit der Betroffenen einschränkt und diese gefügig macht.  Pre-

karisierte tendieren demnach dazu, ihr Schicksal «passiv-resignativ» (Candeias 2008: 131) hin-

zunehmen. Dieses Phänomen lässt sich bei den befragten vorläufig aufgenommenen Personen 

teilweise erkennen. Somit wird die widerstandslose Integration der vorläufig aufgenommenen 

Personen erleichtert, auch wenn dies für die Betroffenen langanhaltende Prekarität bedeutet. Wi-

derständigkeit lässt sich nur bei einem kleinen Teil der Interviewpersonen beobachten, welche 

darauf bedacht sind, post-obligatorische Ausbildungen zu absolvieren, um die Berufsaussichten 

zu erhöhen. Der Grossteil der im Rahmen der vorliegenden Arbeit befragten vorläufig aufgenom-

menen Personen kann jedoch dem Verhaltensmuster der Wartenden nach Kablermatter (2012) 

zugeordnet werden. Die eigene Prekarität wird als Resultat des Status der vorläufigen Aufnahme 

angesehen, folglich werden alle Energien dafür mobilisiert, eine Aufenthaltserlaubnis zu erhalten. 

Die gesamte Lebensführung wird darauf ausgerichtet, den Anforderungen einer Härtefallbewilli-

gung zu entsprechen, was in intensiver Arbeitssuche und hoher Motivation zur Aufnahme einer 

Lohnarbeit resultiert. Die Regierungstechnologie der Erzeugung von prekären Lebensumständen 

führt demnach bei vorläufig aufgenommenen Personen zu einer Herausbildung von selbsttechno-

logischen Tendenzen. Die Betroffenen üben grossen Druck auf sich selbst aus, Fortschritte in der 

Integration zu erzielen, was wiederum zu erhöhten psychischen Belastungen führt. Die Forderung 

nach Integration und Herabsetzung von Erwartungen und Ansprüchen wird folglich einerseits 

von staatlicher Seite forciert und andererseits von den vorläufig aufgenommenen Personen an 

sich selbst durchgeführt. Während Piñeiro (2015 & 2019) primär das Postulat des Forderns als 

regierungstechnologisches Instrument zur Steuerung von Migrant*innen erfasst, scheint es bei 

den vorläufig aufgenommenen Personen im Kanton Zürich in erster Linie die Prekarität der 
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Lebensumstände zu sein, welche zu einem Kontrollinstrument verkommt und auf die reibungs-

lose Integration der Betroffenen in die prekäre Arbeit abzielt. Ob diese Praxis jedoch greift und 

der auf die vorläufig aufgenommenen Personen ausgeübte Druck zu einer beschleunigten Arbeits-

marktintegration führt, ist zweifelhaft. Die Erkenntnisse der Studie von Kehl (2011) belegen das 

Gegenteil: Vorläufig aufgenommene Personen in Basel und Luzern zeigten nach einem Wechsel 

von der Unterstützungsleistungen nach den Bestimmungen der Asylfürsorge zur Unterstützung 

im Rahmen der Sozialhilfe eine Verdopplung des Anteils erwerbstätiger Personen. 

  



88 
 

9. Schlussbetrachtungen 

 

9.1 Beantwortung der Forschungsfragen 

Die vorliegende Arbeit zielte darauf ab, die Auswirkungen der Änderung des Sozialhilfegesetzes 

im Kanton Zürich auf vorläufig aufgenommene Personen zu erfassen. Mit Hilfe von Interviews mit 

vorläufig aufgenommenen Personen und der AOZ konnte die prekarisierende Wirkung der Auf-

hebung der Sozialhilfeleistungen festgestellt werden. 

So zeigte sich eine Verstärkung der Prekarität in allen untersuchten Integrationsbereichen. Als 

primäre Ursache konnte dabei die Reduktion der verfügbaren finanziellen Mittel der asylfürsor-

geabhängigen vorläufig aufgenommenen Personen, welche im Zuge der Änderung des Sozialhilfe-

gesetzes vorgenommen wurde, ausgemacht werden. In den Bereichen, welche mit der Arbeits-

marktintegration in Zusammenhang stehen, Erwerbstätigkeit, Ausbildung und Bildung, konnte 

somit aufgrund der finanziellen Not eine Erhöhung des Drucks zur Aufnahme einer Lohnarbeit 

festgestellt werden. Durch strukturelle Hürden, wie die Nichtanerkennung von im Herkunftsland 

erworbenen Qualifikationen und unzureichender Vermittlung von Sprachkenntnissen sind die 

Berufsaussichten der vorläufig aufgenommenen Personen grösstenteils auf Erwerbstätigkeiten 

der prekären Arbeit begrenzt. Unter diesen Voraussetzungen verkommt die forcierte Arbeits-

marktintegration einer Integration in langanhaltende Prekarität. 

In den weiteren untersuchten Bereichen konnten weitere Einschränkung der Integrationschan-

cen der vorläufig aufgenommenen Personen festgestellt werden. Wiederum ist es die Verschär-

fung der finanziellen Lage, welche die Mobilität und Möglichkeiten zur gesellschaftlichen Teilhabe 

drastisch begrenzen. Im Bereich des Wohnens ist zudem die Etablierung einer behördlichen Pra-

xis auszumachen, welche das Eingehen eines privaten Mietverhältnisses untersagt und somit pre-

käre Wohnverhältnisse der vorläufig aufgenommenen Personen verstärkt und verfestigt. All diese 

Auswirkungen können ausserdem scheinbar zu erhöhter psychischer Belastung der Betroffenen 

führen. 

Es lässt sich folglich eine forcierte Arbeitsmarktintegration feststellen, wobei Integrationszielen 

der sozialen Integration entgegengewirkt wird. Die Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit reihen 

sich damit in den wissenschaftlichen Diskurs der Produktion von Geflüchteten als prekarisierte 

Arbeitskräfte ein (Anderson 2010; Burnett & Whyte 2010; Dwyer et. al 2011; McLaughlin & Hen-

nebry 2010; Waite et. al 2015). Im Zuge der Aufhebung der Sozialhilfeleistungen für vorläufig auf-

genommene Personen wurde folglich deren prekäre Rechtsstellung weiter intensiviert, was in ei-

ner verstärkten Kanalisierung der Betroffenen in die Prekarität resultiert. Diese Erkenntnisse las-

sen sich zudem in historische Kontinuitäten einordnen, wonach die Migrations- und Integrations-

politik der Schweiz vorrangig aus wirtschaftlichem Interesse agiert (Piñeiro 2015; Niederberger 

2004) und nur vermeintlich mit der Programmatik der Überfremdungsabwehr und Assimilations-

forderungen des 20. Jahrhunderts gebrochen hat (Wicker 2009: 26; Piñeiro 2019: 170 – 171; 

Menet 2013: 10).  
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9.2 Limitationen und Ausblick 

Der limitierte Umfang der Datenerhebung der vorliegenden Arbeit bietet nur eine beschränkte 

Einsicht in die Auswirkungen des geänderten Sozialhilfegesetzes und der Aufhebung von Sozial-

hilfeleistungen für vorläufig aufgenommene Personen im Kanton Zürich. Die Erkenntnisse der 

vorliegenden Arbeit haben demzufolge nur eine bedingte Aussagekraft, bieten jedoch Anknüp-

fungspunkte, um den Forschungsgegenstand vertieft zu untersuchen. Aufgrund der stark unter-

schiedlichen Umsetzung des geänderten Sozialhilfegesetzes in den Zürcher Gemeinden und der 

fehlenden Übersicht darüber, wären besonders umfassende Studien, die kommunale Vergleiche 

erlauben, notwendig. Weiter sind Langzeitanalysen, wie die Studie von Kehl (2011), welche die 

Auswirkungen der Gesetzesänderung auf vorläufig aufgenommene Personen über mehrere Jahre 

erfassen, wünschenswert. Dabei wären auch weitergehende Studien gewinnbringend, welche vor-

läufig aufgenommene Personen über die Dauer der vorläufigen Aufnahme hinaus begleiten und 

somit Einblick in die Veränderungen der Lebensumstände nach dem Erhalt einer Aufenthaltser-

laubnis bieten würden. Während die Arbeitsmarktintegration immer wieder Gegenstand wissen-

schaftlicher Forschung sind, bleiben die Bereiche der Unterbringung, sozialen Integration und Ge-

sundheit von vorläufig aufgenommenen Personen denkbar unerforscht. Hierbei wären zusätzli-

che quantitative Untersuchungen wünschenswert. Insbesondere sind qualitative Studien, die die 

Sicht der Betroffenen miteinbeziehen, notwendig. Ein Grossteil der bestehenden Empirie schreibt 

über vorläufig aufgenommene Personen, wobei den Menschen selbst nur selten die Möglichkeit 

geboten wird, ihre Sichtweise offenzulegen. In diesem Sinne ist die vorliegende Arbeit auch als 

Versuch anzusehen, den Perspektiven der vorläufig aufgenommenen Personen Gehör zu verschaf-

fen. 
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11. Anhang 

 

Interviewleitfaden problemzentriertes Interview mit vorläufig aufge-

nommenen Personen 

 

Einstiegsfrage 

Magst du mir deine Geschichte erzählen, seitdem du in der Schweiz bist? 

Inhaltliche Aspekte Weiterführende Fragen 

Gemeindezuweisung?  

Status F Seit wann? Entwicklung Aufenthalt 

F → B?  

Asylfürsorge? Wieviel Geld? 

 

Wohnsituation 

Stimulus: Wie hast du bis jetzt so gewohnt in der Schweiz? 

Inhaltliche Aspekte Weiterführende Fragen 

Wohnsituation (vor CH, CH)  

Wohnort (Gemeinde)  

Mit wem? /alleine? Familienmitglieder  

Ausstattung/Platz/Privatsphäre  

Betreuung AOZ/ORS/Gemeinde… 

Aktivitäten/Aufenthaltsdauer zuhause Verbringst du viel Zeit zuhause? 

Wohl fühlen?  

Wie muss Wohnung sein damit wohl fühlt?  

Andere Orte, die wie ein Zuhause sind?  

Beziehungen zu Nachbar*innen/Personen in 

der Gemeinde? 

 

Aufgaben beim Wohnen  

Schwierigkeiten/Probleme am Wohnort  

Familienmitglieder  

Wohnraum selbst gefunden/zugewiesen?  
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Wohnort wechseln?  

Wohnungssuche Auf Suche? Eigene Wohnung suchen erlaubt? 

Differenz Mietzinsrichtlinie/reale Miete abge-

zogen? 

 

Wünsche Was würdest du an deiner Wohnsituation ver-

ändern? 

 

Stimulus: Wie und wo hast du gewohnt, seit du den Status F hast? 

Inhaltliche Aspekte Weiterführende Fragen 

Wohnungswechsel?  

Veränderungen seit Sommer 2018 Umgang damit 

Dauer Status F  

Dauer Aufenthalt Schweiz  

Herkunftsland  

Familienmitglieder  

 

Arbeit/Bildung 

Stimulus: Gehst du zur Schule oder zur Arbeit? Kannst du mir etwas davon erzählen? 

Inhaltliche Aspekte Weiterführende Fragen 

Probleme/Schwierigkeiten  

Positives  

Sprachkurse  

Ausbildung vor CH?  

Falls in Schule/Ausbildung → Lernen Lernen zuhause? 

Erfahrungen/Probleme Familienmitglieder  

Verlauf seit Status F  

Veränderungen seit Sommer 2018  

Wünsche Was würdest du bezüglich deiner Situation bei 

Arbeit/Bildung ändern? 
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Freizeit/Mobilität 

Stimulus: Was machst du so in deiner Freizeit? 

 

Gesundheit 

Stimulus: Wie würdest du deine Gesundheit einschätzen?  

 

Abschluss 

Habe ich etwas vergessen? Ist Dir etwas besonders wichtig? 

  

Inhaltliche Aspekte Weiterführende Fragen 

Welche Personen sind wichtig/nahe? Wo 

wohnen diese? → Wohnumfeld 

Aufzeichnen? 

Integrationskurse; Angebot; Probleme damit  

Geld Wieviel? Genug? Kannst du dir alles leisten 

was du willst? 

Mobilität; Probleme damit Wie bewegst du dich im öffentlichen Raum?  

Positives  

Erfahrungen/Probleme Familienmitglieder  

Veränderungen seit Sommer 2018  

Verlauf seit Status F  

Wünsche Was würdest du in deiner Freizeit gerne tun, 

was du zurzeit nicht kannst? 

Inhaltliche Aspekte Weiterführende Fragen 

Gesundheit Mitbewohner*innen/ Familien-

mitglieder 

 

Probleme/Schwierigkeiten Ursachen? 

Verlauf seit Status F  

Veränderungen seit Sommer 2018  



106 
 

Interviewleitfaden Expert*inneninterview mit zuständiger Asylbe-

hörde 

 

Wohnen 

• Wie werden vorläufig Aufgenommene Personen (VA) Ihrer Gemeinde zugewiesen? Wie 

viele VA befinden sich in Ihrer Gemeinde? 

• In welcher Weise werden VA in Ihrer Gemeinde untergebracht? 

• Können VA ihren Wohnsitz in Ihrer Gemeinde frei wählen? Können VA selbständig eine 

Wohnung suchen? Kommt dies überhaupt vor? 

• Wie hoch ist die Mietzinsrichtlinie für VA in Ihrer Gemeinde? 

• Was hat sich in Ihrer Gemeinde im Bereich Wohnen seit des geänderten Sozialhilfegeset-

zes für VA verändert? Wurde die Mietzinsrichtlinie gesenkt? Mussten VA einen Umzug 

vornehmen aufgrund dessen? 

 

Integration 

• Welche Strategien verfolgt Ihre Gemeinde bei der Integration von VA? 

• Welche Integrationsprogramme (Deutschkurse, Frühförderung, postobligatorische Aus-

bildung, Integration in Arbeitsmarkt, soziale/kulturelle Angebote) stehen VA in Ihrer Ge-

meinde zur Verfügung? 

• Wie beurteilen Sie den Erfolg dieser Integrationsprogramme? 

• Wie werden diese Programme finanziert? 

• Gibt es einen Unterschied zu Programmen, die für Personen angeboten werden, die un-

ter den Bestimmungen der Sozialhilfe unterstützt werden? 

• Bezahlen VA die Zusatzkosten für das Nachgehen von Integrationsprogrammen, Ausbil-

dungen, Arbeit (Tickets für Anfahrtsweg, auswärtige Verpflegung) aus ihrem Grundbe-

darf oder werden diese Kosten von der Gemeinde übernommen? 

• Gibt es für VA, die an Integrationsprogrammen teilnehmen oder arbeiten Angebote für 

die Betreuung ihrer Kinder? 

• Wie wird entschieden, welche Ausbildungen von der Gemeinde bezahlt werden und wel-

che nicht? (Eine befragte Person wohnhaft in Wetzikon hat eine Lehrstelle gefunden, 

welche aber von der Gemeinde nicht bezahlt wird.) 

• Befragte VA äusserten wiederholt Schwierigkeiten eine Arbeit oder Ausbildungsplatz zu 

finden, wie wird ihnen dabei geholfen? 

• Gibt es Jugendliche oder junge Erwachsene mit vorläufiger Aufnahme, die ihre Ausbil-

dung abbrechen, um stattdessen einer Lohnarbeit nachzugehen? Wie geht Ihre Ge-

meinde damit um? 

• Gemäss der neuen Integrationsagenda des Bundes sollen 70% aller erwachsenen Perso-

nen mit Arbeitsmarktpotenzial sieben Jahre nach Einreise nachhaltig im ersten Arbeits-

markt integriert sein. Halten Sie das für realistisch? 

• Gemäss der neuen Integrationsagenda des Bundes sollen sich 95% der jugendlichen Per-

sonen mit Ausbildungspotenzial fünf Jahre nach Einreise in einer postobligatorischen 

Ausbildung befinden. Wie setzt Ihre Gemeinde dieses Ziel um? 
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• Was bedeutet für Sie eine erfolgreiche Integration? Wann ist eine Person erfolgreich in-

tegriert? 

• Was hat sich in Ihrer Gemeinde im Bereich Integration seit des geänderten Sozialhilfege-

setzes für VA verändert? 

• Was hat sich in Ihrer Gemeinde im Bereich Integration seit der neuen Integrationsa-

genda des Bundes verändert? 

 

Unterstützungsleistungen 

• Wieviel beträgt der Grundbedarf für den Lebensunterhalt (GBL) in der Asylfürsorge in 

Ihrer Gemeinde? Wie wurde dieser festgelegt? 

• Wie beurteilen Sie die Höhe des GBL für VA? 

• Wieviel betrug der GBL für VA vor der Umsetzung des geänderten Sozialhilfegesetzes? 

 

Informationen 

• Wie werden VA über Integrationsprogramme, Änderungen, Neuerungen in Ihrer Ge-

meinde informiert? 

• Welche Kanäle bestehen in Ihrer Gemeinde, wo sich VA informieren und Fragen stellen 

können? 

• Werden VA von Ihrer Gemeinde über die Möglichkeit über ein Härtefallgesuch infor-

miert, wenn ja, wie? 

 

Geändertes Sozialhilfegesetz 

• Wie beurteilen Sie das geänderte Sozialhilfegesetz und dessen Umsetzung in Ihrer Ge-

meinde? 

• Welche positiven und negativen Auswirkungen des geänderten Sozialhilfegesetzes für 

VA können Sie nennen? 
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